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1  Einleitung 
„Zunehmende Abschottung, Ausschluss von Asylverfahren, soziale Ausgrenzung, vermehrte 
Abschiebungen, so lassen sich stichwortartig zentrale Tendenzen der gegenwärtigen 
Asylpolitik beschreiben“ (Löhlein 1996, zit. nach Wurzbacher 1997: 132), stellte Harald 
Löhlein, Vorstandsmitglied im Europäischen Flüchtlingsrat (ECRE), bereits im Jahr 
1996 fest. Dieser flüchtlingspolitische Kurs hat sich in Österreich seither nicht 
verändert: So wurden 1997 und 2005 neue Fremdengesetze erlassen, die jeweils 
eine erhebliche Verschlechterung für die Situation von AsylwerberInnen mit sich 
brachten. Nicht zuletzt scheint dies auf Druck der „herrschenden Meinung“ (Neidhardt 
1994: 9, vgl. Kapitel 2.2) in der Öffentlichkeit zu geschehen, die eine zunehmend 
abweisende und abwertende Einstellung gegenüber Ausländerinnen im Allgemeinen 
und Flüchtlingen im Speziellen vertritt (vgl. Langthaler/Trauner 2008: 28ff). So sind 
Wortkreationen wie „Asyltouristen“, „Asylbetrüger“, „Scheinasylanten“1 und 
„Asylmissbrauch“ nicht selten in der öffentlichen Diskussion um das Asylrecht zu 
hören. Politische Parteien und letztlich auch EntscheidungsträgerInnen nehmen 
diese Begriffe auf und setzen sie in sicherheitspolitische Forderungen um; 
Flüchtlinge werden somit zum populistischen Wahlkampfthema und zum Spielball 
der Politik.  
 
Immer wieder wurde daher von Seiten der Sozialen Arbeit darauf hingewiesen, dass 
es an den im Flüchtlingsbereich tätigen NGOs liegt, ein anderes Bild von 
Flüchtlingen in der Öffentlichkeit zu schaffen und durch advokatorisches Auftreten 
letztendlich Gesetzesänderungen und einen politischen Kurswechsel zu erreichen 
(so z.B. Wurzbacher 1997, Merten 2001). Die im Flüchtlingsbereich engagierten 
Organisationen scheinen aber den flüchtlingsfeindlichen Tendenzen im öffentlichen 
und politischen Diskurs bisher nicht viel entgegensetzen zu können: So ist bereits 
wieder eine neuerliche Verschärfung der Gesetze im Gespräch und nach einer 
kürzlich veröffentlichten Studie über den Wertewandel in Österreich sind 55 Prozent 
der ÖsterreicherInnen als fremdenfeindlich einzustufen (vgl. Der Standard, 
14.06.2009). 
 
                                            
1
 Hier wird nur die männliche Form angegeben, da diese Ausdrücke in der großen Mehrzahl auch nur 
männlich gebraucht werden. 
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Die vorliegende Diplomarbeit soll daher Aufschluss darüber bringen, wie 
Flüchtlingshilfsorganisationen sich in den öffentlichen Diskurs um AsylwerberInnen 
einbringen und worin – aus einer kommunikationswissenschaftlichen Sicht – die 
Ursachen dafür liegen mögen, dass es ihnen nur bedingt gelingt, diesen zu 
beeinflussen. Sie schließt damit direkt an eine vorangegangene, von der Verfasserin 
im Rahmen ihrer Diplomarbeit am Fachhochschulgang Soziale Arbeit durchgeführten 
Untersuchung über die Schubhaftbetreuung an, deren zentrale Schlussfolgerung 
aufzeigte, dass die Flüchtlingsarbeit „durch konsequente Lobbyarbeit in der Öffentlichkeit 
und Politik für eine Besserstellung ihrer KlientInnen und gesetzliche Änderungen eintreten“ 
muss (Salzer 2007: 105). Da die Instrumente von sozialen Organisationen, Themen 
in der Öffentlichkeit zu vertreten, jedoch zahlreich sind, wird sich die gegenständliche 
Arbeit nur mit dem Instrument Sozialkampagnen und seiner Sonderform des 
advocacy campaignings beschäftigen, um den Untersuchungsgegenstand 
einzugrenzen.  
 
Im ersten Teil der Arbeit sollen dabei zu Beginn öffentlichkeitstheoretische Ansätze 
diskutiert werden, um die Bedeutung von Sozialkampagnen für die Wiederherstellung 
einer kritischen, oppositionellen Öffentlichkeit im Sinne von Habermas (vgl. Kapitel 
2.1) und einen damit einhergehenden gesellschaftlichen und politischen Wandel zu 
beschreiben.  
 
In einem zweiten Schritt werden mithilfe einer einschlägigen Literaturrecherche 
Grundlagen der Öffentlichkeitsarbeit ausgearbeitet, die Flüchtlingshilfs-
organisationen ein advokatorisches Auftreten für AsylwerberInnen in der 
Öffentlichkeit in Form von Sozialkampagnen als Instrument der Social Public 
Relations ermöglichen. Hier wird deshalb auch besonders auf die spezielle 
Sozialkampagnenform advocacy campaigns eingegangen werden.  
 
Im zweiten Teil der Arbeit wird schließlich anhand einer der aktuellsten Kampagnen 
für Flüchtlinge Flucht ist kein Verbrechen des Forum Asyls herausgearbeitet, wie 
advocacy-Kampagnen im österreichischen Flüchtlingsbereich konzipiert werden, ob 
die Vorgehensweise den erarbeiteten Handlungsweisen im Bereich der 
Öffentlichkeitsarbeit entspricht und wo eventuell Veränderungen nötig wären, um 
sich im öffentlichen Diskurs besser durchsetzen zu können. Für eine Analyse der 
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Kampagne ist dabei die vorherige Beschreibung ihrer Ausgangslage unvermeidbar. 
Die Situation von AsylwerberInnen, mit der sich die Flüchtlingshilfsorganisationen 
nach der Fremdenrechtsänderung im Jahr 2006 konfrontiert sahen und aufgrund 
derer sie sich zum Start der Kampagne entschlossen, wird anhand von (zumeist 
grauer) Literatur, aber auch mithilfe von den empirisch gewonnenen Erkenntnissen 
der vorangegangenen Diplomarbeit der Verfasserin (siehe Salzer 2007) dargelegt. 
Für die Kampagnenanalyse werden neben der Homepage der Kampagne auch die 
von den OrganisatorInnen zur Verfügung gestellten Unterlagen untersucht. Die 
empirische Grundlage der Analyse stellen zudem fünf ExpertInneninterviews dar, 
welche mit den Verantwortlichen der Kampagne geführt wurden (näheres dazu in 
Kapitel 6). 
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 Teil I: Theoretische Grundlagen 
 
2 Öffentlichkeitstheoretische Grundlagen 
Wie oben bereits erwähnt wurde und später noch näher ausgeführt werden wird, 
haben Flüchtlingshilfsorganisationen zumindest von der Sozialen Arbeit aus den 
deutlichen Auftrag, sich in den öffentlichen Diskurs um AsylwerberInnen 
einzubringen und diese darin advokatorisch zu vertreten. In den folgenden Kapitel 
soll dargestellt werden, warum (1) dies auch aus einer demokratischen Sicht 
notwendig erscheint und (2) ihnen im Grunde genommen keine andere Alternative 
bleibt, wollen sie den Kampf um die Definitionshoheit ihrer KlientInnengruppe im 
medialen und politischen Diskurs nicht verlieren. Welche Rolle sie im Diskurs 
einnehmen und wie sie die öffentliche Meinung schlussendlich beeinflussen können, 
soll ebenso Gegenstand der Ausführungen sein. 
2.1 Öffentlichkeit 
Obwohl der Begriff Öffentlichkeit die Grundlage für Theorien des Journalismus und 
der Öffentlichkeitsarbeit darstellt, scheint eine Abgrenzung des Begriffes dennoch 
schwierig zu sein. Dies liegt zum einen daran, dass er sowohl in wissenschaftlichen 
als auch in nicht-wissenschaftlichen Handlungsfeldern verwendet wird und dadurch 
in „konzeptionelle Mitleidenschaft“ gerät (vgl. Marschall 1999a: 109). Neben 
wissenschaftlichen existieren somit also auch eine Reihe von alltagssprachlichen 
Bedeutungen des Begriffes (vgl. Imhof 2003: 194). Zum anderen wird trotz Zunahme 
der Relevanz des Öffentlichkeitsterminus der Klärung des Begriffes in der Theorie 
nicht genügend Beachtung geschenkt. Bis dato liegt daher trotz vielseitiger 
Forschung keine allgemein akzeptierte kommunikationswissenschaftliche Definition 
des Begriffes vor (vgl. Wimmer 2007: 12f, Faulstich 2000: 51). Öffentlichkeit ist 
zudem nicht nur in der Kommunikationswissenschaft Gegenstand wissenschaftlicher 
Forschung, sondern vielmehr von interdisziplinärem Interesse und wird auch 
politikwissenschaftlich, betriebswissenschaftlich, sozialpsychologisch, kulturwissen-
schaftlich und soziologisch diskutiert. Eine Definition des Begriffes aus 
kommunikationswissenschaftlicher Sicht muss demnach auch Aspekte der oben 
genannten Wissenschaften beinhalten (vgl. Wimmer 2007: 21ff. und 31).  
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Grundsätzlich kann Öffentlichkeit als Gegensatz zu „Privatheit“, „Vertraulichkeit“ und 
„Geheimnis“ verstanden werden (vgl. z.B. Imhof 2003: 193, Peters 1994: 43ff). 
Zentraler Bestandteil aus kommunikationswissenschaftlicher Sicht ist hierbei eine 
unbeschränkte, unabgeschlossene Kommunikation, zu der alle freien Zugang haben 
(vgl.  Wimmer 2007: 33). Die Kommunikationswissenschaft unterscheidet im 
Weiteren zwischen normativ-funktionalen und empirisch-analytischen 
Öffentlichkeitstheorien (vgl. Donges/Imhof 2005: 150). 
 
Empirisch-analytische Zugänge bauen zwar auf normativen Ansprüchen auf, legen 
ihr Hauptaugenmerk jedoch auf eine Klassifizierung der Öffentlichkeit (vgl. ebd.: 
151), wobei die Ansichten, was genau unter Öffentlichkeit zu verstehen ist, 
divergieren: Nach Habermas lässt sich Öffentlichkeit „am ehesten als ein Netzwerk für 
die Kommunikation von Inhalten und Stellungnahmen, also von Meinungen beschreiben; 
dabei werden die Kommunikationsflüsse so gefiltert und synthetisiert, dass sie sich zu 
themenspezifisch gebündelten öffentlichen Meinungen verdichten“ (Habermas 1992: 436). 
Andere Definitionen umfassen Öffentlichkeit als System (vgl. Luhmann 2004, 
Gerhards 1993), als Kommunikationsraum oder –sphäre (vgl. Peters 1994) oder als 
Forum: „Öffentlichkeit erscheint als ein offenes Kommunikationsforum für alle, die etwas 
sagen, oder das, was andere sagen, hören wollen“ (Neidhardt 1994: 7). In einer 
Gegenüberstellung der Modelle lassen sich drei wesentliche Merkmale von 
Öffentlichkeit erkennen (vgl. Brüggemann 2008: 42ff):  
 
Als erstes und elementares Kennzeichen ist die Präsenz eines unbegrenzten 
Publikums zu nennen. Erst durch seine Anwesenheit ist Öffentlichkeit gegeben: 
„Öffentlichkeit entsteht dort, wo ein Sprecher vor einem Publikum kommuniziert, dessen 
Grenzen er nicht bestimmen kann“ (Neidhardt 1994: 10). Die Zusammensetzung des 
Publikums variiert je nach Thema, Medium oder Meinung, es ist jedoch immer sozial 
heterogen und setzt sich aus LaiInnen zusammen. Aus diesem Grund muss es sich 
bei der Kommunikation, die sich an das Publikum richtet, um 
LaiInnenkommunikation2 handeln, damit dessen Aufmerksamkeit erzielt werden kann 
(vgl. ebd.: 12f und Donges/Imhof 2005: 155).  
                                            
2
 Unter LaiInnenkommunikation wird eine für die Allgemeinheit interessante und verständliche 
Kommunikation verstanden (vgl. Gerhards 1993: 29).  
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Ein weiteres Merkmal von Öffentlichkeit ist ihre Strukturierung als Netzwerk 
unbegrenzter Kommunikationsforen. „Öffentlichkeit besteht aus einer Vielzahl von 
Kommunikationsforen, deren Zugang prinzipiell offen und nicht an 
Mitgliedschaftsbedingungen gebunden ist und in denen sich individuelle und kollektive 
Akteure vor einem breiten Publikum zu politischen Themen äußern“ (Gerhards 1998a: 
694). Bedeutend hierbei ist, dass es sich nicht um eine Öffentlichkeit3 handelt, 
sondern vielmehr um eine komplexe Struktur von Teilöffentlichkeiten, die sich je nach 
Funktion segmentieren bzw. differenzieren und sich teilweise zu größeren 
Öffentlichkeiten zusammenschließen oder auch in konträren, konflikthaften 
Beziehungen verbleiben (vgl. Wimmer 2007: 148).  
 
Der dritte wesentliche Aspekt von Öffentlichkeit ist schließlich ihre Vermittlung über 
Massenmedien. In der modernen Öffentlichkeit stellen die Medien die Basis für die 
Verbindung zwischen dem Publikum und den SprecherInnen bzw. dem politischen 
System dar, denn sie erlauben den vielfältigen Austausch von Ideen, Meinungen, 
Debatten und Informationen auf breiter, unbegrenzter Basis (vgl. Wimmer 2007: 44 
und Gerhards 1994: 84). Erst „über die Massenmedien wird Öffentlichkeit zu einer 
dauerhaft bestimmenden gesellschaftlichen und politischen Größe“ (Neidhart 1994: 10).  
 
Normative Ansätze setzen im Gegensatz zu den empirisch-analytischen vor allem an 
der politischen Bedeutung von Öffentlichkeit an, „weil der Begriff selbst unauflösbar mit 
politisch-rechtlichen, sozialintegrativen und deliberativen Ansprüchen (…) verbunden ist“ 
(Donges/Imhof 2005.: 150). Im Sinne einer funktional differenzierten Gesellschaft 
kommt dem Teilsystem Politik als Problemadressat und Problemlösungssystem 
zudem eine Sonderstellung zu, die auch für (politische) Öffentlichkeit gilt: Sie ist der 
Artikulationsort für BürgerInnen und Organisationen, hier werden Themen gesetzt 
und Meinungen gebildet, die richtungsweisend für politische Entscheidungen sind, 
die alle anderen Teilsysteme der Gesellschaft betreffen (vgl. Gerhards/Neidhardt 
1990: 8ff). Öffentlichkeit ist gewissermaßen eine Grundvoraussetzung 
demokratischer Gesellschaften, da sie Politik beobachtbar und somit sanktionierbar 
                                            
3
 Die Literatur ist sich im überwiegenden Maße einig darüber, dass es die eine Öffentlichkeit (im Sinne 
der bürgerlichen Öffentlichkeit von Habermas) nur als Idealvorstellung gibt, während in der Realität – 
wie oben beschrieben – eine Vielzahl von Öffentlichkeiten existieren (vgl. Wimmer 2007: 148).  
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macht und den verschiedenen AkteurInnen erlaubt, sich daran zu beteiligen (vgl. u.a. 
Wimmer 2007: 23). Diese Partizipationsoffenheit ermöglicht eine gemeinsame 
Willensbildung, wodurch (von den MachtinhaberInnen) getroffene Entscheidungen 
und Problemlösungen eine höhere Rationalität aufweisen als in autoritären 
Strukturen (vgl. ebd.: 148, Peters 1994: 47 und Donges/Imhof 2005: 150). Im Sinne 
des Spiegelmodells nach Luhmann (1990) können sich die beteiligten AkteurInnen 
außerdem über die Öffentlichkeit selbst über das politische Geschehen informieren. 
Denn nicht nur sie selbst und ihr Handeln sind in der Öffentlichkeit beobachtbar, 
sondern man „sieht auch die Konkurrenten, die quertreibenden Bestrebungen, die 
Möglichkeiten, die nicht für ihn, aber für andere attraktiv sein könnten“ (Luhmann 1990: 
181). Öffentlichkeit ist daher für alle politischen AkteurInnen (PolitikerInnen, 
BürgerInnen, soziale Organisationen, etc.) eine unentbehrliche Voraussetzung für ihr 
Handeln. Demokratische politische Prozesse und ein gesellschaftlicher (Werte-) 
Wandel wären ohne Öffentlichkeit nicht zu bewältigen. 
 
Normativ-funktionale Konzepte beschreiben immer ein Ideal der Öffentlichkeit und 
formulieren somit Ansprüche an deren Form und Funktion. Nach Gerhards und 
Neidhardt (1990) liegt die politische Funktion von Öffentlichkeit „in der Aufnahme 
(Input) und Verarbeitung (Throughput) bestimmter Themen und Meinungen sowie in der 
Vermittlung der aus dieser Verarbeitung entstehenden Öffentlichen Meinungen (Output) 
einerseits an die Bürger, andererseits an das politische System“ (Gerhards/Neidhardt 
1990: 6). Öffentlichkeit ist somit ein intermediäres Kommunikationssystem, das 
zwischen dem politischen System und den BürgerInnen und den Ansprüchen 
anderer Teilsysteme der Gesellschaft vermittelt und dabei Wissen (in Form von 
öffentlicher Meinung) erzeugt und verbreitet (vgl. ebd.: 12). Neidhardt (1994) schließt 
daraus auf drei mögliche Funktionen von Öffentlichkeit: Öffentlichkeit hat einerseits 
Transparenzfunktion, das heißt, sie „soll offen sein für alle gesellschaftlichen Gruppen 
sowie für alle Themen und Meinungen von kollektiver Bedeutung“ (Neidhardt 1994: 8). 
Öffentlichkeit leistet zudem Validierungsfunktion, indem ihre AkteurInnen „mit den 
Themen und Meinungen anderer diskursiv umgehen und ihre eigenen Themen und 
Meinungen unter dem Druck der Argumente anderer gegebenenfalls revidieren“ (ebd.: 8). 
Und schließlich hat Öffentlichkeit eine Orientierungsfunktion, da „öffentliche 
Kommunikation, die von den Öffentlichkeitsakteuren diskursiv betrieben wird, (…) ‚öffentliche 
Meinungen‘ [erzeugt], die das Publikum als überzeugend wahrnehmen und akzeptieren 
kann“ (ebd.: 9). 
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Diesen Funktionen liegt das Ideal der „bürgerlichen Öffentlichkeit“ zugrunde, das von 
Habermas in seinem Hauptwerk „Strukturwandel der Öffentlichkeit“ (Habermas 1990 
[1962]) konzipiert wurde. Nach Habermas muss eine idealtypische Öffentlichkeit 
einen prinzipiell unabgeschlossenen Kommunikationsraum darstellen und somit allen 
Interessierten offen stehen, denn „die bürgerliche Öffentlichkeit steht und fällt mit dem 
Prinzip des allgemeinen Zugangs. Eine Öffentlichkeit, von der angebbare Gruppen eo ipso 
ausgeschlossen wären, ist nicht etwa nur unvollständig, sie ist vielmehr gar keine 
Öffentlichkeit“ (Habermas 1990 [1962]: 156). Diese Offenheit bezieht sich nicht nur auf 
das Publikum, sondern umfasst auch die Themen, die im Kommunikationsraum 
besprochen werden. So sollen alle gesellschaftspolitisch relevanten Angelegenheiten 
problematisiert werden können, auch jene Bereiche, „die bislang nicht als fragwürdig 
galten“ (ebd.: 97), also von Staat, Kirche o.Ä. vorgegeben waren. Die Diskussion 
darüber soll schließlich diskursiv und verständigungsorientiert geführt werden, in 
einem freien Austausch der Argumente, in welchem weder Status noch Hierarchie 
oder Interessen zählen. Der einzige Zwang, der vorherrschen darf, ist „der Zwang des 
besseren Arguments“ (ebd.: 104).  
 
Die bürgerliche Öffentlichkeit der Aufklärung als ein egalitäres, auf Sachlichkeit und 
Wahrheitsfindung beruhendes Modell wird laut Habermas im 19. Jahrhundert 
aufgrund der Entstehung der Massenmedien und der Zunahme des Kapitalismus 
durch eine „vermachtete“ Öffentlichkeit verdrängt (vgl. ebd.: 275ff). Eine 
massenmedial hergestellte Öffentlichkeit löst sich vom Publikum ab und wird von 
Staat, Parteien, Verbänden und Wirtschaftsinteressen instrumentalisiert. 
Unterschiedliche Privat- und Marktinteressen lösen den herrschaftsfreien Diskurs ab, 
kritische Publizität wird durch manipulative Publizität ersetzt und Öffentlichkeit verliert 
somit ihr kritisches Potential und degeneriert zur reinen Interessensartikulation (vgl. 
ebd.: 337). Für die Wiederherstellung einer kritischen, oppositionellen und der 
Veränderung verpflichteten Öffentlichkeit ist eine starke Zivilgesellschaft vonnöten, 
die soziale Unverträglichkeiten in politischen Systemen identifiziert und öffentlich 
thematisiert (vgl. Habermas 1992: 425). Die Zivilgesellschaft setzt sich nach 
Habermas aus „Vereinigungen, Organisationen und Bewegungen zusammen, welche die 
Resonanz, die die gesellschaftlichen Problemlagen in den privaten Lebensbereichen finden, 
aufnehmen, kondensieren und lautverstärkend an die politische Öffentlichkeit weiterleiten“ 
(ebd.: 443). Sie debattiert jenseits von eigenen Interessen und will durch das bessere 
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Argument überzeugen, und kann somit als kritische Gegenöffentlichkeit4 zur 
vermachteten Öffentlichkeit verstanden werden (vgl. ebd.: 461 und Wimmer 2005: 
80).  
 
In Zeiten der Massenmedien sieht sich aber auch eine starke Zivilgesellschaft, die 
die Intention hat, mithilfe von Diskursivität zu überzeugen und einen Wandel 
einzuleiten, mit einer anderen Realität konfrontiert: So hat ein massenmedial 
vermittelter Diskurs nicht die Struktur eines verständnisorientierten Dialogs, vielmehr 
versuchen die SprecherInnen, das Publikum mittels strategischer Kommunikation zu 
überzeugen (vgl. Brüggemann 2008: 50). Auch das Behandeln aller erdenklichen 
Themen erscheint in einer massenmedial vermittelten Öffentlichkeit unmöglich, 
vielmehr bedarf es eines professionellen Journalismus, der Themen filtern und für die 
Öffentlichkeit aufbereiten kann (vgl. ebd.: 49). Aufgrund medialer Selektionskriterien 
ist die Auswahl der Themen und Meinungen jedoch durch deren Nachrichtenwert 
bestimmt (vgl. Kapitel 2.3). Infolge ökonomischer Interessen der Medien ist die 
Themenauswahl aber nicht mehr repräsentativ: „Da die Medien mittlerweile überwiegend 
als kommerziell orientierte Unternehmen arbeiten, ergibt sich aus der Vermittlung über 
Medien die Orientierung der Themenauswahl an der vermuteten Aufmerksamkeitsökonomie 
des Publikums: Thematisiert wird nur, was viele Menschen interessieren könnte. Aus der 
medialen Vermittlung ergibt sich eine spezifische Realitätskonstruktion, die oft als 
Verzerrung der ‚Wirklichkeit‛ gebrandmarkt wird“ (ebd.: 44). Hinzu kommen noch 
Asymmetrien in den Kommunikationsverhältnissen: „Es gibt Ungleichheiten der 
Sichtbarkeit und Vernehmlichkeit, des jeweils beanspruchten oder kontrollierten Anteils am 
öffentlichen Raum; es gibt Ungleichheiten des Einflusses; und es gibt schließlich 
asymmetrische Wissensvoraussetzungen in Kommunikationen“ (Peters 1994: 52). Nicht 
alle AkteurInnen haben die gleichen Chancen, sich Aufmerksamkeit in der 
                                            
4
 Laut Wimmer bezieht sich der Begriff Gegenöffentlichkeit auf drei Dimensionen: „Erstens werden damit 
kritische Teilöffentlichkeiten definiert, die ihre als marginalisiert empfundenen Positionen (…) mit Hilfe von 
alternativen Medien und Aktionen innerhalb der massenmedialen Öffentlichkeit Gehör verschaffen möchten (= 
alternative Öffentlichkeit). Zweitens bezeichnet Gegenöffentlichkeit auch kollektive und dabei vor allem politische 
Lern- und Erfahrungsprozesse innerhalb alternativer Organisationszusammenhänge wie z.B. neue soziale 
Bewegungen, nichtstaatliche Organisationen (= partizipatorische Öffentlichkeiten). Drittens verweist der Begriff 
auf die versuchten Einflussnahmen zumeist unorganisierter Aktivisten auf die massenmediale Öffentlichkeit (= 
Medienaktivismus)“ (Wimmer 2005: 237). Gegenöffentlichkeiten thematisieren jene Angelegenheiten, 
die von den politisch etablierten AktuerInnen nicht auf die Ebene der Öffentlichkeit gehoben werden 
(vgl. ebd.: 151). 
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Öffentlichkeit zu verschaffen, da die Ressourcen und die Definitionsmacht 
unterschiedlich verteilt sind. Nicht etablierte AkteurInnen5 „sind an den Verfahren der 
Machtallokation innerhalb des politischen Systems in der Regel nicht beteiligt, weder an das 
Wirtschaftssystem noch an das Mediensystem gekoppelt und verfügen über kein 
traditionelles Sozialprestige“ (Imhof 2003: 205). Sie können ihre Themen daher nur 
über medienwirksame Aktionen in die massenmediale Öffentlichkeit einbringen. 
 
Nun können Organisationen wie Caritas oder Diakonie zwar nicht direkt als nicht-
etablierte AkteurInnen bezeichnet werden, da sie mittlerweile als institutionalisierte 
Organisationen gelten und über ein gewisses Maß an Sozialprestige und 
Definitionsmacht verfügen. Nichtsdestotrotz setzen sie sich mit sozialen Themen 
auseinander und versuchen soziale Unverträglichkeiten der Gesetzgebung 
aufzuzeigen. Da sie zudem als Non-Profit- (NPO) und Non-Governmental-
Organisationen (NGO) keine ökonomischen oder Machtinteressen verfolgen, können 
sie als Teil der Zivilgesellschaft im Sinne Habermas gesehen werden. Als 
VertreterInnen der sozial schwachen und marginalisierten Gruppen der Gesellschaft 
repräsentieren sie im Allgemeinen nur selten eine mehrheitsfähige Meinung oder 
thematisieren Angelegenheiten von allgemeinem Interesse und müssen daher um 
mediale Aufmerksamkeit und Resonanz hinsichtlich oben genannter Kriterien 
kämpfen. Da das Ideal der bürgerlichen Öffentlichkeit, wie Habermas selbst erkennt, 
und somit auch der freie Diskurs in Zeiten massenmedialer Öffentlichkeitsherstellung 
nicht mehr existieren, können Flüchtlingshilfsorganisationen, selbst wenn sie mediale 
Aufmerksamkeit erreichen, sich nicht darauf verlassen, allein durch das bessere 
Argument zu überzeugen. Vor allem die Tatsache, dass sie im öffentlichen Diskurs 
eindeutig eine Minderheitenposition vertreten, verhindert, dass sie tatsächlich eine 
effektive Gegenöffentlichkeit aufbauen und dadurch zu einem Ausgleich der 
Argumente führen können. Um gegen die mehrheitsfähige Ablehnung von 
Flüchtlingen in der Öffentlichkeit (vgl. Kapitel 1) ankommen, diese von ihren 
gegensätzlichen Positionen überzeugen und dadurch schließlich Druck auf die Politik 
                                            
5
 Als in der Öffentlichkeit etablierte AkteurInnen werden Organisationen der Politik, Wirtschaft und 
Medien gesehen. Sie verfügen über Sozialprestige, Reputation, Geld und Einfluss und damit über die 
notwendige Definitionsmacht, um sich in der Öffentlichkeit Resonanz zu verschaffen. Als nicht-
etablierte AkteurInnen werden soziale Bewegungen oder Protestparteien gesehen, die über keine 
oder weniger der genannten Ressourcen disponieren (vgl. Imhof 2003: 205) 
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ausüben zu können, werden sich Flüchtlings-NGOs daher vielmehr einer 
strategischen Kommunikation bedienen müssen. Denn erst wenn eine neutrale, auf 
Fakten aufbauende Einstellung gegenüber Flüchtlingen wieder an Boden gewinnt, 
kann tatsächlich von einer der „vermachteten“ Öffentlichkeit die Stirn bietenden 
Gegenöffentlichkeit gesprochen werden, die vielleicht wieder den kritischen Diskurs 
und den freien Austausch der Argumente ermöglicht.  
 
2.2 Öffentliche Meinung  
Öffentliche Meinung wird ähnlich wie der Begriff Öffentlichkeit in der Literatur 
unterschiedlich definiert und ist in der Regel eng mit der jeweiligen Sichtweise von 
Öffentlichkeit verbunden. Eines der am häufigsten vertretenen Konzepte sieht 
öffentliche Meinung als ein Aggregat von Individualmeinungen, das durch Umfragen 
oder Wahlen ermittelt werden kann (vgl. Jarren/Donges 2006: 108). VertreterInnen 
eines normativen Öffentlichkeitskonzepts lehnen diese Sichtweise jedoch ab, da sie 
Öffentlichkeit lediglich als eine Masse von Individuen begreift (vgl. u.a. Habermas 
1990 [1962]: 349). Sie verstehen unter öffentlicher Meinung vielmehr das Ergebnis 
einer diskursiv betriebenen Kommunikation der ÖffentlichkeitsakteurInnen (vgl. 
Neidhardt 1994: 9). Öffentliche Meinung ist hier jedoch nicht einfach „die Summe aller 
öffentlich geäußerten Meinungen von Öffentlichkeitsakteuren, sondern ein kollektives 
Produkt von Kommunikationen, das sich zwischen den Sprechern als ‚herrschende‛ Meinung 
darstellt“ (ebd.: 26). „Herrschend“ ist eine Meinung dann, wenn eine Abweichung von 
ihr bei einer Mehrzahl anderer AkteurInnen und bei den Medien auf Widerstand stößt 
und dadurch marginalisiert wird.  
 
Nach Noelle-Neumann (1996) ist das Verschwinden abweichender Meinungen in der 
Angst vor Isolation, die in jedem Menschen als Instinkt verankert ist, zu begründen: 
Die von der Öffentlichkeit als Tribunal gestellte Forderung nach Konformität und die 
Furcht vor Isolation bringen das Publikum dazu, keine andere als die herrschende, 
allgemein gebilligte Meinung zu vertreten. Öffentliche Meinung stellt für sie daher 
eine Art sozialer Kontrolle dar, die mittels Isolationsandrohung die Mitglieder des 
Publikums dazu zwingt, sich in die Gesellschaft zu integrieren und nicht von der 
Norm abzuweichen: „Im verfestigten Bereich der Traditionen, Sitten, vor allem aber der 
Normen sind jene Meinungen und Verhaltensweisen öffentliche Meinung, die man öffentlich 
äußern oder einnehmen muss, wenn man sich nicht isolieren will“ (Noelle-Neumann 1996: 
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92). In kontroversen Bereichen, also jenen Bereichen und Meinungen, die einem 
Wandel unterliegen, ist öffentliche Meinung die Meinung, die man sagen kann, ohne 
Gefahr zu laufen, sich zu isolieren. Das Publikum beobachtet in diesem 
Veränderungsprozess fortlaufend, welche Meinungen zu- oder abnehmen. Wer sich 
der Mehrheitsmeinung angehörig fühlt, fühlt sich gestärkt und kann sich daher 
leichter öffentlich äußern und stützt somit schlussendlich ihre Dominanz. Wer seine 
Meinung jedoch in der Minderheit sieht, verfällt eher in Schweigen und trägt so zu 
ihrem Verschwinden bei; daher nennt Noelle-Neumann diesen Prozess auch 
Schweigespirale. Die Qualität der Argumente oder des Diskurses sind in diesem 
Meinungsbildungsprozess irrelevant, da es nur darauf an kommt, welches Lager in 
einer Kontroverse stark genug ist, um dem anderen mit Ausschluss aus der 
Gesellschaft zu drohen (vgl. ebd.: 336). Aus diesem Grund steht Noelle-Neumann 
dem Konzept der öffentlichen Meinung als Ergebnis eines kritischen Räsonements 
skeptisch gegenüber, denn öffentliche Meinung setzt sich ihrer Ansicht nach nicht 
aufgrund von Sachargumenten, sondern über „moralische Ladungen“ durch (Noelle-
Neumann 1998: 87). Rational diskutierte Themen wie Politik werden moralisiert und 
emotionalisiert, um abweichende Meinungen sanktionierbar zu machen, da sich eine 
wirksame Isolationsdrohung nur über Werte und Gefühle mobilisieren lässt (vgl. ebd.: 
87f). 
 
Eine besondere Rolle in der Bildung von öffentlicher Meinung kommt den 
Massenmedien zu, denn sie ermöglichen einerseits dem Publikum die Beobachtung 
der Umwelt und haben anderseits eine Artikulationsfunktion, indem sie Themen zum 
Diskussionsgegenstand machen: „In Gegenwartsgesellschaften konstituiert sich 
öffentliche Meinung, die vom politischen System wahrgenommen werden kann, in erster 
Linie durch massenmediale Öffentlichkeit. Auch die auf den anderen Ebenen6 der 
                                            
6
 Nach Gerhards und Neidhardt bildet sich öffentliche Meinung auf drei Ebenen der Öffentlichkeit: der 
Encounter-, der Versammlungs- und der Medienöffentlichkeit. Auf der Encounterebene handelt es sich 
dabei um einfache Interaktionssysteme, in denen einander Unbekannte an öffentlichen Plätzen (wie 
der Straßenbahn, im Kaffee, etc.) miteinander kommunizieren. Versammlungsöffentlichkeiten 
bezeichnen thematisch zentrierte Interaktionssysteme wie z.B. öffentliche Veranstaltungen oder 
Demonstrationen. Strukturbildend ist hier das Thema, von dem Teilnahme und SprecherInnen 
abhängen. Öffentlichkeiten auf dieser Ebene weisen einen höheren Organisationsgrad als auf der 
Encounterebene auf, sind intern stabiler und erlangen eher allgemeine Aufmerksamkeit, wodurch sie 
höhere Chancen auf die Herstellung öffentlicher Meinung haben. Die größte Beeinflussung des 
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Öffentlichkeit artikulierten Themen und Meinungen erreichen erst eine allgemeine 
Wahrnehmung, wenn sie von den Massenmedien aufgegriffen, berichtet und verstärkt 
werden“ (Gerhards/Neidhardt 1990: 24). Indem sie bestimmte Standpunkte stärker 
herausstellen als andere und die VertreterInnen dieser Standpunkte mit Argumenten 
versorgen, haben Massenmedien nach Noelle-Neumann einen gewichtigen Einfluss 
auf die Schweigespirale und somit auf die öffentliche Meinung. Dieser Einfluss ist vor 
allem bei einer konsonanten Berichterstattung groß, da dadurch die propagierte 
Meinung besonders stark erscheint und Ausweichmöglichkeiten zur alternativen 
Informationsbeschaffung fehlen (vgl. Noelle-Neumann 1996: 227ff). Dies kann sogar 
zu einem „doppelten Meinungsklima“ führen, wenn „das Meinungsklima der Bevölkerung 
und die vorherrschende Meinung unter Journalisten auseinanderfallen“ (ebd.: 243), also 
eine Minderheitenmeinung als die öffentliche Meinung wahrgenommen wird.  
 
Öffentliche Meinung muss also nicht unbedingt der Bevölkerungsmeinung 
entsprechen. Stimmen sie jedoch überein, so entsteht in demokratischen Systemen 
Druck auf die EntscheidungsträgerInnen, dieser Meinung durch entsprechende 
Maßnahmen auch nachzukommen (vgl. Neidhardt 1994: 7f). Öffentliche Meinung 
kann in diesem Sinne gewissermaßen das Bindeglied zwischen Staat und 
Gesellschaft darstellen, indem sie der Politik die Bedürfnisse der Gesellschaft 
übermittelt. (vgl. Habermas 1990 [1962]: 90). Divergiert die öffentliche Meinung aber 
erheblich von der Bevölkerungsmeinung, so kann es zu Mobilisierung von 
Publikumsgruppen kommen, die selbst Zugang zu den Öffentlichkeitsforen gewinnen 
wollen, um somit auf die öffentliche Meinung, die Bevölkerungsmeinung und die 
Gesetzgebung Einfluss zu nehmen: Es entstehen soziale Bewegungen (vgl. 
Neidhardt 1994: 8). Nach Noelle-Neumann bedarf es dazu „Avantgardisten“, die keine 
Angst vor Isolation verspüren und ihren Standpunkt auch ohne Unterstützung der 
Gesellschaft aus einer Minderheitenposition heraus vertreten (vgl. Noelle-Neumann 
1996: 200ff). Entscheidend dabei ist die öffentliche Kommunikation: „Bürger müssen 
öffentlich aussprechen, was sie bekümmert, Verbände müssen Resolutionen erlassen, und 
Parteien müssen Pressekonferenzen abhalten, wollen sie sich an der Generierung 
öffentlicher Meinung beteiligen“ (Gerhards 1993: 25). Dies gilt auch für Protest- bzw. 
                                                                                                                                        
Meinungsbildungsprozesses herrscht jedoch auf der Ebene der Massenmedienkommunikation, da sie 
mittels professionellen Journalismus dauerhaft ein breites Publikum erreichen (vgl. Gerhards und 
Neidhardt 1990: 19ff und Donges/Imhof 2005: 151f). 
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Sozialkampagnen, denn nicht durch subjektive Ablehnungen der Politik, sondern 
durch öffentlich bekundete Meinungen entsteht bzw. verändert sich öffentliche 
Meinung. 
 
Um die öffentliche Meinung über Flüchtlinge zu ändern bzw. diese in ihrem Sinne zu 
beeinflussen, müssen Flüchtlingshilfsorganisationen also zu allererst versuchen, 
gegen die Schweigespirale anzukämpfen. Dazu gilt es, einerseits jene im Publikum, 
die Flüchtlingen nicht ablehnend gegenüber stehen, mit Argumenten für ihre Position 
zu versorgen. Andererseits müssen Flüchtlings-NGOs auch versuchen, in der 
Öffentlichkeit präsent zu sein und diesen Mitgliedern eine Stimme zu geben, damit 
sie nicht aus Angst vor Isolation verstummen. Beides kann durch das konsequente 
Führen von Sozialkampagnen angestrebt werden. Gleichzeitig kann durch eine 
Kombination mit interpersonaler Kommunikation (vgl. Kapitel 4.2.7) versucht werden, 
auf die Bevölkerungsmeinung einzuwirken. Denn gelingt es, diese zu beeinflussen,  
so kann – auch wenn aufgrund der medialen Machtverhältnisse in Österreich (vgl. 
Kapitel 2.5) eine Änderung der öffentlichen Meinung nicht erreicht werden kann – 
eine soziale Bewegung entstehen, die Druck auf die politischen 
EntscheidungsträgerInnen ausübt. 
 
2.3 Kommunikative Struktur von Öffentlichkeit 
Da Öffentlichkeit und öffentliche Meinung heiß umkämpft sind und die Konkurrenz 
der AkteurInnen und der Themen um Deutungsmacht und Aufmerksamkeit hoch ist 
(vgl. Röttger 2005a: 45), müssen gewissen kommunikative Bedingungen 
berücksichtigt werden, um das Gelingen öffentlicher Kommunikation7 sicherzustellen.  
 
 
                                            
7
 Im Sinne des Forschungsinteresses und unter Berücksichtigung der Sonderstellung politischer 
Öffentlichkeit (vgl. Kapitel 2.1) wird öffentliche Kommunikation in gegenständlicher Arbeit vor allem als 
politische Kommunikation verstanden. Nach Bentele (2007) bezieht sich politische Kommunikation 
„auf die Artikulation und den kommunikativen Austausch von Interessen zwischen gesellschaftlichen 
Organisationen und politischen Akteuren. Wichtiges Ziel politischer Kommunikation ist es, mittelbar 
oder unmittelbar Einfluss auf Einstellungen und das Verhalten des jeweils anderen zu nehmen“ 
(Bentele 2007: 15) 
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Grundlegend ist dabei zu bedenken, dass es sich bei Öffentlichkeit um ein 
unabgeschlossenes System handelt (vgl. Kapitel 2.1). ÖffentlichkeitsakteurInnen 
wissen daher nicht, wie sich ihr Publikum zusammensetzt; ihr Gegenüber ist ihnen in 
der Regel unbekannt (vgl. Gerhards/Neidhardt 1990: 16). Dies bedeutet in weiterer 
Folge, dass öffentliche Kommunikation einfach und allgemein verständlich sein 
muss. Die Vermeidung einer ExpertInnensprache, wie sie zum Beispiel in der 
Wissenschaft verwendet wird, ist in der Generierung öffentlicher Aufmerksamkeit 
conditio sine qua non, denn „wer die Laienorientierung des Öffentlichkeitssystems nicht 
beachtet, kommt nicht an“ (vgl. ebd.: 17). Des Weiteren gilt zu beachten, dass unter 
den gegebenen Konkurrenzbedingungen die Motivation zur Teilnahme an 
Öffentlichkeit nicht zwangsläufig gegeben ist. Um die Aufmerksamkeit eines großen 
Publikums für ein Thema zu erreichen, müssen daher Anreize gegeben werden. Dies 
kann durch Personalisierung und Emotionalisierung von Sachfragen, Anbindung an 
zentrale Werte, Moralvorstellungen oder Alltagserfahrungen des Publikums oder 
durch Inszenierung hoher Diskrepanzen wie Überraschungen, Neuigkeiten, Konflikte 
oder Skandale geschehen (vgl. ebd.: 18 und Gerhards 1998b: 271). Kurz gesagt, das 
Gebotene muss einen Nachrichtenwert8 haben, um einerseits vom Publikum 
beachtet, und andererseits von den Medien aufgegriffen zu werden.  
 
Für die Generierung öffentlicher Meinung ist es jedoch nicht nur notwendig, das 
Publikum auf das offerierte Thema aufmerksam zu machen, sondern es muss auch 
von dem vertretenen Standpunkt überzeugt werden. Gerhards (1993) benennt in 
Ahnlehnung an Parsons (1963) vier mögliche Interaktionsstrategien, um dieses Ziel 
zu erreichen: Anreize (mit dem Medium Geld), Überzeugung (Medium: Einfluss), 
Einschüchterung (Medium: Macht) und den Appell an Wertebindungen (Medium: 
Generalisierung von Commitments). In demokratischen, funktional differenzierten 
Gesellschaften wird hierbei vornehmlich Überzeugungskommunikation eingesetzt, 
                                            
8
 Die Nachrichtenwerttheorie geht davon aus, dass Ereignisse bestimmte Faktoren besitzen, die sie 
für ein breites Publikum interessant und somit berichtenswert machen, und dass diese 
Nachrichtenfaktoren erheblichen Einfluss auf die Selektionsentscheidungen von JournalistInnen 
haben. Im Rahmen der vorliegenden Arbeit kann nicht näher auf die Nachrichtenwerttheorie 
eingegangen werden, ein detaillierter Faktorenkatalog und eine Differenzierung der Theoriemodelle 
kann jedoch bei Staab (1990) eingesehen werden. 
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um öffentliche Meinung zu beeinflussen.9 Die „Güte“ der verwendeten Argumente ist 
dabei ein entscheidender Faktor, ob eine Überzeugung gelingt: AkteurInnen müssen 
spezifische Deutungs- und Interpretationsmuster anwenden, die einem 
LaiInnenpublikum sowohl die Problemstellung als auch den dazugehörigen 
Lösungsvorschlag plausibel machen (vgl. Gerhards 1993: 29ff). Dazu müssen jedoch 
nicht bei jedem Thema neue Interpretationen und Meinungen definiert werden – 
vielmehr können bereits vorhandene sowohl vom Publikum als auch von den 
AkteurInnen gebildete Deutungsmuster bedient werden (vgl. Gerhards 1998: 271). 
 
Gerade im Flüchtlingsbereich ist jedoch aufgrund der oben beschriebenen 
übermächtig ablehnenden Mehrheitsposition in Zweifel zu ziehen, ob es Flüchtlings-
NGOs tatsächlich gelingen kann, allein mittels Überzeugungskommunikation ein 
Umschwenken in der Politik und der öffentlichen Meinung zu erreichen. Vielmehr 
werden sie auch an allgemeingültige Werte wie z.B. Menschenrechte, 
Rechtsstaatlichkeit und Mitleid für Notleidende (vgl. Kapitel 4.3) appellieren müssen, 
um überzeugen zu können. 
  
2.4 AkteurInnen der (politischen) Öffentlichkeit 
Wie bereits in den vorangegangen Kapiteln erwähnt, versucht eine Vielzahl an 
AkteurInnen die Aufmerksamkeit der Öffentlichkeit zu gewinnen. Die Literatur liefert 
zahlreiche Ansätze, diese zu unterscheiden und zu klassifizieren. Da das eigentliche 
Ziel von Sozialkampagnen meist nicht nur in der Beeinflussung öffentlicher Meinung, 
sondern auch in der Beeinflussung der Gesetzgebung liegt, wird in der vorliegenden 
Arbeit auf eine Klassifizierung zurückgegriffen, die AkteurInnen anhand ihres 
erwartbaren Einflusses auf politische Entscheidungen differenziert (vgl. Gerhards 
1993: 35ff; Jarren/Donges 2006: 126ff).  
 
Ausgehend davon, dass sich vor allem AkteurInnen mit einem gewissen 
Organisationsgrad in der Öffentlichkeit Gehör verschaffen können, werden kollektive 
                                            
9
 Diese Annahme beruht unter anderem auf einer normativen Sichtweise von Öffentlichkeit in 
demokratischen Gesellschaften. Im Unterschied zu ihnen herrscht z.B. in Diktaturen der Mechanismus 
der Einschüchterung vor, während in Entwicklungsländern vermehrt die Strategie der Anreize in Form 
von Korruption zu beobachten ist (vgl. Gerhards 1993: 31f). 
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AkteurInnen10 der Interessensartikulation, der Interessenaggregation und der 
Interessensdurchsetzung unterschieden. AkteurInnen der Interessensdurchsetzung 
sind jene, die am politisch-administrativen System beteiligt sind, wie etwa 
Regierungen und Parlament. Zu den AkteurInnen der Interessenaggregation gehören 
in Demokratien vor allem Parteien: Sie nehmen zuvor formulierte Interessen in der 
Gesellschaft wahr, beurteilen ihre Relevanz, greifen jene, die ihrer Position 
entsprechen, auf und führen sie dem politischen Entscheidungsprozess zu. Da sie 
ständig dem politisch-administrativen Entscheidungssystem angehören, haben sie 
damit wesentlich mehr politische Durchsetzungskraft als AkteurInnen der 
Interessenartikulation. Diese bringen Themen in das Öffentlichkeitssystem ein und 
versuchen, deren Problembehandlung zu erreichen. Zu ihnen zählen vor allem 
Vereine und Verbände, aber auch soziale Bewegungen, Bürgerinitiativen und 
sonstige soziale Organisationen wie zum Beispiel NGOs. Sie sind in der Regel nicht 
Teil der Gesetzgebung, versuchen diese jedoch zu beeinflussen. Eine Möglichkeit 
dazu stellt die Mobilisierung öffentlicher Meinung (z.B. in Form von Kampagnen) 
dar.11 Einen Überblick, wie NGOs als AkteurInnen der Interessensartikulation auf die 
öffentliche Meinung  Einfluss nehmen können, stellt die folgende Abbildung dar. 
 
                                            
10
 Unter kollektiven AkteurInnen werden Zusammenschlüsse von einzelnen Individuen verstanden, die 
einen geringen formalen Organisationsgrad ausgebildet haben und ein gemeinsames Ziel verfolgen. 
Bespiele dafür sind Vereine, Verbände, soziale Bewegungen und NGOs (vgl. Jarren/Donges 2006: 
56).  
11
 Eine andere Strategien wäre beispielsweise das Lobbying, das zwar immer ein begleitender Teil 
von Sozialkampagnen sein sollte (vgl. Punkt Kampagnen), aber dennoch aufgrund des 
Untersuchungsgegenstands in vorliegender Arbeit nur am Rande behandelt werden kann. 
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Abbildung 1: Ebenen und AkteurInnen von Öffentlichkeit und ihr Einfluss auf die Generierung 
von öffentlicher Meinung. 
 
(Quelle: Gerhards 1993: 49) 
 
 
Zusammenfassend lässt sich im Sinne des Untersuchungsgegenstandes also 
Folgendes festhalten: Flüchtlingshilfsorganisationen als Teil der Zivilgesellschaft sind 
in einer massenmedial vermittelten, „vermachteten“ Öffentlichkeit essentielle 
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politische Akteurinnen für gesellschaftlichen Wandel und die Interessensvertretung12 
sozial schwacher, marginalisierter Gruppen. Im Sinne der von ihnen vertretenen 
Gruppen – und nicht zuletzt auch im Sinne einer demokratischen Gesellschaft, die 
eine starke Gegenöffentlichkeit zur massenmedial vermittelten, manipulativen 
Interessensvertretung Einzelner braucht – müssen sie versuchen, Themen (wie z.B. 
Schubhaft für AsylwerberInnen) in das Öffentlichkeitssystem zu lancieren und die 
öffentliche Meinung – auch wenn sie gegen die „herrschende“ Meinung verstoßen – 
und in weiterer Folge politische Entscheidungsprozesse zu beeinflussen, um die 
Schweigespirale zum Flüchtlingsthema in Österreich aufzuhalten. Eine mögliche 
Strategie dazu ist die Mobilisierung öffentlicher Meinung in Form von Kampagnen.  
 
Um die Aufmerksamkeit der Massenmedien auf das Thema zu lenken und möglichst 
viele Publikums- bzw. Gesellschaftsmitglieder zu erreichen, empfiehlt es sich, dabei 
an die Lebenswelt der BürgerInnen und zentrale Wertvorstellungen anzuknüpfen und 
Sachthemen möglichst emotional zu behandeln. Eine erfolgreiche Mobilisierung 
muss zudem auf allen Öffentlichkeitsebenen erfolgen: So müssen Gespräche mit 
Mitgliedern und AnhängerInnen geführt werden, es müssen Veranstaltungen und 
Proteste organisiert und schließlich die Massenmedien mit einbezogen werden, um 
ein breites Publikum zu erreichen (vgl. Gerhards 1993: 38).   
 
Bevor nun aber eine Auseinandersetzung mit den Instrumenten der 
Öffentlichkeitsarbeit, die die Themensetzung in der Öffentlichkeit und deren 
Mobilisierung für Flüchtlingshilfsorganisationen ermöglichen können, erfolgt, soll an 
dieser Stelle noch zuvor die Rolle der Massenmedien im Einwanderungsdiskurs 
diskutiert werden. Dieses Kapitel scheint notwendig, um den medialen Diskurs im 
Kontext von „Fremdsein“ aufzuzeigen und damit eine weitere theoretische Grundlage 
für die Analyse der Kampagne Flucht ist kein Verbrechen zu schaffen. 
 
2.5 Das „Fremde“ im Politik-, Medien- und Alltagsdiskurs 
Wie im Kapitel 2.1 bestimmt, können NGOs als Teil von Öffentlichkeit im Sinne von 
Habermas verstanden werden. Betrachtet man die Organisationen, die im 
Asylbereich tätig sind, so liegt die Vermutung nahe, dass sie – wie oben schon 
                                            
12
 Interessensvertretung im Sinne advokatorischer SprecherInnen (vgl. Donges/Imhof 2005: 154) 
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dargestellt – im Gegensatz zum Mainstream-Mediendiskurs stehen. Denn im Großteil 
der Massenmedien wird vorwiegend ein Negativbild von Einwanderung gezeichnet 
(vgl. Farrokhzad 2002: 75). NGOs und Medien, die sich kritisch mit dem Thema 
Einwanderung auseinandersetzen, werden sukzessive durch den Mainstream-
Mediendiskurs unterwandert. EinwanderInnen, und somit auch AsylwerberInnen, die 
im weitesten Sinne zu den EinwanderInnen gezählt werden können, werden als 
Kriminelle, FundamentalistInnen, DrogendealerInnen etc. stereotypisiert oder – wenn 
keines dieser Bilder umlegbar ist – als Ausnahmen konstruiert (vgl. ebd.: 75).  
 
Stereotypen stellen Hall (2004) zufolge Rollen und Praktiken dar, um eine Differenz 
in der Alltagskultur zu repräsentieren (vgl. Hall 2004: 108). „Stereotype erfassen die 
wenigen >>einfachen, anschaulichen, leicht einprägsamen, leicht zu erfassenden und 
weithin anerkannten<< Eigenschaften einer Person, reduzieren die gesamte Person auf 
diese Eigenschaften, übertreiben und vereinfachen sie, und schreiben sie ohne Wechsel 
oder Entwicklung für die Ewigkeit fest. (…) Stereotypisierung reduziert, essentialisiert, 
naturalisiert und fixiert Differenz“ (ebd.: 143f, Hervorh. d. Verf.). Differenz ist demnach 
nicht neutral besetzt, sondern spaltet innerhalb der sozialen Ordnung die Norm vom 
Abnormen ab und konstituiert und erhält diese damit. Ungleiche Machtverteilung ist 
oftmals konstituierende Vorraussetzung für Stereotypisierung. AsylwerberInnen und 
Aufnahmegesellschaft stellen typischerweise ein Differenzpaar dar, dass von großer 
Ungleichheit in der Machtverteilung geprägt ist. Die Aufnahmegesellschaft verfügt in 
aller Regel über mehr Ressourcen als Menschen, die ihr Heimatland aufgrund von 
existenzbedrohenden Situationen verlassen mussten. Damit verfügt die 
Aufnahmegesellschaft auch über ein „Mehr“ an Ressourcen im medialen Diskurs.  
 
Medien sind an der Konstruktion des „Anderen“, des „Fremden“ und der darauf 
aufbauenden Stereotypisierung maßgeblich beteiligt (vgl. Farrokhzad 2002: 76) 
Massenmedien können daher nicht ausschließlich als „Fenster zur Welt“ betrachtet 
werden, da vielmehr Realität durch sie geschaffen wird: „In Wechselwirkung mit den 
Bereichen Politik, Wissenschaft und Alltag können sie eine große Wirkungskraft auf die 
Bewusstseinbildung in der Bevölkerung ausüben“ (ebd.: 76).  
 
Nachgewiesen wurde, dass politischer und medialer Diskurs gerade im 
Themenbereich Einwanderung besonders stark miteinander verstrickt sind (vgl. Van 
Djik 1994, zitiert nach ebd.: 77). „Der Politikdiskurs fungiert gewissermaßen als 
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„Stichwortgeber“ für den Mediendiskurs“ (ebd.: 77). Bedenkt man, dass sich die 
gesetzlichen Rahmenbedingungen für AsylwerberInnen vor allem durch das 
Fremdenrechtspaket 2005 verschlechtert haben (vgl. Kapitel 5), so müssen damit 
negative Konnotationen in Bezug auf AsylwerberInnen im medialen Diskurs 
einhergehen. Bereits vorhandene xenophobe Tendenzen im öffentlichen und 
medialen Diskurs werden durch die Gesetzgebung noch zementiert (vgl. 
Langthaler/Trauner 2008: 28). Medien werden in der Bevölkerung im Bereich der 
Einwanderung jedoch als zentrale Informationsquelle gesehen. Der Alltagsdiskurs ist 
damit Ergebnis des medialen Diskurses. Damit konstituieren die durch die Medien 
erzeugten und verbreiteten Stereotypen den Wissenstand in der Bevölkerung (vgl. 
Van Djik 1994, zitiert nach Farrokhzad 2002: 77). Gerade im Bereich der 
AsylwerberInnen spielen die Medien eine nicht zu unterschätzende Rolle, vor allem 
wenn man diejenigen, die sich in Schubhaft befinden, bedenkt. AsylwerberInnen 
haben schon aufgrund ihrer Inhaftierung keinen Kontakt zur Bevölkerung und können 
damit nicht als Teil der Öffentlichkeit verstanden werden und in dieser partizipieren. 
13Damit können sie auch nicht als Informationsquelle für die Bevölkerung 
herangezogen werden, was die Bedeutung, die der medialen Verbreitung zukommt, 
unverhältnismäßig erhöht.  
 
NGOs im Asylbereich können den Betroffenen zwar nur bis zu einem gewissen Grad 
eine Stimme verleihen, fungieren jedoch jedenfalls als ihr Sprachrohr. Sie nehmen 
damit eine normative Funktion in der Gesellschaft ein und besetzen in dieser den Pol 
des „Anderen“ neu. Als Teil der Öffentlichkeit versuchen sie, für diejenigen, die aus 
dieser ausgeschlossen sind, einen Raum zu schaffen. Sie versuchen den 
Mainstream-Diskurs zu durchbrechen und entstereotypisierte Darstellungen der 
Betroffenen in den Medien möglich zu machen. Dadurch, dass NGOs als Player im 
öffentlichen Diskurs auftauchen, liegt die Definitionshoheit über AsylwerberInnen 
somit nicht mehr alleine bei den Mainstream-Medien. NGOs müssen sich jedoch 
bewusst sein, dass – wenn sie AsylwerberInnen und Flüchtlinge nicht selbst 
sprechen lassen oder ihr selbstständiges Sprechen fördern – sogar sie selbst den 
                                            
13
 Eine Studie im Rahmen des NODE-Projektes „Politische Partizipation und Repräsentanz von 
Flüchtlingen und AsylwerberInnen in der EU“ bestätigt, dass Flüchtlinge und AsylwerberInnen in 
Österreich im öffentlichen Diskurs praktisch nie zu Wort kommen (vgl. Langthaler/Trauner 2008: 26ff 
und 164) 
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Betroffenen keinen Platz in der Öffentlichkeit geben. Ein advokatorisches Auftreten 
für Flüchtlinge in der Öffentlichkeit scheint aufgrund der oben dargestellten 
Ausführungen vor allem für jene in der Schubhaft notwendig; doch solange 
Flüchtlingshilfsorganisationen für jene, die sie vertreten, sprechen, haben auch sie 
nach außen hin eine Definitionshoheit über deren Interessen, Identität und 
Darstellung. Diese Tatsache muss während des advokatorischen Auftretens 
reflektiert werden, und Betroffene müssen daher unbedingt mit einbezogen werden. 
In letzter Konsequenz sollten NGOs jedoch ihre KlientInnen dazu emanzipieren, 
selbst für sich zu sprechen und einzutreten. 
 
Festgestellt werden kann jedenfalls zusammenfassend, dass Medien maßgeblich 
vom Politikdiskurs beeinflusst sind und selbst, insbesondere im Bereich der 
AsylwerberInnen, einen eklatanten Einfluss auf den Alltagsdiskurs nehmen. Deshalb 
ist die Bedeutung der NGOs in diesem Bereich von zentraler Bedeutung. Ohne sie 
werden die Probleme von AsylwerberInnen nicht identifiziert und obliegt die alleinige 
Definitionshoheit über den Einwanderungsdiskurs im Asylbereich bei der 
Aufnahmegesellschaft. Auf diesen theoretischen Prämissen soll später die 
Kampagne Flucht ist kein Verbrechen analysiert werden. Zuvor werden jedoch, wie 
bereits oben angekündigt, die Grundlagen der Öffentlichkeitsarbeit dargelegt, die ein 
öffentliches Eintreten für Flüchtlinge ermöglichen. 
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3 Öffentlichkeitsarbeit in NGOs 
Es ist die Öffentlichkeitsarbeit, die Flüchtlingshilfsorganisationen das notwendige 
Werkzeug in die Hand gibt, um ihre KlientInnen öffentlich zu vertreten. Ausgehend 
von den oben diskutierten theoretischen Überlegungen, sollen in den folgenden 
daher die theoretischen Grundlagen für eine advokatorische Öffentlichkeitsarbeit und 
in weiterer Folge mögliche Instrumente dargestellt werden. Nach der Definition des 
Begriffes NGO und einer Einführung in das Prinzip advocacy werden dabei zuerst 
relevante Theorien der Public Relation vorgestellt, danach wird auf die speziellen 
Aufgaben der politischen und sozialen Öffentlichkeitsarbeit, die beide für ein 
effektives advocacy campaigning bedeutsam sind, eingegangen. Damit wird schon 
ein bedeutender Schritt vom Theoretischen in Richtung Handlungspraxis gesetzt, der 
im nächsten Kapitel in der Erklärung eines Kampagnenprozesses seine Fortsetzung 
findet. 
 
3.1 Was sind Non-Governmental Organizations (NGOs)? 
Öffentlichkeitsarbeit in sozialen Organisationen wird in der Literatur hauptsächlich 
aus einer betriebswirtschaftlichen Sichtweise untersucht. Da in der Betriebswirtschaft 
vor allem Kategorien wie Kosten, Umsatz und Gewinn von Interesse sind, werden 
Organisationen zumeist in Profit- und Non-Profit-Unternehmen unterteilt. Soziale 
Organisationen, die nicht nach Gewinn streben, werden daher als Non-Profit-
Organisationen (NPOs) bezeichnet. Die vorliegende Arbeit beschäftigt sich jedoch 
mit Öffentlichkeitsarbeit und Sozialkampagnen aus einer sozialwissenschaftlichen 
Perspektive, in der vor allem kommunikationswissenschaftliche, aber auch 
politikwissenschaftliche Aspekte von Interesse sind. Aus diesem Grund wird – 
anschließend auch an das oben diskutierte Verständnis von Öffentlichkeit – ein eher 
politischer Zugang zu sozialen Organisationen gewählt. Nicht die 
Gewinnorientierung, sondern das Verhältnis zu Staat und politischen Organisationen 
ist ausschlaggebend für ihre Klassifizierung. Aus diesem Grund wird der Begriff NGO 
jenem der NPO vorgezogen. 
 
Eine eindeutige Definition liegt für den Begriff Non-Governmental Organizations, auf 
deutsch Nichtregierungsorganisationen (NROs) oder nichtstaatliche Organisationen, 
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nicht vor. Vielmehr gibt es eine Fülle von Bezeichnungen, die synonym verwendet 
werden14 und die Begriffsbestimmung hängt zudem stark vom zugrunde liegenden 
Forschungsbereich ab (vgl. Rucht 1996: 31 und Voss 2007:27). Nach Heins (2002) 
sind NGOs daher „politische Ufos“, also „Phänomene, über deren Beschreibbarkeit, 
Wirklichkeit und Tragweite kein Konsens besteht“ (Heins 2002:11).  
 
Historisch gesehen ist der Terminus auf die Vereinten Nationen zurückzuführen, wo 
er zum ersten Mal im Artikel 71 der UN Charta erwähnt, jedoch nicht näher bestimmt 
wird (vgl. Frantz/Martens 2006: 23f). Was die Vereinten Nationen heute unter dem 
Begriff verstehen, lässt sich auf der Homepage des Department of Public Information 
nachlesen:  
„A non-governmental organization (NGO) is a not-for-profit, voluntary citizens’ group, which 
is organized on a local, national or international level to address issues in support of the 
public good. Task-oriented and made up of people with common interests, NGOs perform a 
variety of services and humanitarian functions, bring citizens’ concerns to governments, 
monitor policy and programme implementation, and encourage participation of civil society 
stakeholders at the community level. They provide analysis and expertise, serve as early 
warning mechanisms, and help monitor and implement international agreements. Some are 
organized around specific issues, such as human rights, the environment or health“ 
(http://www.un.org/dpi/ngosection/criteria.asp).  
 
Diese Definition umfasst zwar einige Merkmale und konkretisiert zahlreiche 
Aufgaben von NGOs, grenzt sie jedoch nur unscharf von anderen Organisationen ab. 
So könnten dieser Begriffsbestimmung nach auch Parteien oder Verbände zu den 
NGOs gezählt werden, da auf die Eigenschaft „Nichtstaatlichkeit“ nicht näher 
eingegangen wird (vgl. Voss 2007: 28). NGOs werden im Allgemeinen als 
Organisationen definiert, die weder staatliche Mitglieder haben, noch das Ziel 
verfolgen, staatliche Macht zu erwerben (vgl. Frantz/Martens 2006: 27 und Willets 
1996: 5). Der Europarat klammert Parteien daher aus seiner Definition explizit aus: 
Für ihn sind NGOs „freiwillige, sich selbst verwaltende Körperschaften oder 
Organisationen, die gegründet werden, um im Wesentlichen nicht auf Gewinn ausgerichtete 
Ziele ihrer Gründer oder Mitglieder zu verfolgen. Sie schließen keine politischen Parteien ein“ 
(Empfehlung CM/Rec(2007)14: 1.Grundprinzip). NGOs sind zwar auch politisch tätig, 
                                            
14
 So z.B. Non-Profit-Organisationen, Social Movement Organizations, Transnational Social 
Movement Organizations, Dritter Sektor, Initiativen, Bewegungen, etc. (vgl. Rucht 1996:31) 
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jedoch nicht in einem institutionellen Rahmen, das heißt sie versuchen nicht, 
Regierungsmacht zu erlangen oder in das Parlament oder sonstige staatliche 
Institutionen einzuziehen (vgl. z.B. Heins 2002: 44 und Arts 1998: 49). Vielmehr üben 
sie mittels zivilgesellschaftlicher Unterstützung und Massenmedien Druck auf die 
EntscheidungsträgerInnen aus, um Politik und Gesetzgebung im Sinne ihrer 
Zielgruppe zu verändern (vgl. Frantz/Martens 2006: 27). Aus diesem Grund werden 
NGOs auch vielfach als pressure groups15 verstanden, die mittels advocacy (vgl. 
Kapitel 3.1.1) und Lobbying, aber auch Kampagnen und Veranstaltungen die Politik 
zu beeinflussen versuchen (vgl. Arts 1998: 51). Im Gegensatz zu Parteien oder 
Verbänden betreiben NGOs hierbei jedoch keine direkte Klientel- oder 
Mitgliederpolitik, sondern setzen sich für die Anliegen „anderer, nämlich entfernter und 
Not leidender Nichtmitglieder“ (Heins 2002: 43) ein, die nicht Teil der eigenen Nation 
oder Generation sein müssen (vgl. ebd.: 43 und Frantz/Martens 2006: 24).  
 
Das Auftreten von NGOs für ihre Zielgruppe in der Öffentlichkeit ist oft moralisch 
aufgeladen: Sie appellieren nicht nur an die Werte und Normen der Gesellschaft, 
sondern überziehen „ihre Gegner mit Schimpf und Schande (…), um sich selbst in ein 
entsprechend hochmoralisches Licht zu setzen“ (Heins 2002: 15). Ziel dabei ist jedoch 
nicht wie bei Parteien, möglichst viel Aufmerksamkeit für sich selbst zu schaffen, 
sondern eine öffentliche Debatte und die Lösung von gesellschaftlichen Problemen 
zu erreichen. Doch NGOs benennen nicht nur vorhandene Probleme, sondern 
„suchen die Probleme selbst und verleihen ihnen einen Streitwert (…), indem sie an 
erstrebenswerte Zustände im gesellschaftlichen Leben oder im Umgang der Gesellschaft mit 
der Natur erinnern, um im Gegenlicht dieser Ideale konkrete Fehlentwicklungen zu 
diagnostizieren“ (ebd.: 42). NGOs haben daher eine normative Funktion in der 
Gesellschaft, indem sie Politik und Gesellschaft an Idealen messen und 
Abweichungen davon identifizieren und thematisieren. Sie können in diesem Sinne 
als kritische Zivilgesellschaft im Sinne von Habermas (vgl. Kapitel 2.1) bezeichnet 
werden, deren Kernaufgabe es ist, neue Probleme zu erkennen und sie zum 
Diskussionsgegenstand in der Öffentlichkeit zu machen: „It is in the nature of NGOs 
that they will often be raising new issues and expressing public unease with the policies of 
                                            
15
 Watts (2007) findet für pressure groups folgende Definition: „(…) a pressure group is an 
organisation which is not a political party but which seeks to influence government through the political 
process, in order that it can affect the development of public policy“ (Watts 2007: 13) 
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governments. Changing the agenda for debate is their most important impact on policies“ 
(Willetts 1996: 11).  
 
Nicht das Erlangen von Macht, sondern das Identifizieren und Bearbeiten von 
Problemen umfasst also die politische Arbeit von Nichtregierungsorganisationen. 
„Nichtstaatlichkeit“ beinhaltet jedoch nicht nur, keine Regierungsgewalt anzustreben. 
Es bedeutet darüber hinaus, nicht von staatlichen Stellen gesteuert zu werden. 
NGOs dürfen also keine staatlichen Mitglieder haben, sondern müssen sich vielmehr 
aus privaten Personen zusammensetzen und aus privaten Initiativen entstanden 
sein, um als solche klassifiziert zu werden. Ebenso wenig dürfen sie finanziell von 
staatlichen Institutionen abhängig sein. In der Praxis ist dieser Grundsatz jedoch nur 
schwer umzusetzen, da eine Vielzahl von Nichtregierungsorganisationen 
Subventionen von staatlicher Stelle in Anspruch nehmen oder für bestimmte 
Dienstleistungen vom Staat beauftragt werden (vgl. Frantz/Martens 2006: 27 und 
Voss 2007: 31) – so auch die im Forum Asyl, dem Organisator der Kampagne Flucht 
ist kein Verbechen, vereinigten Organisationen.  
 
Finanzierung von Seiten des Staates bedeutet jedoch immer das Risiko, dass dieser 
auch Einfluss auf die inhaltliche Arbeit von NGOs nehmen kann. Verlieren 
Organisationen aufgrund ihrer finanziellen Abhängigkeit vom Staat ihre 
Selbstständigkeit, werden sie daher auch nicht mehr als NGOs, sondern vielmehr als 
QUANGOs (Quasi-NGOs) gewertet (vgl. Frantz/Martens 2006: 44). Die UNO verlangt 
daher von NGOs, die Beraterstatus für die Vereinten Nationen haben, die 
vollständige Offenlegung staatlicher finanzieller Zuwendungen (vgl. UNO Resolution 
1996/31, principal 13). Organisationen wie z.B. Greenpeace oder Amnesty 
International, deren Funktion vor allem in der Kritik staatlicher Praktiken und 
Gesetzeserlassungen liegt, verzichten vollständig auf staatliche Unterstützungen, um 
ihre Unabhängigkeit und Neutralität zu bewahren. Sie finanzieren sich vollständig 
aus Spenden oder Mitgliederbeiträgen und können daher als genuine NGOs 
bezeichnet werden (vgl. Frantz/Martens 2006: 28, 40ff). Nicht viele NGOs können 
jedoch ihre Tätigkeiten und den eigenen Organisationsaufwand allein aus 
Spendenmitteln bestreiten. Abgesehen von oftmals kompromittierenden staatlichen 
Subventionen und Förderungen können sie sich auch über eigene Tätigkeiten 
finanzieren, solange diese nicht gewinnbringend sind. Erwirtschaftete Gelder durch 
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Spenden, Projektmittel, Aufträge und auch Nebenaktivitäten müssen vollständig in 
die NGO zurückfließen und für ihre Arbeit genutzt werden. So stellt auch der 
Europarat fest, dass eine Ausschüttung der Gewinne an MitarbeiterInnen nicht 
möglich ist: „NRO ist es nicht gestattet, durch ihre Aktivitäten erwirtschaftete Gewinne an 
ihre Mitglieder oder Gründer zu verteilen, können diese aber zur Erreichung ihrer Ziele 
einsetzen“ (Empfehlung CM/Rec(2007)14: 9.Grundprinzip). Nichtregierungs-
organisationen werden daher auch oft mit Non Profit Organisationen gleichgesetzt.  
 
Das Kriterium der Gemeinnützigkeit – also die Orientierung am Gemeinwohl anstatt 
an Profit – war lange Zeit ausschlaggebend dafür, dass NGOs als amateurhafte 
Organisationen mit ehrenamtlichen MitarbeiterInnen gesehen wurden. 
Nichtregierungsorganisationen sind jedoch zumeist professionell arbeitende 
Organisationen, die trotz Gemeinnützigkeit hauptamtliche und ausgebildete 
MitarbeiterInnen beschäftigen (vgl. Frantz/Martens 2006: 25f). Diese Professionalität 
und der Grad der Organisation sind es auch, was NGOs von sozialen Bewegungen 
unterscheiden. Nach Heins (2002) sind soziale Bewegungen „(…) Nichtorganisationen, 
die sich ad-hoc bilden und zwar das Ideengut von Nichtregierungsorganisationen teilen 
mögen, jedoch nicht die Schwelle zur dauerhaften formalen Organisation der eigenen 
Aktivitäten überschreiten“ (Heins 2002: 48). Die formale Organisation stellt jedoch die 
Grundlage für ein erfolgreiches Eintreten für die KlientInnengruppe dar, denn „vor 
allem kollektive Akteure, die ein Minimum an Organisation ausgebildet, vielleicht sogar Profis 
zur Öffentlichkeitsarbeit ausdifferenziert haben, werden sich in der Öffentlichkeit Gehör 
verschaffen können“ (Gerhards 1993: 35). 
 
Eine Einteilung von NGOs kann nach Teegen et al. (2004) anhand der von ihnen 
verfolgten Ziele in advokatorische und operationale NGOs erfolgen: Advocacy-NGOs 
treten für jene ein, die selbst keine Stimme haben oder nicht über den notwendigen 
Zugang verfügen, ihre Interessen und Bedürfnisse zu artikulieren. Operationale 
NGOs hingegen versorgen ihre KlientInnen mit notwendigen Hilfsgütern und 
Dienstleistungen, um ihre Lage zu verbessern. NGOs, die sowohl advokatorische als 
auch operationale Ziele verfolgen, können Hybrid NGOs genannt werden (vgl. 
Teegen et al. 2004: 467).  
 
In Anlehnung an Teegen et al. (2004: 466) und unter Berücksichtigung der oben 
angeführten Ausdifferenzierungen und Abgrenzungen sollen NGOs daher für die 
 32 
vorliegende Arbeit wie folgt definiert werden:  
NGOs sind private, nichtstaatliche und nicht profitorientierte Organisationen, die 
mittels professioneller advokatorischer und/oder operationaler Strategien auf 
sozialer, politischer und ökonomischer Ebene gesellschaftliche und soziale Ziele im 
Sinne Dritter verfolgen.   
Ausgehend von dieser Definition beschäftigt sich die vorliegende Arbeit im Sinne 
ihres Erkenntnisinteresses vor allem mit den advokatorischen Strategien von NGOs. 
Was unter dem Prinzip advocacy in NGOs zu verstehen ist, soll das nächste Kapitel 
klären. 
 
3.1.1 Das Prinzip advocacy in (Flüchtlings-) NGOs 
Advocacy16 als Strategie von NGOs wird vor allem im Bereich der 
Entwicklungszusammenarbeit eingesetzt und erfuhr dort in den letzten Jahrzehnten 
einen richtiggehenden Boom. Nach Coates und David (2002) ist dafür vor allem die 
Einsicht verantwortlich, dass auch die anspruchvollsten Hilfsprojekte Armut und 
Marginalisierung nicht effektiv vermindern können, da sie nur Symptome, nicht aber 
die Wurzeln von sozialer Ausgrenzung bekämpfen (vgl. Coates/David 2002: 530). 
Ähnliches stellte auch Wurzbacher schon 1997 für die Flüchtlingsarbeit fest: Bloße 
Einzelfallhilfe sei nur ein Tropfen auf dem heißen Stein (vgl. Wurzbacher 1997: 133), 
notwendig sei „eine entschieden advokatische Soziale Arbeit“ (ebd.: 152), um gegen die 
systematische Diskriminierung und Ausgrenzung von Flüchtlingen ankämpfen zu 
können. Advocacy wird also mehr und mehr auch in anderen Bereichen als der 
Entwicklungshilfe eingesetzt (oder zumindest gefordert), um strukturelle 
Benachteiligungen zu bekämpfen: „Advocacy work is increasingly seen by NGOs as an 
integral part of the role they play in civil society“ (Jordan/Van Tuijl 2000: 2052).  Doch nicht 
nur Nichtregierungsorganisationen bedienen sich des Instruments advocacy, auch 
klassische PR-Argenturen und die Wirtschaftskommunikation nehmen das Konzept 
immer öfter auf (vgl. Althaus 2007: 16ff). Eine allgemeine Definition von advocacy 
gibt es dabei – wie bei so vielen Begriffen im sozialen und kommunikationswissen-
schaftlichen Bereich – jedoch nicht. 
                                            
16
 Advocacy bedeutet wörtlich etwa „Fürsprache“ oder „Eintreten für jemanden oder etwas“. 
Sinngemäß ist der Begriff jedoch schwer zu übersetzen, weshalb er üblicherweise auch in der 
deutschen Fachdiskussion auf Englisch benützt wird. 
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Während in der PR unter advocacy ein Kommunikationsansatz verstanden wird, bei 
dem einzelne Personen als FürsprecherInnen gewonnen werden, die sich „aktiv, laut, 
stolz auf die eigene Beteiligung, informiert und beruhend auf persönlicher Erfahrung“ (ebd.: 
16) für ein Anliegen, ein Produkt oder eine Marke einsetzen und in der Sozialen 
Arbeit (case-) advocacy das parteiische Fürsprechen und Vertreten von KlientInnen 
meint (vgl. Gambrill 2006: 561), geht es im zivilgesellschaftlichen Bereich der NGOs 
jedoch mehr um die Einflussnahme auf Politik und Gesellschaft im Sinne 
benachteiligter Personengruppen. So definiert Daniels (1994) etwa advocacy als 
„actions designed to persuade and influence those who hold governmental, political and 
economic power to formulate and implement public policy in a manner that benefits, 
strengthens and improves the lives of those with least power and resources. Advocacy 
should change societies, institutions and power relationships“ (Daniels 1994: 19). Advocacy 
konzentriert sich also auf ungleiche Machtverhältnisse: Dort wo Menschen aufgrund 
von Armut, Unterdrückung oder sozialer Ausgrenzung keine Stimme und keine 
Verhandlungsmacht haben, mobilisieren, artikulieren und repräsentieren advocacy-
NGOs ihre Interessen und versuchen zentrale regionale, nationale und internationale 
EntscheidungsträgerInnen in ihrem Sinne zu beeinflussen und dadurch 
Machtverhältnisse zu ändern (vgl. Jordan/Van Tuijl 2000: 2052).  
 
Im Gegensatz zu Daniels, aber auch Tandon (1994) und Teegen et al. (2004) sehen 
Jordan und Van Tuijl (2000) die Arbeit von advocacy-NGOs jedoch nicht in der 
Einwirkung auf politische Entscheidungsprozesse erschöpft. Vielmehr handeln sie 
noch auf zwei weiteren Ebenen: Zum einen versuchen sie mittels empowerment und 
capacitiy building die Betroffenen zu ermächtigen, sich selbst zu vertreten. Zum 
anderen ist auch die Öffentlichkeit Zielgruppe advokatorischer NGOs: Mittels 
Aufklärungsarbeit soll Verständnis und Akzeptanz für Betroffene und ihre 
Problemlagen erreicht und gegebenenfalls die Öffentlichkeit für oder gegen eine 
bestimmte Politik mobilisiert werden. So stellen Jordan und Van Tuijl daher auch fest: 
„NGO advocacy can very well be aimed at directly influencing reality rather than policy“ 
(Jordan/Van Tuijl 2000: 2052). NGOs definieren in der Praxis advocacy daher auch 
wesentlich weiter: Advocacy ist für sie „action in support of or on behalf of individuals 
and/or communities facing social exclusion, inequality and discrimination, that aims at 
securing the rights of such individuals and groups through means of support, lobbying, 
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empowerment, Public Relations, campaigning, litigation etc“ (Solid17: http://www.solid-
eu.org/criteria.php).  
 
Dieses Verständnis von advocacy soll auch für die vorliegende Arbeit übernommen 
werden, denn wollen NGOs eine Änderung der Asylpolitik erreichen, wird die 
Repräsentanz von AsylwerberInnen vor entscheidenden Institutionen dazu nicht 
ausreichen. Durch die jahrelange „Asylmissbrauchsdebatte“ in Politik und Medien ist 
ein den AsylwerberInnen gegenüber äußerst negatives Einstellungsmuster der 
Öffentlichkeit entstanden, das eine Änderung der Asylpolitik kaum noch zulässt. Die 
Politik kann im Sinne eines „Stichwortgebens“ (vgl. Kapitel 2.5) den Mediendiskurs in 
Form neuer Gesetze zwar beeinflussen, wird sich jedoch (aus einem einfachen 
politischen Überlebenswillen heraus) nicht gegen die öffentliche Meinung stellen. Die 
Einflussnahme auf politische EntscheidungsträgerInnen wird daher stets von einer 
Bewusstseinsbildung in der Öffentlichkeit begleitet werden müssen, um tatsächlich 
Gesellschaft und Machtverhältnisse ändern zu können (vgl. Wurzbacher 1977: 
110ff). Advocacy wird daher in Anlehnung an Jordan und Van Tuijl für die 
vorliegende Arbeit definiert als systematische Handlungen für und im Namen von 
sozial benachteiligten, ausgegrenzten und diskriminierten Gruppen, die zum Ziel 
haben, in ihrem Sinne politische Entscheidungsprozesse und die öffentliche Meinung 
zu beeinflussen, um langfristig Einstellungsmuster und Machtverhältnisse zu ändern 
und einen gleichberechtigten Zugang zur Gesellschaft zu ermöglichen.  
 
Zentrales Werkzeug von advocacy ist dabei die Information. Ungleiche 
Machtverhältnisse bedeuten auch immer eine Benachteiligung bestimmter Gruppen 
im Zugang und der Verbreitung von Information (vgl. Kapitel 2.5). Indem NGOs mit 
den Betroffenen selbst arbeiten, sind sie es, die als Vermittlerinnen diesen 
Informationsunterschied ausgleichen, und den Betroffenen somit eine Stimme geben 
können (vgl. Teegen et al. 2004: 467). Jordan und Van Tuijl nennen advocacy daher 
auch „an act of organizing the strategic use of information to democratize unequal power 
relations“ (Jordan/Van Tuijl 2000: 2052). Zum „strategischen Einsatz“ gehör jedoch nicht 
nur die Verbreitung von Informationen und die Repräsentanz der Betroffenen im 
                                            
17
 SOLID ist eine EU-weit tätige NGO, die andere NGOs in advocacy für diskriminierte (Volks-) 
Gruppen ausbildet. Ihre Definition hat dadurch einen gewissen Repräsentativitätsanspruch und wurde 
aus diesem Grund an dieser Stelle ausgewählt.  
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politischen und öffentlichen Diskurs, sondern auch das Produzieren von 
ausgewogener, vollständiger und überprüfbarer Information und das Präsentieren 
von Alternativen, um so den vorhandenen, oft von politischen und ökonomischen 
Interessen geleiteten Informationen etwas entgegensetzen zu können.  
 
Die Instrumente und Strategien, derer sich advocacy-NGOs bedienen, sind dabei 
vielfältig: Lobbying, Beratung von EntscheidungsträgerInnen, Veranstaltung von 
Konferenzen, Forschung, Monitoring, Verbreitung von Informationen, Elaborieren von 
Best-Practice-Modellen, campaigning, Agenda Setting, Bewusstseinsbildung, 
Empowerment der Betroffenen und der Aufruf zu Demonstrationen und Boykotten 
sind nur einige davon (vgl. Chapman/Wameyo 2001: 8, Coates/David 2002: 538 und 
Teegen et al 2004: 467). Nach Teegen et al. können dabei Insider- und Outsider-
Strategien von advocacy-NGOs unterschieden werden: Insideraktivitäten zielen auf 
eine direkte Einflussnahme auf EntscheidungsträgerInnen ab, Outsiderstrategien 
versuchen hingegen, die Öffentlichkeit zu mobilisieren, um dadurch Druck auf die 
Politik auszuüben (vgl. ebd.: 468). Essentiell für beide Strategien ist jedoch das 
Networking, also die Kooperation mit anderen NGOs und einflussreichen 
Institutionen auf regionaler, nationaler und internationaler Ebene, denn „the most 
successful advocacy is built upon the strength of many different organisations undertaking 
different roles and often approaching the key issue from different perspectives“ (Kelly 2002: 
6; vgl. dazu auch Coates/David 2002: 534f).   
 
Genau dieses Networking und das gemeinsame Auftreten von NGOs sind es jedoch, 
was im Flüchtlings- und Migrationsbereich nach Thouez (2003) noch weithin fehlt. 
Bis auf wenige Ausnahmen (vor allem in Australien, aber auch ECRE – European 
Council on Refugees and Exiles) gäbe es im Vergleich zu anderen Bereichen wie 
Menschenrechte oder Armut überhaupt nur wenige NGOs, die sich tatsächlich als 
AdvokatorInnen für AsylwerberInnen einsetzen (vgl. Thouez 2003: 7 und 14f). 
Thouez zufolge ist dies auf mehrere Ursachen zurückzuführen: Zum einen arbeiten 
die meisten Flüchtlingsorganisationen hauptsächlich auf einer operationalen Ebene, 
um essentielle Grundbedürfnisse von Flüchtlingen wie Versorgung und Unterkunft, 
aber auch rechtlichen Beistand befriedigen zu können (vgl. ebd.: 14f). Indem sie für 
diese Aufgaben zudem mehr und mehr vom Staat als VertragsnehmerInnen 
verpflichtet werden, verlieren sie die für ein advokatorisches Auftreten notwendige 
Unabhängigkeit von politischen EntscheidungsträgerInnen und können sich somit nur 
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noch bedingt in advocacy engagieren (vgl. ebd.: 8 und Bieringer 2003: 172). Zum 
anderen ist es für Flüchtlingsorganisationen jenseits der Finanzierung durch 
staatliche Stellen äußerst schwierig, finanzielle Mittel für ihre Arbeit, und hier vor 
allem für advocacy-Aktivitäten, aufzutreiben. Spenden oder anderweitige 
Finanzierungen sind in diesem Bereich aufgrund des ressentimentgeladenen 
öffentlichen und politischen Diskurses kaum zu lukrieren, und staatliche Stellen 
zahlen zwar operationale, nicht aber advokatorische Tätigkeiten von NGOs (vgl. 
Thouez 2003: 12 und Statham/Geddes 2006: 257). Denn im Gegensatz zu anderen 
Bereichen wie Menschenrechte und Armutsbekämpfung werden NGOs im 
Einwanderungs- und Flüchtlingsbereich weder auf nationaler noch auf internationaler 
Ebene als gleichberechtigte Verhandlungspartnerinnen gesehen (vgl. Thouez 2003: 
15ff). Dies geschieht nicht zuletzt aufgrund einer tendenziell restriktiven staatlichen 
Migrationspolitik (vgl. Statham/Geddes 2006: 257) und der Auffassung, dass diese 
ausschließlich in den Zuständigkeitsbereich der Staatsgewalt fällt: „Virtually every 
national government and international organization has at one time or another raised 
objections to what was characterized as the illegitimate usurpation of governmental authority 
or prerogatives“ (Florini 2000, zitiert nach Thouez 2003: 15). Nichtsdestotrotz wird die 
Notwendigkeit von advocacy im Migrations- und Flüchtlingsbereich nicht nur auf 
Seiten der NGOs, sondern letztlich auch von immer mehr Staaten in der 
internationalen Gemeinschaft gesehen. Denn ohne ihren Beitrag und ihre Expertise 
erscheint die Implementierung eines mit den internationalen Menschenrechten und 
dem Flüchtlingsschutz konformen Migrationssystems kaum möglich (vgl. ebd.: 16). 
 
Zusammenfassend kann daher für den Untersuchungsgegenstand festgehalten 
werden, dass advocacy als Instrument von NGOs, sozial Benachteiligten und 
Ausgegrenzten eine Stimme zu geben und sie in der Öffentlichkeit und im politischen 
Diskurs zu vertreten, im Lichte der Entwicklungen der letzten Jahrzehnte (also einer 
immer restriktiveren Asylpolitik mit der damit verbundenen Zunahme von 
Fremdenfeindlichkeit in der öffentlichen Meinung) im Flüchtlingsbereich als 
notwendig bezeichnet werden kann. Wie schon in Kapitel 2.5 festgestellt, erscheint 
advocacy jedoch noch unumgänglicher, wenn man jene AsylwerberInnen bedenkt, 
die sich in Schubhaft befinden (vgl. Kapitel 5) und somit gänzlich aus der 
Gesellschaft ausgeschlossen sind. Will man die Definitions- und Informationsmacht 
nicht allein dem Politik- und dem Mediendiskurs und somit AsylwerberInnen im 
weitesten Sinne sich selbst überlassen (vgl. Wurzbacher 1997: 110ff), dann wird zu 
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einem advokatorischen Auftreten keine Alternative bestehen. Dies geschieht in 
letzter Konsequenz nicht nur zum Wohle der AsylwerberInnen, sondern ebenso im 
Sinne einer demokratischen Gesellschaft. Denn advocacy bringt Informationen in die 
„vermachtete Öffentlichkeit“ (vgl. Kapitel 2.1) ein, die nicht von eigenen Interessen 
geleitet sind, bietet dadurch eine alternative Informationsbeschaffung für jene, die 
eine andere als die „herrschende Meinung“ (vgl. Kapitel 2.2) vertreten und bringt 
dadurch Diskussionen über bestehende Werthaltungen und zukünftige 
Gesellschaftsentwicklungen in Gang. So stellt auch Gosden (2006) für die Arbeit von  
advokatorischen Flüchtlingsorganisationen in Australien fest: „At one level, the (…) 
social mobilisation around asylum seeker and refugee advocacy can be understood as 
responses to particular events and to particular aspects of the [asylum] policy. At another 
level, the advocacy as a whole can be understood as a challenge not just to the detail of the 
policy, but also to the logic that has guided and continues to guide the development and 
implementation of the policy. At another level again, what has been engaged in is a struggle 
for the future direction and values of Australian society“ (Gosden 2006: 5).  
 
Die Methoden, derer sich advocacy-NGOs dabei bedienen können, sind vielfältig 
(siehe oben). Für die gegenständliche Untersuchung sind jedoch vor allem jene des 
campaigning und im Weiteren auch des Lobbying interessant, die beide zu den 
Aufgaben der Öffentlichkeitsarbeit gehören. Nachdem nun der Begriff NGO definiert 
und das Prinzip advocacy erläutert wurde, soll daher im Folgenden der 
kommunikationswissenschaftliche Rahmen der beiden Instrumente dargestellt 
werden. 
 
3.2 Grundlagen der Öffentlichkeitsarbeit 
Um Öffentlichkeitsarbeit und somit auch das advocacy campaigning von NGOs 
theoretisch verorten zu können, sollen im Folgenden Überlegungen zu ausgewählten 
kommunikationswissenschaftlichen Theorien der Public Relations angeführt werden. 
Nach einer Definition des Begriffes Öffentlichkeitsarbeit werden daher in einem 
nächsten Schritt die Theorien von PraktikerInnen und der organisationsbezogene 
Ansatz zu PR kurz vorgestellt. Der Schwerpunkt wird jedoch auf die 
gesellschaftsbezogenen Ansätze gelegt, da diese nach Ansicht der Verfasserin am 
besten geeignet sind, die Notwendigkeit von advocacy campaigning zu begründen. 
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3.2.1 Definition von Öffentlichkeitsarbeit 
Wie der Begriff „Öffentlichkeit“, so ist auch der Begriff „Öffentlichkeitsarbeit“ nicht 
einheitlich definiert. Nach einer amerikanischen Studie zufolge sind vielmehr bis zu 
2000 verschiedene Begriffsbestimmungen in Gebrauch (vgl. Oeckl 1964: 25). Dies ist 
zum einen darauf zurückzuführen, dass Public Relations (PR)18 ein Handlungsfeld 
ist, das einer schnellen Entwicklung unterworfen war und ist, sodass Handeln und 
Selbstverständnis stets in Veränderung begriffen waren (vgl. Fröhlich 2008: 95f). 
Zum anderen ist die Heterogenität des Begriffes auf den interdisziplinären Charakter 
von Öffentlichkeitsarbeit zurückzuführen: Public Relations ist vor allem 
Forschungsgegenstand von Betriebwirtschaftslehre und Kommunikations-
wissenschaft, aber auch die Politikwissenschaft, die Organisationssoziologie und die 
Sozialpsychologie entwickeln ihre spezifischen Sichtweisen (vgl. u.a. Fröhlich 2008: 
96). So ist Public Relations für die Betriebswirtschaftslehre vor allem ein Hilfsmittel 
des Marketings, das – neben anderen Instrumenten wie Direct Marketing, 
Sponsoring, etc. – den Absatz fördern soll (vgl. Röttger 2008a: 10), während die 
Kommunikationswissenschaft wiederum je nach Sichtweise in PR entweder eine 
gesellschaftliche oder eine organisationsbezogene Funktion sieht (vgl. u.a. ebd.: 10, 
Avenarius 2000: 45, Faulstich 2000: 29ff, Jarren/Röttger 2008: 23ff, Signitzer 2007: 
148ff – näher dazu Kapitel 3.2.2) PraktikerInnen hingegen definieren PR eher in 
Anlehnung an ihren Berufsalltag durch die Beschreibung von Instrumenten, Zielen 
und Aufgaben, während standespolitische Berufsverbände dagegen vor allem Soll-
Zustände und standesethische Ansprüche ausdrücken und somit stark normativ 
geprägt sind (vgl. Fröhlich 2008: 98f und Röttger 2008b: 69). Je nach Zugang 
(PraktikerInnen- oder wissenschaftliche Perspektive), disziplinärem Blickwinkel und 
Schwerpunkt sind als Konsequenz unzählige Definitionen entstanden, die 
Öffentlichkeitsarbeit insgesamt als einen unscharfen, nur schwer zu definierenden 
Begriff erscheinen lassen. Die wichtigsten unter ihnen sollen im Folgenden kurz 
dargestellt werden. 
 
Da Öffentlichkeitsarbeit erst spät als Wissenschaft entdeckt wurde, entstammten die 
ersten Definitionen zunächst einer PraktikerInnenperspektive (vgl. Röttger 2008a: 
                                            
18
 Der Begriff Public Relations wird im Deutschen mit Öffentlichkeitsarbeit übersetzt und synonym 
verwendet (vgl. Kunczik 2002: 22). 
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10). Einer der frühesten Definitionen stammt hierbei von dem Amerikaner Edward L. 
Bernays: Für ihn sind Public Relations „the attempt, by information, persuasion and 
adjustment, to engineer public support for an activity, cause, movement or institution“ 
(Bernays 1956 zit. nach Barthenheier 1982: 4). Bernays gilt als einer der Begründer 
der PR in den USA und prägte die Theorie nachhaltig (vgl. ebd.: 4). Auch im 
deutschsprachigen Raum wurde sein Ansatz übernommen. Um sich jedoch von der 
Propaganda der NS-Vergangenheit abzugrenzen, wurden hier normative Werte und 
Ziele wie Vertrauen, Verständnis und Dialog verstärkt in den Mittelpunkt gerückt (vgl. 
Röttger 2008a: 10). So definierte Hundhausen etwa Public Relations als „die 
Unterrichtung der Öffentlichkeit (oder ihrer Teile) über sich selbst mit dem Ziel, um Vertrauen 
zu werben“ (Hundhausen 1951 zit. nach Fröhlich 2008: 98). Oeckl (1967) wiederum 
bezeichnet PR als „das bewusst geplante und dauerhafte Bemühen, gegenseitiges 
Verständnis und Vertrauen in der Öffentlichkeit aufzubauen und zu pflegen“ (Oeckl 1964: 
43).  
 
Einen noch stärkeren normativen Charakter haben standespolitische Definitionen, 
wie etwa jene des deutschen Berufsverband DPRG (Deutsche Public Relations 
Gesellschaft), der ähnlich wie Oeckl (vgl. dazu Kapitel 3.2.2.2) eine demokratische 
Funktion in PR sieht: Öffentlichkeitsarbeit/ Public Relations vermittelt Standpunkte und 
ermöglicht Orientierung, um den politischen, den wirtschaftlichen und den sozialen 
Handlungsraum von Personen oder Organisationen im Prozess öffentlicher Meinungsbildung 
zu schaffen und zu sichern. (…) Öffentlichkeitsarbeit/ Public Relations ist 
Auftragskommunikation. In der pluralistischen Gesellschaft akzeptiert sie 
Interessengegensätze. Sie vertritt die Interessen ihrer Auftraggeber im Dialog informativ und 
wahrheitsgemäß, offen und kompetent. Sie soll Öffentlichkeit herstellen, die Urteilsfähigkeit 
von Dialoggruppen schärfen, Vertrauen aufbauen und stärken und faire 
Konfliktkommunikation sichern. Sie vermittelt beiderseits Einsicht und bewirkt 
Verhaltenskorrekturen. Sie dient damit dem demokratischen Kräftespiel“ (DPRG: 
http://www.dprg.de/statische/itemshowone.php4?id=39). 
Diese Art von Definitionen mögen zwar hehre Ziele von Berufsorganisationen 
ausdrücken, entsprechen jedoch genauso wenig wie oben zitierte 
PraktikerInnendefinitionen wissenschaftliche Ansprüchen, da sie weder 
allgemeingültig noch überprüfbar sind (vgl. Fröhlich 2008: 99 und Röttger 2008b: 70). 
Eine der bekanntesten wissenschaftlichen Definitionen, die die Kriterien der 
Allgemeingültigkeit und Überprüfbarkeit zumindest in einem spezifischen Kontext 
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erfüllen, ist jene von Grunig und Hunt (1984), die einem organisationstheoretischen 
Ansatz von PR entspringt: „Public relations is the management of communication between 
an organization and its public“ (Grunig/Hunt 1984: 6). Merten/Westerbarkey (1994) 
basieren ihre Definition von PR hingegen auf einem konstruktivistischem 
Hintergrund: „Public Relations sind ein Prozess intentionaler und kontingenter Konstruktion 
wünschenswerter Wirklichkeiten durch Erzeugung und Befestigung von Images in der 
Öffentlichkeit“ (Merten/Westerbarkey 1994: 210)19. Ronneberger und Rühl (1992) 
sehen als Vertreter eines gesellschaftstheoretischen Ansatzes die Funktion von 
Public Relations in „autonom entwickelten Entscheidungsstandards zur Herstellung und 
Bereitstellung durchsetzungsfähiger Themen (effective topics oder effective issues), die – 
mehr oder weniger – mit anderen Themen in der öffentlichen Kommunikation um Annahme 
und Verarbeitung konkurrieren. Die besondere gesellschaftliche Wirkungsabsicht von Public 
Relations ist es, durch Anschlusshandeln, genauer: Anschlusskommunikation und 
Anschlussinteraktion öffentliche Interessen (Gemeinwohl) und das soziale Vertrauen der 
Öffentlichkeit zu stärken – zumindest das Auseinaderdriften von Partikularinteressen zu 
steuern und das Entstehen von Misstrauen zu verhindern“ (Ronneberger/Rühl 1992: 252). 
 
Diese Begriffsbestimmung von Ronneberger und Rühl soll im Sinne des 
Untersuchungsgegenstandes für die vorliegende Arbeit übernommen werden, da 
genau hier das Ziel von Sozialkampagnen – und somit auch von advocacy 
campaigns als spezielle Form von Sozialkampagnen – liegt: Sie wollen Themen 
dahingehend bearbeiten, dass sie wirkungsvoll in den öffentlichen Diskurs 
eingebracht werden und dort Aufmerksamkeit, und im besten Fall Anschlusshandeln 
erzielen können (vgl. Kapitel 4). Im Sinne der oben beschriebenen demokratischen 
Notwendigkeit einer starken Gegenöffentlichkeit dienen sie damit  nicht nur dem 
Wohle ihrer KlientInnen, sondern auch der Gesellschaft (also dem Gemeinwohl). 
 
                                            
19
 Unter Image verstehen Merten und Westerbarkey „ein konsonantes Schema kognitiver und 
emotiver Strukturen, das der Mensch von einem Objekt (Person, Organisation, Produkt, Idee, 
Ereignis) entwirft.“ (Merten/Westerbarkey 1994: 206). Images sind soziale Konstrukte, an denen sich 
Menschen orientieren können, und werden von ihnen vor allem für jene Objekte erzeugt, über die sie 
selbst nicht genügend direktes Wissen verfügen, um sich ein eigenständiges Bild davon zu machen 
(vgl. ebd.: 206).   
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3.2.2 PR-Theorien aus kommunikationswissenschaftlicher Sicht 
Wie bereits im vorangegangen Kapitel erörtert wurde, ist das Praxisfeld 
Öffentlichkeitsarbeit reich an unterschiedlichen disziplinären Theorien. Da es sich bei 
gegenständlicher Diplomarbeit jedoch um eine kommunikationswissenschaftliche 
Untersuchung handelt, sollen Sozialkampagnen auch dort verortet werden. Drei 
verschiedene Strömungen lassen sich dabei in den kommunikations-
wissenschaftlichen Theorien zur PR indentifizieren: PraktikerInnentheorien, 
organisationsbezogene und schließlich gesellschaftsbezogene Theorien. Im 
Anschluss an die oben durchgeführte Begriffsbestimmung von Öffentlichkeitsarbeit 
soll dabei insbesondere auf die letzte Kategorie eingegangen werden.  
3.2.2.1 PraktikerInnentheorien 
Faulstich (2000) zufolge, lassen sich Theorien, die aus einer Berufsfeld- bzw. 
Praxisperspektive entstanden sind, als „pragmatisch-vortheoretische Definitionen“ 
bezeichnen, da sie theoretischen Ansprüchen nicht entsprechen (vgl. Faulstich 2000: 
22). Kennzeichnend für derartige Theorien sind stark wertgeladene Positionen, 
ethisch-normative Prinzipien und ein „Ratgebercharakter (…) mit geringem 
wissenschaftlichen Erklärungspotential“ (Röttger 2008a: 13; vgl. auch Faulstich 2000: 
22ff und 234).  
 
Wegweisend für PraktikerInnentheorien war der Amerikaner Edward L. Bernays 
(1891-1995), der in Crystallizing Public Opinion (1928) die Rolle des PR-Beraters/der 
PR-Beraterin („counsel on public relations“) als die eines Vermittlers/einer Vermittlerin 
zwischen der Öffentlichkeit und des/der AuftraggeberIn beschrieb (vgl. Kunczik 2002: 
141). Durch „information, persuasion, and adjustment“ (vgl. Kapitel 3.2.1) soll die 
Übereinstimmung bzw. Unterstützung der Öffentlichkeit für die Interessen des 
Auftraggebers/der Auftraggeberin herbeigeführt werden. Zentrale Aufgabe der PR ist 
für ihn also, die öffentliche Meinung zu regeln und zu kontrollieren. Carl Hundhausen 
(1893-1977) und Albert Oeckl (1909-2001), zwei der wichtigsten Praxistheoretiker im 
deutschsprachigen Raum, übernahmen dieses Verständnis von Öffentlichkeitsarbeit 
und bauten darauf auf. Während Hundhausen dabei eine organisationsorientierte 
Stellung zur PR bezog, indem er die Existenzbedingungen von Unternehmungen in 
den Mittelpunkt seiner Überlegungen rückte (vgl. Kunczik/Szyszka 2008: 116), sah 
Oeckl eher eine gesellschaftspolitische Größe in PR: In einer hoch differenzierten 
 42 
Gesellschaft komme PR eine demokratiepolitische Aufgabe zu, indem sie Information 
und Orientierungshilfen zur Verfügung stellt und somit für den notwendigen 
gesellschaftlichen Konsens sorgt (vgl. Oeckl 1964: 22ff und Kunczik 2002: 165f). 
Anknüpfend an Bernays reduziert Oeckl Öffentlichkeitsarbeit auf eine einfache 
Formel: „Öffentlichkeitsarbeit = Information + Anpassung + Integration“ (Oeckl 1976: 15). 
Durch ständigen Dialog soll Öffentlichkeitsarbeit dazu beitragen, das erforderliche 
Minimum an Übereinstimmung für ein friedliches Miteinander in der Gesellschaft zu 
erreichen. Öffentlichkeitsarbeit ist somit „Arbeit in der Öffentlichkeit, Arbeit für die 
Öffentlichkeit, Arbeit mit der Öffentlichkeit“ (Oeckl 1964: 36f).  
 
PraktikerInnentheorien nehmen nach Kunczik und Szyszka (2008) eine wichtige 
Rolle in Beschreibung von Funktion und Rolle von Öffentlichkeitsarbeit in der PR-
Geschichte ein und mussten jahrzehntelang den fehlenden wissenschaftlichen 
Diskurs ersetzen, der erst mit Franz Ronneberger in den 1970-er Jahren einsetzte. 
Auch wenn der Praxisdiskurs sich zwangsläufig oberflächlich gestaltete, so gelten 
dennoch die meisten Aspekte als zeitlos und grundlegend und bleiben somit Quellen 
für eine wissenschaftliche Theorienbildung (vgl. Kunczik/Szsyska 2008: 122).  
3.2.2.2 Organisationsbezogene Ansätze 
Organisationsbezogene Ansätze kommen vor allem aus dem amerikanischen Raum 
und setzen auf einer Meso-Ebene der PR an, indem sie nach ihrem Nutzen für eine 
Organisation fragen. Sie begreifen Öffentlichkeitsarbeit als eine 
Kommunikationsfunktion von Organisationen, die Teilsysteme der Gesellschaft 
darstellen. PR managt und plant dabei den Kommunikationsprozess zwischen 
Organisationen und den relevanten Umweltsystemen und legitimiert Organisationen 
in ihrer Umwelt.  
 
Zentrale Fragestellung aus organisationstheoretischer Sicht ist, inwieweit 
Öffentlichkeitsarbeit zum Erreichen der Organisationsziele beiträgt (vgl. Signitzer 
2007: 143). Nach Grunig und Hunt (1994) liegt ihr Beitrag darin, dass sie mittels 
Kommunikation Beziehungen zu den Umweltsystemen, die die Organisationen 
beeinflussen oder umgekehrt von ihr beeinflusst werden, herstellt und pflegt. Damit 
ermöglicht sie den Austausch über Erwartungshaltungen der Zielgruppe und der 
Sichtweisen der Organisation und trägt somit zum Verständnis auf beiden Seiten bei. 
Organisationen können so ihr Verhalten an Erwartungshaltungen der Zielgruppe 
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adaptieren und erreichen damit eher die gewünschten Ziele (vgl. Signitzer 2007: 
155).  
3.2.2.3 Gesellschaftsbezogene Ansätze 
Gesellschaftstheoretische PR-Ansätze schließlich setzen an der Relevanz von 
Öffentlichkeitsarbeit für die Gesellschaft an. Sie erkennen zwar den 
organisationspolitischen Handlungsbedarf von PR an, ihre zentralen Fragestellungen 
sind jedoch jene nach den gesellschaftlichen Bedingungen für PR und den 
Beiträgen, die PR für die Funktionsweisen und das Dasein von Gesellschaften 
erbringen kann (vgl. Signitzer 2007: 144 und Szyszka 2008: 161).  
 
Der gesellschaftsbezogene Diskurs ist im internationalen Vergleich im Gegensatz 
zum organisationstheoretischen in der deutschsprachigen Theorienbildung relativ 
stark vertreten (vgl. Szyszka 2008: 161). Als einer der bekanntesten Vertreter gilt 
hierbei Franz Ronneberger (1913-1999). Er geht von einer pluralistischen 
Gesellschaft aus, die durch Interessensorganisation, Interessenskonkurrenz und 
öffentlicher Kommunikation gekennzeichnet ist (vgl. Signitzer 2007: 145). Je 
differenzierter die Gesellschaft ist, desto mehr Interessen prallen aufeinander und 
desto notwendiger wird Information, um diese Interessen zu artikulieren und zu 
einem Kompromiss oder Konsens zu finden. Aufbauend auf Oeckl spricht 
Ronneberger hier von Integration: „Je komplexer eine Gesellschaft sich entfaltet, um so 
mehr Integrationsleistungen müssen erbracht werden, um ein Auseinanderfallen zu 
verhindern. Integration in modernen Gesellschaften bedeutet aber in erster Linie Information“ 
(Ronneberger 1996 [1977]: 9). PR versteht sich dabei als ein Instrument der 
Interessensdarstellung und stellt ein „unabdingbares Korrektiv zum Prinzip der 
organisierten Interessen“ (ebd.: 15f) dar, indem sie möglichst viele und überprüfbare 
Informationen zur Verfügung stellt und gleichzeitig möglichst große und stabile 
Teilöffentlichkeiten herstellt und damit die Grundlagen für eine Auseinandersetzung 
schafft und den Weg zu einer Konsensfindung bereitet. 
 
Öffentlichkeitsarbeit hat somit nach Ronneberger folgende Funktionen (Ronneberger 
1989: 428):  
• Analyse und Selektion von Erwartungen der Umwelt an das eigene System bzw. die 
eigene Organisation 
• Bewusstmachen der eigenen Interessen (z.B. von Wirtschaftsunternehmen, 
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politischen Parteien, Verbänden, kulturellen Institutionen) 
• Artikulierung dieser Interessen im Rahmen des öffentlichen Mediensystems 
• Herstellung einer innerorganisationalen (hauptsächlich innerbetrieblichen) 
Öffentlichkeit für die eigenen Interessen 
• Konfrontation der Interessen in der Öffentlichkeit und Suche nach Kompromissen 
(Integration)  
  
Auch wenn PR also intentional – wie aus der Aufzählung der Funktionen 
herauszulesen ist – das Ziel verfolgt, eine möglichst breite und langfristige 
Zustimmung für die Interessen der eigenen Organisation zu erreichen, so hat sie 
dennoch auch eine Funktion für die Gesellschaft, da sie es sind, die einen 
Pluralismus ermöglichen, indem durch sie Auseinandersetzungen öffentlich geführt 
werden können. Zudem werden durch PR „(…) die Denkgewohnheiten, sozialen und 
kulturellen Normen einer Gesellschaft in ihren Teilöffentlichkeiten ständig geprüft, durch 
Prüfung bestätigt oder gewandelt, jedenfalls ständig in Erinnerung gebracht“ (ebd.: 16) und 
gegebenenfalls, wenn notwendig, korrigiert. Damit ermöglicht Öffentlichkeitsarbeit 
einen gesellschaftlichen Wandel und stellt ein konstitutives Element der 
demokratischen Gesellschaft dar. 
 
1992 schließlich erweitert Ronneberger zusammen mit Manfred Rühl seine Ansätze 
in eine „Theorie der ‚öffentlichen Beziehungen‛ moderner Gesellschaften (…), die PR nicht 
wesenhaft, sondern in gesellschaftlichen, insbesondere in politischen und wirtschaftlichen 
Funktionszusammenhang konzipiert“ (Ronneberger/Rühl 1992: 14). Im Sinne der 
Systemtheorie Luhmanns werden Public Relations dabei als Teilsystem des 
gesellschaftlichen Funktionssystems Publizistik begriffen, das neben anderen 
Teilsystemen wie Journalismus, Werbung und Propaganda einen besonderen 
Systemtypus darstellt, der „besondere publizistische Themen und Mitteilungen 
hervorbringt, mit denen er durch sinnhaft informierende Kommunikationen öffentliche 
Aufmerksamkeit zu wecken sucht“ (ebd.: 252).  
 
Ähnlich wie andere Funktionssysteme (Politik, Wirtschaft, Wissenschaft) stellen 
Public Relations ein heterogen organisiertes Sozialsystem dar, das in seinen 
Strukturen über Organisationen und Märkte verbunden ist und über Märkte 
konkurriert und kooperiert. Die Beziehungen von Public Relations als 
selbstreferentielles, sich selbst erhaltendes, autopoietisches System zu anderen 
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Sozialsystemen werden auf drei Ebenen analysiert: Auf der Mikroebene lassen sich 
die inner- und interorganisatorischen Beziehungen finden, die PR-Aufgaben genannt 
werden. Sie werden „unter den Bedingungen der funktional differenzierten, technisch-
wissenschaftlich-industrialisierten Gegenwartsgesellschaft durch dezentral geführte 
Organisationen mit unterschiedlichen Zielsetzungen“ (ebd.: 267) erbracht. Auf der 
Mesoebene finden sich die Beziehungen zwischen dem PR-System und den 
anderen Funktionssystemen der Gesellschaft, die als PR-Leistungen bezeichnet 
werden (vgl. ebd.: 257f). Bei dem Verhältnis von Public Relation zur 
Gesamtgesellschaft auf der Makroebene handelt es sich schließlich um die Funktion 
von PR, die sie in der „Durchsetzung von Themen durch Organisationen auf Märkten mit 
der Wirkungsabsicht, öffentliche Interessen (Gemeinwohl) und öffentliches Vertrauen zu 
stärken“ 20 (ebd.: 283) sehen. Mittels der Herstellung und Verbreitung von 
durchsetzungsfähigen Themen tragen Public Relations zu einem kommunikativen 
Ausgleich der Interessen in der Öffentlichkeit bei (vgl. auch Kapitel 3.2.1). 
 
Für den Untersuchungsgegenstand der vorliegenden Arbeit bedeuten die 
Überlegungen von Ronneberger und Ronneberger und Rühl zweierlei: Es ist die 
Aufgabe und Funktion von Public Relations – und nicht nur von PR sozialer 
Organisationen – möglichst viele Informationen über ihre eigenen Interessen in die 
Öffentlichkeit zu lancieren, um so zu einer pluralistischen Gesellschaft und einem 
Interessensausgleich beizutragen. Die eigenen Interessen von sozialen 
Organisationen sind jedoch nicht nur, ihren Bekanntheitsgrad und Spendenmittel zu 
maximieren; zu den Grundaufgaben einer NGO gehört vielmehr, die Anliegen ihrer 
Klientinnen zu vertreten, auf eine soziale und gesetzliche Besserstellung hinzuwirken 
und auf neue, gesellschaftliche Probleme aufmerksam zu machen (vgl. Kapitel 3.1). 
Daraus folgt in logischer Konsequenz, dass Flüchtlingshilfsorganisationen nicht nur 
im Interesse ihrer KlientInnen, sondern auch ihrem ureigensten Auftrag nach 
versuchen müssen, mittels PR auf das Thema AsylwerberInnen (in Schubhaft) 
aufmerksam zu machen und Informationen zu verbreiten, um so eine 
Auseinadersetzung damit und schließlich einen Kompromiss auf der politischen, aber 
                                            
20
 Ronneberger definierte bereits 1982 Gemeinwohl als eine regulative Idee, die auf den Grundwerten 
Freiheit, Gerechtigkeit, Wohlstand, Sicherheit und Frieden basiert, die sich ständig wandelnden 
Bedingungen der Gesellschaft berücksichtigt und „dazu berufen und geeignet ist, dem Handeln von 
Menschen als Richtschnur zu dienen“ (Ronneberger 1982: 74ff). 
 46 
auch auf der gesellschaftlichen Ebene zu ermöglichen. Um stabile und große 
Teilöffentlichkeiten für das Thema AsylwerberInnen zu schaffen, wird es jedoch nicht 
reichen, mittels einmaliger Kampagnen ein Thema (durch)zusetzen. Vielmehr wird 
eine permanente und konsequente Öffentlichkeitsarbeit notwendig sein, um ein 
„Auseinanderfallen“ der Gesellschaft in dem Sinne zu verhindern, dass einerseits 
eine soziale Gruppe sozial, gesellschaftlich und politisch ausgeschlossen wird und 
andererseits rechtsstaatliche Grundrechte wie das Recht auf Freiheit (vgl. Kapitel 5) 
ausgehebelt werden.  
 
Wie jedoch auch Faulstich (2000) feststellt, ist in Ronnebergers und Rühls Theorie 
ein wichtiger Faktor nicht beachtet worden: Der Faktor Macht (vgl. Faulstich 2000: 
39f). Macht beeinflusst im Flüchtlingsbereich die Öffentlichkeitsarbeit gleich in 
mehreren Dimensionen: So haben politische Institutionen Macht über 
Flüchtlingshilfsorganisationen, indem sie an diese Aufträge vergeben und somit über 
den Faktor Geld Einfluss und Druck auf sie ausüben können (vgl. Kapitel 3.1). 
Zugleich ist die Macht der „herrschenden Meinung“ zu nennen, die entgegengesetzte 
Meinungen marginalisiert (vgl. Kapitel 2.2). Und schließlich unterliegen, wie in Kapitel 
2.5 ausgeführt, Flüchtlingsthemen der Macht des medialen Diskurses, der mit seiner 
überwiegend negativen Berichterstattung großen Einfluss auf die öffentliche Meinung 
hat und zudem über eine Definitionshoheit über AsylwerberInnen verfügt, die von 
NGOs nur schwer zu durchbrechen ist. Von gleichwertigen Interessen kann 
angesichts dieser Machtgefälle nicht unbedingt gesprochen werden. Dennoch einen 
kommunikativen Ausgleich der Interessen zu erreichen, stellt eine große 
Herausforderung an die Public Relations der Flüchtlingsorganisationen dar. 
 
3.3 Politische Öffentlichkeitsarbeit 
Da NGOs nicht nur – wie mehrfach erwähnt – mittels PR versuchen, Aufmerksamkeit 
für sich und ihre Klientinnen zu kreieren, sondern als politische Akteurinnen (vgl. 
Kapitel 2.4) ausdrücklich versuchen, die Gesetzgebung zu beeinflussen, soll hier 
kurz auf politische Öffentlichkeitsarbeit eingegangen werden. Dabei ist vor allem 
interessant, wie sich die unterschiedlichen Voraussetzungen von politischen 
Entscheidungsinstitutionen und NGOs auf deren PR auswirken und was das für ihre 
Erfolgschancen bedeutet.  
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Politische Öffentlichkeitsarbeit wird aus einer organisationsbezogenen Perspektive 
als „Teil des Kommunikationsmanagements politischer Institutionen und Akteure mit ihren 
externen und internen Umwelten“ (Bentele 1998: 130) definiert. Somit wird sie eng an 
die AkteurInnen des politischen Systems gebunden, wobei hierunter nicht nur 
Regierungen und Parlamente, sondern auch Parteien, Verbände, NGOs, soziale 
Bewegungen und andere Organisationen, die politische Interessen verfolgen, 
verstanden werden (vgl. Schulz 2008: 308). 
 
Öffentlichkeitsarbeit aus politikwissenschaftlicher Sicht zielt darauf ab, das 
intermediäre System Öffentlichkeit, das eine Mittlerrolle zwischen politischem System 
und Gesellschaft einnimmt, zu beeinflussen (vgl. Adam et al.: 87; siehe auch Kapitel 
2.1). Im Sinne eines Input-Output-Prozesses des politischen Systems kommen 
politischer Öffentlichkeitsarbeit hierbei verschiedene Funktionen zu: Auf der 
Inputseite versuchen AkteurInnen der Interessensartikulation und –aggregation (vgl. 
Kapitel 2.4) Aufmerksamkeit und Zustimmung für ihre Themen und Interessen in der 
Öffentlichkeit zu finden; mittels Öffentlichkeitsarbeit werden diese gebündelt und 
vermittelt. Dadurch können Probleme und Bedürfnisse der Gesellschaft und letztlich 
auch die öffentliche Meinung beobachtet werden. Auf Seite der 
Interessensdurchsetzung wenden Regierungen politische PR hingegen an, um die 
Darstellung und Interpretation von implementierten Entscheidungen in den 
Massenmedien zu kontrollieren (vgl. ebd.: 79f). Politische Öffentlichkeitsarbeit soll 
zudem „Informationen liefern, für neue politische Problemstellungen sensibilisieren und 
durch Offerierung von politischen Alternativen den Adressaten Urteils- und 
Entscheidungshilfen geben“ (Sarcinelli 1986, zit. nach Kamps 2007: 100).   
 
Im Gegensatz zur politischen Werbung, die vor allem eine persuasive Funktion hat, 
kommt politischer PR also hauptsächlich eine Informationsfunktion zu. Die 
Information erfolgt von den jeweiligen AkteurInnen jedoch gezielt, selektiv und 
interessensgeleitet und wird strategisch eingesetzt, um möglichst viele positive 
Resonanzen in den Massenmedien für Positionen, Anliegen und Argumente zu 
erzielen (vgl. Jarren/Donges 2006: 232f und Kamps 2007: 100). Politische 
Öffentlichkeitsarbeit ist daher durchaus als Persuasionskommunikation aufzufassen: 
„Politische PR  ist insofern strategische Kommunikation, als sie ihren proximaten, ihren kurz- 
und mittelfristigen Erfolg darin sieht (und entsprechend kalkuliert), auf Einstellung, Wissen 
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und Verhalten anderer Einfluss zu nehmen. Das ultimative (langfristige) Ziel ist 
systemspezifisch die Erlangung von Macht oder ihr Erhalt“ (Kamps 2007: 100f)21. 
Politische PR mag zwar den Konsens und Verständigung über Dialog suchen, ist 
aber aufgrund ihrer Zielsetzung im Endeffekt dennoch nicht als Diskurs zu werten 
(vgl. ebd.: 101).  
 
Die Instrumente, die politischen PR-AkteurInnen zur Verfügung stehen, sind 
umfassend und schließen nach Bentele (1998) traditionelle Einwegkommunikation 
(Pressearbeit), strategisch eingesetzte Dialogkommunikation und politisches 
Themen- und Event-Management ein (vgl. Bentele 1998: 130). Der 
Handlungsspielraum und die Erfolgschancen hängen jedoch vom institutionellen 
Status und den Ressourcen der politischen AkteurInnen ab (vgl. Adam et al. 2008: 
80f). Regierungen und Parlamente etwa haben entscheidende Vorteile gegenüber 
Parteien, Verbänden, sozialen Bewegungen und NGOs, da sie über die politische 
Initiative und einen institutionalisierten PR-Apparat mit großen Ressourcen verfügen. 
Zudem haben sie durch den Bekanntheitsgrad und das Prestige der 
Regierungsmitglieder einen Aufmerksamkeitsvorteil, den Parteien und Verbände 
nicht oder nur in geringerem Maße besitzen. Diese müssen sich vielmehr – nicht 
zuletzt als Reaktion auf die der von der Regierung geleisteten PR-Arbeit – ständig 
neu positionieren, um Medieninteresse zu erlangen und Aufmerksamkeit auf sich zu 
ziehen. Sie müssen mit einem vergleichsweise geringen Budget versuchen, ihre 
Themen vor dem Publikum zu legitimieren und ihre AnhängerInnen an sich zu 
binden. Soziale Organisationen wie kirchliche Vereine, soziale Bewegungen und 
NGOs haben mit noch geringeren Ressourcen zu kämpfen. Hinzu kommt, dass sie 
mit ihren „weichen“ Themen nur schwer mediale Aufmerksamkeit erlangen können. 
Umso bedeutender ist es für sie, ihre Themen und Anliegen mithilfe von strategisch 
eingesetzten Aufmerksamkeitswerten zu vertreten (vgl. Adam et al. 2008: 80ff; siehe 
auch Kap. 2.3). Abbildung 3 gibt dabei einen guten Überblick, mit welchen 
Erfolgschancen die unterschiedlichen aufgrund welcher Faktoren und eingesetzten 
Instrumente zu rechnen haben 
                                            
21
 NGOs und andere AkteurInnen der Interessensartikulation mögen zwar nicht das Ziel verfolgen, 
politische Macht zu erlangen; sie haben zumindest jedoch das Ziel, politische Entscheidungen zu 
beeinflussen, indem sie auf das Verhalten und die Einstellungen und somit auf die öffentliche Meinung 
einwirken. 
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Abbildung 2: Öffentlichkeitsarbeit politischer Organisationen 
 Regierungsorganisationen 
Parteien, Verbände, Soziale Bewegungen, 
NGOs 
Handlungsziele Akzeptanz für Entscheidungen (Machterhalt) Zustimmung für (z.T. gemeinwohlorientierte) 
Interessen 
Ressourcen 
Umfangreicher Informationsapparat (u.a.: 
Presseamt, Sprecher von Ministerien) 
Verhältnismäßig schmale Budgets, eher kleine PR-
Stäbe 
Handlungs- 
repertoire 
Regierungskonferenzen, Auslandsreisen, 
Kampagnen- und Informationsarbeit 
Kampagnenarbeit, Inszenierung von Ereignissen, 
Informationsarbeit 
Erfolgschancen 
Unterstellter Gemeinwohlanspruch erhöht 
öffentliche Aufmerksamkeit, Selbstverständnis des 
politischen Journalismus als Kritikinstanz verringert 
Durchsetzungschancen von Themen und 
Wertungen tendenziell 
Parteien: Spagat zwischen Kernwählerschaft und 
WechselwählerInnen 
Verbände: abhängig vom Rückhalt der Mitglieder 
und der persuasiven Darstellung von Teilinteressen 
als Gemeinwohlinteresse 
Soziale Bewegungen und NGOs: abhängig von der 
Durchsetzung des Anspruchs auf Führerschaft über 
ein öffentliches Thema 
(Quelle: angelehnt an Adam et al. 2008: 81) 
 
Im Sinne des Untersuchungsgegenstands lässt sich also feststellen, dass es auch 
aus Sicht der politikwissenschaftlichen PR das zentrale Ziel der politischen 
AkteurInnen der Interessensartikulation wie NGOs ist, Themen in die Öffentlichkeit 
zu lancieren. Der Fokus liegt aber nicht auf einer Konsensbildung über 
Kommunikation, sondern vielmehr auf der Beeinflussung der Gesetzgebung. Da 
NGOs – und Flüchtlingsorganisationen im Speziellen – jedoch nur über wenig 
Ressourcen, keinen institutionellen PR-Apparat und auch nicht über die gleiche 
Möglichkeit der Themensetzung wie Regierungsorganisationen verfügen, ist es für 
sie umso schwerer, sich gegen die Übermacht der Regierungs-PR durchzusetzen. 
Sozialkampagnen sind sicherlich eine Möglichkeit, Aufmerksamkeit für ihre 
Interessen in der Öffentlichkeit zu erreichen – ob sie allein jedoch dazu befähigen, 
politische Entscheidungsprozesse zu beeinflussen, scheint fraglich. Organisationen 
wie z.B. Greenpeace schaffen es zwar immer wieder, mittels gezielter PR-Arbeit, 
Kampagnen und Aktionen eine Protestbewegung ins Leben zu rufen, auf die die 
Politik reagieren muss (vgl. Vowe 2006), im AsylwerberInnenbereich, wo die 
Mehrheit der Bevölkerung den Interessen der Flüchtlingshilfsorganisationen eher 
ablehnend gegenüberzustehen scheint (vgl. Kapitel 1), scheint eine derartige 
Mobilisierung zurzeit aber eher illusorisch. In diesem Sinne werden neben der 
Aufmerksamkeitsgenerierung über Kampagnen auch andere Mittel wie z.B. Lobbying 
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ins Auge gefasst werden müssen, um die Chancen auf eine Beeinflussung des 
politischen Entscheidungsprozesses zu erhöhen.   
 
3.4 Social Public Relations 
Wie eingangs angekündigt, soll in den folgenden Kapiteln eine Annäherung an die 
Handlungsebene von Public Relations versucht werden. Sowohl die theoretische als 
auch die interdisziplinäre Ebene von Öffentlichkeitsarbeit werden hier verlassen, 
hingegen ihre Methoden und Instrumente ins Zentrum des Interesses gestellt. 
Öffentlichkeitsarbeit in sozialen Organisationen unterscheidet sich dabei jedoch 
aufgrund ihrer Zielsetzung deutlich von der „klassischen“ PR gewinnorientierter 
Unternehmen, weshalb sich dieses Kapitel auch spezifisch mit Social PR 
auseinandersetzt. 
 
Social PR, in der Literatur auch synonym mit Non-Profit-PR und sozialer 
Öffentlichkeitsarbeit verwendet, ist im Vergleich zur PR von profitorientierten 
Unternehmen und auch politischer PR ein relativ wenig untersuchtes Handlungsfeld 
(vgl. Pleil 2005: 7). Erst seit Ende der 1980-er Jahre findet es vermehrt Beachtung 
und ist Gegenstand wissenschaftlicher Untersuchungen. Nichtsdestotrotz ist eine 
Abgrenzung des Begriffes zu Profit-PR nach wie vor schwierig: Einig ist man sich in 
der Literatur lediglich, dass soziale Organisationen, die keine Eigeninteressen, 
sondern ausschließlich soziale und ideelle Zielsetzungen verfolgen, Social PR 
betreiben. Schwieriger wird es jedoch bei staatlichen Einrichtungen, Verbänden, und 
Gewerkschaften, die entweder politische Eigeninteressen oder zumindest 
Mitgliederinteressen vertreten. Zudem dienen einige PR-Instrumente (z.B. Social 
Sponsoring) zwar profitorientierten Unternehmen, nützen aber zur gleichen Zeit auch 
Non-Profit-Maßnahmen (vgl. Tonnemacher 2008: 493).  
 
Aus der Praxis der Sozialen Arbeit wird ferner die unreflektierte Übernahme von 
Methoden, Instrumenten und Begriffen aus der Werbung und Wirtschaft kritisiert, die 
keine geeigneten Rahmenbedingungen und Konzepte für Öffentlichkeitsarbeit von 
sozialen Organisationen zulassen (vgl. Schürmann 2004: 13). So fordert Schürmann 
denn auch: „Mit Elementen der sachlichen Grundinformation, der Beurteilung von sozialen 
Problemlagen, dem Aufzeigen von Handlungsalternativen sowie der Animation von Aktivität 
ist ein eigenes Profil programmatisch zu entwickeln: Ziele, Praxis, Erfahrung und Know-how 
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der Sozialen Arbeit bilden die Basis für eine Soziale Öffentlichkeitsarbeit, die nicht 
‚verführen‛, sondern überzeugen und aktivieren will. Die Öffentlichkeitsarbeit muss Leitbilder 
des sozialen Handelns aufstellen, die (…) das soziale Engagement und die Bereitschaft zum 
Umdenken und Verändern stärken. Dazu ist eine eigenen Ästhetik und Sprache Sozialer 
Öffentlichkeitsarbeit zu profilieren, die nichts vortäuscht, sondern klar, kritisch und 
motivierend ihre Aussagen und Botschaften auf den Punkt bringt“ (Schürmann 2004: 6). 
Angesichts dieser Kritik soll versucht werden, aus der vorhandenen Literatur eine 
genauere Bestimmung sowohl des Begriffs Social PR als auch ihrer Spezifika im 
Vergleich zu profitorientierten Öffentlichkeitsarbeit herauszuarbeiten. 
 
3.4.1 Begriffsbestimmung 
Nach Pallierer (1990) stellen Social PR einen Teil von Social Communications dar. 
Unter Social Communications sind hierbei „die am Gemeinwohl22 der Gesellschaft 
orientierten Kommunikationsstrategien, deren Zielsetzung in der Vermittlung von sozialen 
Anliegen besteht, um langfristig Einstellungen, Verhalten und Werte zu beeinflussen“ 
(Pallierer 1990: 6). Social Communications ist also als interdisziplinärer Überbegriff 
verschiedener Kommunikationsstrategien für soziale Anliegen aufzufassen, zu denen 
neben Social PR auch Social Marketing und Social Advertising gehören. Wie sich 
diese dabei im Verhältnis zueinander befinden, stellt Abbildung 4 dar. 
                                            
22
 Pallierer (1990) versteht unter Gemeinwohl das „Wohl einer Vielheit von Menschen, das auf den 
Grundwerten einer Gesellschaft beruht, den sich ständig wandelnden Bedingungen der Gesellschaft 
Rechnung trägt und eine Integration und einen Ausgleich verschiedener sozialer Gruppenanspruche 
unter Berücksichtigung des sozialen Ganzen darstellt“ (Pallierer 1990: 6)   
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(Quelle: Pallierer 1990: 7) 
 
Social Communications 
Social Marketing 
Social Advertising 
Social Public Relations 
Abbildung 3: Social Communications als interdisziplinärer Überbegriff 
 
 
Mit Walter Thorun, der jahrelang in der Jugendarbeit tätig war, kam im 
deutschsprachigen Raum eine der ersten Begriffsbestimmungen für 
Öffentlichkeitsarbeit sozialer Organisationen nicht aus dem Bereich der 
Kommunikationswissenschaften, sondern aus der Sozialen Arbeit. Er formulierte 
1970: „Öffentlichkeitsarbeit ist eine öffentlich bedingte ständige organische Funktion und 
eine planmäßig geübte Einwirkung auf die Öffentlichkeit. Sie geschieht auf der Grundlage 
systematischer Erforschung mit den Mitteln der öffentlichen Kommunikation und Publizistik 
und will eine ganz bestimmte oder möglichst breite Bürgerschaft erreichen, diese informieren 
und beteiligen. Öffentlichkeitsarbeit ist ebenso tatsacheninformierender wie werbender 
Natur. Sie geschieht je nach Grad und Art anzustrebender Wirkungen nach 
informationspolitischen Maßstäben mit dem Ziel, für die gesellschaftlichen Aufträge und 
Aufgaben zu werben, Verständnis und Vertrauen zu wecken, Meinungen und Vorstellungen 
in Bewegung zu bringen, Vorurteile abzubauen und das soziale gesellschaftliche Handeln 
durchschaubar und bewusst zu machen“ (Thorun 1970: 11). Social PR ist für ihn dabei 
„das bewusste, geplante und dauernde Bemühen (…), für die soziale Arbeit Verständnis und 
Vertrauen in der Öffentlichkeit aufzubauen und zu pflegen“ (ebd.: 8).  
 
Auch Peter Marchal stellt Social PR in den Dienst der Sozialen Arbeit und sieht ihr 
Ziel in der Einstellungsveränderung ihrer Zielgruppe: „Öffentlichkeitsarbeit wird hier als 
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planmäßige Herstellung von Öffentlichkeit gegenüber Ereignissen und Angeboten der 
sozialen Dienste verstanden und hat das Ziel, die für zeitgemäße soziale Arbeit, also Hilfe 
zur Selbsthilfe und Prävention, notwendigen Kommunikationszusammenhänge herzustellen. 
Diesem Ziel dient Öffentlichkeitsarbeit insbesondere dadurch, dass mit ihrer Hilfe 
Einstellungen und Verhaltensweisen, die entgegenstehen, verändert werden, sei es bei 
Adressaten selbst, bei Sozialarbeitern oder aber Anstellungsträgern beziehungsweise 
politischen Entscheidungsgremien“ (Marchal 1988: 403).  
 
Gudrun Pallierer sieht das Ziel von Social PR ähnlich, stellt aber stärker das Handeln 
von Öffentlichkeitsarbeit in den Mittelpunkt: „Social Public Relations sind also das am 
Gemeinwohl der Gesellschaft orientierte, bewusste, geplante, systematische, aktive und 
langfristige Bemühen, in einem ständigen Dialog mit der Öffentlichkeit Verständnis für ein 
soziales Anliegen und Vertrauen zu gewinnen, um langfristig Einstellungen, Verhalten und 
Werte zu beeinflussen“ (Pallierer 1990: 64). Nach dieser Definition wäre Social PR also 
nicht als ein exklusives Handlungsfeld der Sozialen Arbeit oder NPOs zu sehen, da 
sie alle Institutionen, Organisationen, ja sogar Profit-Unternehmen als AkteurInnen 
mit einschließen würde, sofern sie für ein soziales Anliegen werben. Um eine klarere 
Abgrenzung zu schaffen, definiert Jan Tonnemacher schließlich Non-Profit-PR als 
„die Gestaltung der Kommunikationsbeziehungen einer Person oder Institution mit ihren 
Teilöffentlichkeiten zur Erreichung ideeller und sozialer Zielsetzungen, ohne dass dabei 
Eigeninteressen verfolgt werden, die über die Aufrechterhaltung und Verbesserung der 
eigenen Funktion zur Erreichung dieser Ziele hinausgehen“ (Tonnemacher 2008: 494). 
Damit sind Regierungen, Parteien, wirtschaftliche Interessensorganisationen und 
Unternehmen als AkteurInnen der Social PR ausgeschlossen, da sie zumindest an 
der Erhaltung von Machtpositionen oder an einer Besserstellung am Markt 
interessiert sind. Zur gleichen Zeit weitet eine derartige Begriffsbestimmung aber den 
AkteurInnenkreis von Organisationen der Sozialen Arbeit auch auf andere 
Organisationen wie z.B. Öffentliche Rundfunkanstalten oder nicht profitorientierte 
Bildungseinrichtungen aus. Entscheidend sind für Tonnemacher hierbei das 
Kriterium der Nichtkommerzialität, die ideelle bzw. soziale Zielsetzung und der 
verfolgte Fremdnutzen einer Organisation (vgl. ebd.: 493). Ob mit Tonnemachers 
Definition die Forderung Schürmanns erfüllt wurde, Social PR in einer Sprache der 
Sozialen Arbeit zu definieren, bleibt zu bezweifeln, kann aufgrund seiner Herkunft 
aus der Kommunikationswissenschaft andererseits aber auch nicht verwundern. Viel 
zentraler erscheint der fehlende Bezug auf das oben ausgearbeitete Ziel von Social 
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PR, politische Entscheidungen im Sinne der KlientInnen von NGOs zu beeinflussen. 
Eine derartige Beeinflussung könnte zwar eine „Verbesserung der eigenen Funktion 
zur Erreichung der Ziele“ bedeuten, dennoch lässt diese Art der Begriffsbestimmung 
Raum für viele Interpretationen (so könnte im extremsten Fall z.B. sogar Bestechung 
dazu zählen) und ist daher nicht spezifisch genug. Ebenso wenig klar abgegrenzt 
werden die „ideellen und sozialen Zielsetzungen“. Im Sinne des Erkenntnisinteresses 
der gegenständigen Arbeit scheint die Definition Tonnemachers daher nicht 
brauchbar zu sein. Aus diesem Grund wird auf die Definition Pallierers 
zurückgegriffen, diese jedoch um eine Abgrenzung von profitorientierten 
Organisationen ergänzt: 
 
Social Public Relations sind also das am Gemeinwohl der Gesellschaft orientierte, 
bewusste, geplante, systematische, aktive und langfristige Bemühen von sozialen 
und gemeinnützigen Organisationen, in einem ständigen Dialog mit der 
Öffentlichkeit Verständnis für ein soziales Anliegen und Vertrauen zu gewinnen, um 
langfristig Einstellungen, Verhalten und Werte zu beeinflussen.  
 
Da der politische Diskurs Teil des öffentlichen Diskurses ist (vgl. Kapitel 2.1), schließt 
das Bemühen, Verständnis für ein soziales Anliegen zu gewinnen, auch die 
politischen EntscheidungsträgerInnen mit ein. 
 
3.4.2 Grundlegende Unterschiede zur Profit PR 
Geht man von einer organisationsbezogenen Theorie der Öffentlichkeitsarbeit aus, 
so lassen sich zwischen Profit-PR und Social PR viele Gemeinsamkeiten finden: 
Grundlegende Aufgabe von beiden ist es, die für die Organisation relevanten 
Themen und (Teil-)Öffentlichkeiten zu erkennen und geeignete 
Kommunikationsstrategien zu entwickeln und umzusetzen (vgl. Pleil 2005: 8). 
Soziale Organisationen haben jedoch zusätzlich die Pflicht und die Möglichkeit, 
selbst so genannte „Issues“ zu kreieren und öffentliche Diskussionen darüber zu 
entfachen; sie verkaufen keine Produkte, sondern vermitteln „Ideen, Lebensformen und 
Geisteshaltungen“ (Pallierer 1990: 65). Nach Bernd Sibitz lassen sich die Unterschiede 
wie folgt darstellen: 
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Abbildung 4: Unterschiede zwischen Profit- und Social-PR 
 
 
ÖA für kommerzielle Anliegen 
 
ÖA für soziale Anliegen 
Ziel 
Bedürfnisse und Wünsche der 
Teilöffentlichkeiten erkennen 
und ihnen zu entsprechen 
Einstellungen, Haltungen, 
Verhalten und Werte 
beeinflussen 
Erfolg Erzielen von Akzeptanz 
Verhaltens- und 
Wertänderungen , 
Wahrnehmen von sozialer 
Verantwortung 
Inhalt Produkte oder Dienstleistungen Ideen 
(Quelle: Sibitz 1987: 75) 
 
Unterschiede zwischen Profit- und Non-Profit-PR sind auch in den ihnen zur 
Verfügung stehenden Ressourcen zu finden: Soziale Organisationen und 
Flüchtlingshilfsorganisationen im Besonderen sind zumeist mit einem viel geringeren 
Budget für Öffentlichkeitsarbeit ausgestattet als kommerzielle Unternehmen. Die 
Möglichkeiten, PR-Instrumente einzusetzen, sind daher für viele NGOs beschränkt; 
in weiterer Folge führt die mangelhafte Finanzierung außerdem zu einem geringeren 
Professionalisierungsgrad der Öffentlichkeitsarbeit. Kreativität und Idealismus 
ersetzen oft professionelle Vorgehensweisen, für die Öffentlichkeitsarbeit elementare 
Tätigkeiten wie z.B. strukturierte Vorerhebung, zielgruppenorientierte Planung, etc. 
werden vernachlässigt. Hinzu kommt, dass PR-Stellen von sozialen Organisationen 
zudem meist zusätzlich die Aufgabe übertragen bekommen, mittels 
Öffentlichkeitsarbeit Spenden und Sponsoren zu finden, also Fundraising zu 
betreiben (vgl. Tonnemacher 2008: 494f und Beilmann 1995: 215).  
 
Bezüglich der Akzeptanz von Öffentlichkeitsarbeit lässt sich ein Vorteil für NGOs 
attestieren: Soziale Organisationen haben es leichter als profitorientierte 
Unternehmen, ihre Botschaften an ihre Zielgruppe zu übermitteln und Resonanz in 
den Medien zu erreichen, da ihnen das nötige Vertrauen entgegen-gebracht wird: „Je 
geringer bei den Adressaten die Skepsis und das mangelnde Vertrauen in Glaubwürdigkeit 
und Absichten der Quelle, desto größer die Akzeptanz und die Bereitschaft, eine Meinung 
oder eine Einstellung anzunehmen oder zu verändern oder sogar sein Verhalten 
entsprechend zu gestalten. Dies trifft für die Bevölkerung ebenso zu wie für die Journalisten 
als Vermittler der PR-Botschaften in ihrer Rolle als Gatekeeper bei der Auswahl dessen, was 
gebracht wird“ (Tonnemacher 2008.: 495). Im Gegenzug wird jedoch ein höherer 
ethischer und moralischer Anspruch an die PR von NGOs gestellt (vgl. Beilmann 
1995: 214). 
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3.4.3 Aufgaben und Funktionen von Social PR 
Aus Sicht der Sozialarbeit hat Öffentlichkeitsarbeit die sensible Aufgabe, auf 
Missstände in einem gesellschaftlichen System hinzuweisen und diese zu verändern, 
Vorurteile gegenüber marginalisierten Bevölkerungsgruppen und dem 
HelferInnensystem abzubauen und soziale Dienste zu propagieren. Social Public 
Relations muss also auf die öffentliche Meinung einwirken, um Veränderungen 
möglich zu machen: „Öffentlichkeitsarbeit in diesem Sinne ist Teil einer langfristigen 
Strategie zur Bewältigung sozialen Wandels. Denn Öffentlichkeitsarbeit versucht 
Einstellungen und Mentalitäten zu ändern“ (Pfannendörfer 1995: 10).  
 
Wichtige Funktionen der Sozialen Öffentlichkeitsarbeit sind zudem Prävention (indem 
sie soziale Konflikte frühzeitig erkennt und Lösungsmöglichkeiten anbietet), 
Legitimation (gegenüber kritischen Institutionen) und Motivation (von SponsorInnen 
und ehrenamtlichen Mitgliedern) (vgl. Pallierer 1990: 107). Pallierer (1990: 107f) 
identifiziert insgesamt folgende Aufgaben für Social PR: 
• Aufmerksamkeit und Interesse wecken 
• konkrete Informationen nach innen und außen geben 
• Aufbau und kontinuierliche Pflege von Vertrauen 
• kontinuierliche Kontaktpflege zu allen Dialoggruppen bzw. Teilöffentlichkeiten 
• systematische Erforschung der öffentlichen Meinung 
• Auseinandersetzung mit anderen Interessensgruppen zur Erreichung von 
dauerhafter Zustimmung 
• Ergreifen von Präventivmaßnahmen 
• Konsensherstellung zwischen dem Interesse der Organisation und dem 
öffentlichen Interesse 
• Abwehr von Angriffen gesellschaftspolitischer GegnerInnen 
• Lobbying 
• Ausbildung der MitarbeiterInnen in öffentlichkeitsarbeiterischen Belangen. 
 
Zusätzlich zu diesen Aufgaben sieht Schürmann (2004) auch den Auftrag an Social 
PR, die Meinungsführerschaft für soziale Probleme auszubauen, Netzwerke zu 
initiieren und zu pflegen, Qualität in die Kommunikations- und Diskussionskultur zu 
bringen und Praxis-Know-How in die Fachdiskussion einzubringen (vgl. Schürmann 
2004: 64).  
 57 
3.4.4 Ziele von Social Public Relations 
Um die Ziele von Sozialer Öffentlichkeitsarbeit auszudifferenzieren, kann ein Modell 
von Oeckl (1976) angewendet werden, das die Ziele der Öffentlichkeitsarbeit in lang- 
und kurzfristige, positiv-negative, strategisch-taktische, sowie konkret-abstrakte Ziele 
unterteilt (vgl. Oeckl 1976: 42). Übertragen auf Social PR bedeutet dies, dass 
folgende Ziele spezifisiert werden können (vgl. Pallierer 1990: 94): 
• Als langfristige Ziele können die Veränderung von Verhalten und Werten, 
sowie die Vermittlung neuer gesellschaftspolitischer und sozialer Modelle 
genannt werden. Kurzfristige Ziele wiederum sind die Information über einen 
konkreten sozialen Misstand und die Aufklärung über 
Kausalzusammenhänge. 
• Positives Ziel ist der Aufbau von Vertrauen für die Organisation. Zu den 
negativen Zielen können Präventivmaßnahmen zur Konfliktvermeidung, der 
Abbau von Vorurteilen und die Abwehr von Angriffen gegen die Organisation 
gezählt werden. 
• Zu den strategischen Zielen gehören die Verständnisförderung in der 
Öffentlichkeit für soziale Anliegen und der daraus resultierende Wandel der 
sozialen Ordnung. Als taktisches Ziel wäre die Darstellung der Ansichten 
beider Parteien in einem sozialen Konflikt zu nennen. 
• Ein konkretes Ziel von Social PR schließlich ist beispielsweise die 
Überzeugung relevanter PolitikerInnen von der Richtigkeit eines Standpunktes 
zu einem neuen Gesetzesentwurf. Abstrakt wäre das Ziel, den 
Entscheidungsspielraum im Prozess des Interessensausgleichs zu erläutern. 
 
3.4.5 Instrumente der Social PR 
Die Instrumente der sozialen Öffentlichkeitsarbeit unterscheiden sich nicht wesentlich 
von jenen der klassischen PR. Aufgrund anderer Aufgaben und Ziele, aber auch 
aufgrund geringerer finanzieller Möglichkeiten, wird allerdings die Gewichtung auf die 
Instrumente anders gelegt. Tonnemacher (2008) fasst das Instrumentarium der 
Social PR wie folgt zusammen: 
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Abbildung 5: Die Instrumente der Social PR 
 
Die Instrumente der Non-Profit-PR 
 
1. Persönliche Öffentlichkeitsarbeit im Dialog 
 
1.1 Mit den Vermittlern (Journalistenkontakte, Medienarbeit, Pressekonferenzen) 
1.2 Mit den Bezugsgruppen (auf Messen, Ausstellungen und bei sonstigen Events) 
1.3 Mit Multiplikatoren (Lobbying, Repräsentanz) 
1.4 Mit Geldgebern (Fundraising, Sponsoring) 
1.5 Mit den eigenen Mitarbeitern (alle Instrumente der personalen internen PR) 
 
2. Öffentlichkeitsarbeit mit eigenen Publikationen 
 
2.1 Publikationen für die Vermittler (Pressemitteilungen, Newsletter) 
2.2 Publikationen für die Bezugsgruppen (Geschäftsberichte, Broschüren, Folder) 
2.3 Publikationen für die Multiplikatoren (PR-Publikationen geeigneter Art) 
2.4 Publikationen für die Geldgeber (PR-Publikationen geeigneter Art) 
2.5 Publikationen für die Mitarbeiter (alle Instrumente der medialen internen PR) 
 
(Quelle: Tonnemacher 2008: 496) 
 
Sozialkampagnen und damit auch advocacy campaigns arbeiten zumeist, wie im 
Kapitel 4 ausgeführt wird, je nach Ressourcen mit mehreren Instrumenten 
gleichzeitig. Neben der klassischen Medien- bzw. Pressearbeit und anderen üblichen 
Instrumenten der Öffentlichkeitsarbeit wie Tag der offenen Tür, Leserbriefe, 
Anzeigen, Spots, Statements etc. stehen ihnen dabei noch eine Reihe anderer 
Instrumente zur Verfügung. Zu diesen zählen das Info- bzw. Flugblatt, das Plakat, 
Infostände, Ausstellungen, Alternativzeitungen, Podiumsdiskussionen, Schaukästen 
und schließlich Demonstrationen und Aktionen (vgl. u.a. Marchal/Spura 1981: 149ff 
und Pallierer 1990: 134ff)23. Insbesondere weniger etablierte Organisationen und 
AkteurInnen sind oft auf derartige Maßnahmen angewiesen, um in der Öffentlichkeit 
Aufmerksamkeit zu erregen und auf die Politik Druck auszuüben.  
 
Zusammenfassend kann also im Sinne des Erkenntnisinteresses festgestellt werden: 
Kampagnen erweisen sich als klassische Methode der Social PR, indem sie 
versuchen, Verständnis für ein soziales Anliegen zu erreichen und Einstellungen, 
Verhalten und Werte zu verändern. Zur Zielgruppe der Kampagnen gehört wie bei 
Social PR im Allgemeinen auch die Politik. Sie wollen Aufmerksamkeit erregen, 
Informationen verbreiten und letztlich die öffentliche Meinung im Sinne ihrer 
KlientInnen beeinflussen. Damit verfolgen sie im Sinne von Oeckl sowohl kurzfristige 
                                            
23
 Eine genaue Beschreibung der Instrumente, ihrer Vor- und Nachteile und wann sie einzusetzen 
sind, lässt sich bei Marchal/Spura 1981, Pallierer 1990 und Bruhn/Tilmes 1994 nachlesen. 
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als auch langfristige, negative, strategische und konkrete Ziele. Um diese Ziele 
erreichen zu können, müssen sie verschiedenste Instrumente benutzen, damit eine 
möglichst große Zielgruppe erreicht werden kann. In Anbetracht der in den 
vorangegangenen Kapiteln näher ausgeführten Übermacht an negativen Bildern über 
AsylwerberInnen in der Öffentlichkeit und des entsprechenden politischen Kurses 
muss eine advocacy-Kampagne für Flüchtlinge aber jedenfalls Lobbying beinhalten, 
um eine Chance auf eine positive Beeinflussung der Gesetzgebung zu haben. Aus 
diesem Grund soll sich das nächste Kapitel als Exkurs mit theoretischen und 
praktischen Überlegungen zu Lobbying beschäftigen. 
 
3.5 Exkurs: Lobbying 
Seinen etymologischen Ursprung hat der Begriff Lobbying im lateinischen Wort 
labium, das eine Vor- oder Wartehalle bezeichnet. In seiner heutigen Verwendung 
wurde er dem neuenglischen Begriff lobby entlehnt, der für eine Wartehalle oder 
einen Aufenthaltsraum steht. Die Assoziation zwischen den Begriffen lobby und 
Lobbying geht auf den US-Präsidenten Ulysses Grant zurück. Nach einem 
Großbrand im Weißen Haus war er gezwungen, den Staat von einem Hotel aus zu 
regieren. Als Lobbying bezeichnete er angeblich die Tätigkeit der 
Interessensvertreter, die in der Hotellobby Stellung bezogen hatten, um mit ihm in 
Kontakt zu treten (Bentele/Nothhaft 2008: 604). Lobbyarbeit in ihrem heutigen 
Verständnis ist somit auf den US-amerikanischen Raum zurückzuführen und genießt 
dort auch ein wesentlich höheres Ansehen als in Europa  
 
Nach Bentele und Nothaft (2008) handelt es sich bei Lobbying um einen „vor allem 
politische[n] Kommunikationsprozess, der sich zwischen Akteuren nicht-politischer 
Organisationen (Unternehmen, Verbänden, Vereinen, Gewerkschaften, Kirchen, Non-Profit-
Organisationen, etc.) und politischen Akteuren (Abgeordneten, Referenten etc.) abspielt mit 
dem primären Ziel, mittelbaren oder unmittelbaren Einfluss auf den politischen 
Entscheidungsprozess zu nehmen“ (ebd.: 604). Der Politikberater Peter Köppl (2005) 
sieht Lobbying gleichfalls als „...die beabsichtigte Beeinflussung von politischen 
Entscheidungsprozessen durch Personen, die nicht an diesen Entscheidungen beteiligt sind“ 
(Köppl 2005: 191). 
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Unter Heranziehung der zitierten Definitionen kann festgehalten werden, dass 
Lobbying also einen Prozess beschreibt, in dem AkteurInnen, die nicht dem Kreis der 
politischen EntscheidungsträgerInnen angehören, durch interessensgeleitete und 
systematische Kommunikationsarbeit versuchen, politische Entscheidungen zu 
beeinflussen. Da Lobbyarbeit per definitionem nicht von politischen 
EntscheidungsträgerInnen betrieben wird, ist ihr also ein informeller Charakter 
inhärent (vgl. Köppl 2005: 192). Wenn Tonnemacher (2008) daher Lobbyarbeit im 
Bereich der Social PR als persönliche Öffentlichkeitsarbeit im Dialog mit 
MultiplikatorInnen versteht (vgl. Kapitel 3.4.5), scheint er den AdressatInnenkreis 
aber auf seinen/ihren multiplikatorischen Effekt zu reduzieren und blendet dabei aus, 
dass es sich bei den AdressatInnen normalerweise um politische 
Entscheidungsberechtigte handelt. Das direkte Einflusspotential auf die 
Gesetzgebung wird zurückgedrängt, was gerade für den Bereich der NGOs zu kurz 
gegriffen erscheint. NGOs sind politische AkteurInnen, die an einer Einbindung in 
den institutionellen Rahmen staatlicher Institutionen von vornherein nicht interessiert 
sind. Sie sind darauf ausgerichtet, Politik und Gesetzgebung im Sinne Dritter, 
nämlich ihrer Zielgruppe, zu verändern (vgl. dazu Kapitel 3.1). Vor diesem 
Hintergrund die Beeinflussung von Gesetzgebung und Vollziehung auszusparen, 
würde einer Torpedierung der eigenen Ziele nahe kommen. Andererseits aber sind 
NGOs qua constitutione außerhalb der unmittelbaren politischen Entscheidungs-
trägerInnen angesiedelt und daher – so sie beeinflussend tätig werden – dem Kreis 
der  LobbyistInnen zuzuordnen. Daraus folgt, dass Lobbyarbeit im Sinn der 
(un)mittelbaren Beeinflussung von Gesetzgebung als maßgerechtes Instrument für 
NGOs und im besonderen für Flüchtlingshilfsorganisationen charakterisiert werden 
kann, dessen Anwendung für die Zielerreichung – wie oben mehrfach ausgeführt – 
als nahezu essentiell erachtet werden kann.  
 
In diesem Sinne wird Lobbying auch im Bereich der Handlungsleitfäden für NGOs 
rezipiert. So sieht z.B. Brömmling (2007), Herausgeber des Werks „Nonprofit-PR“, das 
sich selbst als „Orientierung für die Praxis“  (Brömmling 2007a: 10) beschreibt, Lobbying 
als zentrales Werkzeug für Interessensorganisationen: „Politiker dienen nicht allein als 
Multiplikatoren für die Weiterverbreitung der Zwecke einer gemeinnützigen Organisation. Für 
Verbände und Interessenorganisationen zählen Politiker neben den Journalisten zu den 
wichtigsten Ansprechpartnern, um ihre Ziele durchzusetzen“  (Brömmling 2007b: 187). Er 
nimmt also zwar auch auf den von Tonnemacher ins Zentrum gerückten 
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MultiplikatorInneneffekt Bezug, sieht aber dennoch ebenso das Einflusspotential auf 
die Gesetzgebung. Buchner et al. (2005) attestieren dem Lobbying überhaupt eine 
unumgängliche Position im Instrumentarium von NGOs „Wer künftig erfolgreich sein 
will, wird am Lobbying nicht vorbeikommen.“ (Buchner et al. 2005: 213)  
 
Die Möglichkeit der Einflussnahme eröffnet sich für LobbyistInnen durch ihren 
einschlägigen Informationsvorsprung, der damit auch zur essentiellen Voraussetzung 
für erfolgreiche Lobbyarbeit wird. Oftmals reicht der Erkenntnisstand von AkteurInnen 
der Interessensdurchsetzung und – aggregation (vgl. Kapitel 2.4) nicht aus, um 
innerhalb des zur Verfügung stehenden Zeitraums zu einer Entscheidung zu 
gelangen oder überhaupt Handlungsbedarf zu erkennen. Kern der Lobbyarbeit ist die 
Aufbereitung von einschlägiger Information, die den eigenen Interessen wiederum 
als Medium dient. (vgl. Francis 1993: 111 und Frantz/Martens 2006: 59). Am 
effizientesten ist Lobbyarbeit, die im Vorfeld einer politischen Entscheidung passiert. 
Durch Lobbying die Umsetzung einer bereits angekündigten Entscheidung zu 
erreichen, erweist sich angesichts des für die EntscheidungsträgerInnen drohenden 
Verlusts an Glaubwürdigkeit in der Öffentlichkeit als ungleich schwieriger (vgl. Farnel 
1994: 22). Sind die politischen AkteurInnen für die LobbyistInnen nicht direkt 
zugänglich, bietet ihnen ihr einschlägiger Informationsvorsprung auch die Möglichkeit 
über indirekte Kommunikationsinstrumente (wie öffentliches Präsentieren von 
Umfragen und Forschungsergebnissen bis hin zur Organisation von öffentlichen 
Kundgebungen) die Möglichkeit, indirekt Einfluss auf die Entscheidungsfindung zu 
nehmen (vgl. u.a. Wehrmann 2003: 46f).  
 
Daraus ergibt sich eine Unterteilung in direktes und indirektes Lobbying. Ersteres 
bezeichnet die persönliche Kontaktaufnahme mit politischen AkteurInnen durch 
LobbyistInnen. Direktes Lobbying basiert auf der Herstellung und Pflege von 
Kontakten zu politischen AkteurInnen, welche nicht nur das anlassbezogene 
Einschreiten der Lobbyisten erleichtern, sondern auch die Möglichkeit schaffen, von 
der Notwendigkeit des Einschreitens aufgrund bevorstehender Entwicklungen 
überhaupt erst Kenntnis zu erlangen. Indirektes Lobbying andererseits soll politische 
EntscheidungsträgerInnen beeinflussen, indem aufgezeigt wird, dass potentielle 
WählerInnen die Ansicht der LobbyistInnen teilen. Typische Mittel des indirekten 
Lobbyings sind die öffentliche Präsentation von Umfragen, gezielte Medienarbeit 
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oder die Organisation von öffentlichen Kundgebungen. Eine Unterart des indirekten 
Lobbyings stellt das so genannte „grass-roots-Lobbying“ dar, bei dem breite 
Bevölkerungskreise dazu mobilisiert werden, im Sinne der LobbyistInnen selbst tätig 
zu werden. Etwa mittels Unterschriften oder Massenmails sollen sie ihre 
Unterstützung für das Anliegen der LobbyistInnen öffentlich kommunizieren. (vgl. 
ebd.: 45ff und Bentele/Nothhaft 2008: 604) 
 
Für NGOs, deren Ziel es nicht nur ist, Einfluss auf politische AkteuerInnen zu 
nehmen, sondern auch Probleme zu erkennen und in der Öffentlichkeit zum 
Diskussionsgegenstand zu machen (vgl. Kapitel 3.1), erscheint es nicht nur 
zweckmäßig, auf indirektes Lobbying zurückzugreifen, wenn die politischen 
AkteurInnen für sie nicht greifbar sind. Vielmehr bietet das Instrument des indirekten 
Lobbyings die Möglichkeit, die Öffentlichkeit für ein Thema zu sensibilisieren und 
gleichzeitig – ohne erhöhten Ressourcenaufwand – politische AkteurInnen indirekt zu 
beeinflussen.  
 
Zusammenfassend kann im Diskurs der PraktikerInnen festgehalten werden, dass 
Lobbying sowohl in seiner indirekten als auch in seiner direkten Ausformung ein für 
die Zielerreichung von NGOs zentrales PR-Instrument darstellen kann. Trotzdem 
wird die Meinung vertreten, dass Lobbying in der Social PR eine verhältnismäßig 
untergeordnete Rolle spielt (vgl. Buchner et al. 2005: 212 und Köppl 2002: 216). Als 
Ursache dafür wird zum einen die in Europa traditionell negative Besetzung des 
Lobbying-Begriffs genannt: „Lobbying hat leider noch immer einen üblen Stallgeruch und 
wird oft in die Nähe des Geheimnisvollen, der Freunderlwirtschaft oder gar der Bestechung 
gerückt. Man stellt sich darunter Männer (…) vor, die während oder nach einem 
gemeinsamen Golfspiel bei einem Glas Whiskey einander einen kleinen Gefallen hinsichtlich 
diverser Unterlagen oder Entscheidungen erfüllen“ (Buchner et al. 2005: 213). Nach 
Kleinfeld et al. (2003) wird durch die engen Verflechtungen zwischen Politik und 
Wirtschaft Lobbying zudem umgangssprachlich mit einer illegitimen Form der 
Einflussnahme oder sogar mit Korruption in Verbindung gebracht (Kleinfeld et al. 
2003: 10). Zum anderen wird die fehlende Sichtbarkeit von Lobbyarbeit als hemmend 
wahrgenommen. „Nachdem NGOs meist von Spenden abhängig sind, brauchen sie 
verkaufbare Tätigkeiten, um dem Spender auch „Rechnung“ für ihre Arbeit zu legen. 
Gespräche unter vier Augen, die noch dazu nicht an die große Glocke gehängt werden 
sollen, stehen da nicht am Motivationsprogramm für Geldgeber.“ (Buchner et al. 2005: 213).  
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Diese Ansicht kann jedoch nicht uneingeschränkt geteilt werden, wenn man bedenkt, 
dass die negativen Assoziationen in Bezug auf die Lobbyarbeit im Bereich der Profit-
PR verwurzelt sind, bei der es typischerweise um die Vertretung von Eigeninteressen 
geht. NGOs hingegen vertreten die Interessen Dritter, negative Assoziationen sind 
daher vielfach auf ihre Lobbyarbeit nicht umlegbar. Das Argument, Lobbying sei in 
der Öffentlichkeit nicht sichtbar, blendet die Komponente des indirekten Lobbyings 
aus. Wie bereits abgehandelt wurde, macht dieses das jeweilige Anliegen in der 
Öffentlichkeit zwangsläufig zum Diskussionsgegenstand und eine „verkaufbare 
Tätigkeit“ tritt somit öffentlich in Erscheinung. Auch aus diesem Aspekt erscheint es 
zweckmäßig, in der NGO-Arbeit direktes und indirektes Lobbying miteinander zu 
verknüpfen. Zudem gewinnen die im Vergleich zu erwerbswirtschaftlichen 
vermeintlich „schwachen“ Interessen, die von NGOs vertreten werden, immer mehr 
an Schlag- und Durchsetzungskraft und werden verstärkt von der Öffentlichkeit 
unterstützt, da sie oft mit gesellschaftlichen Interessen gleichgesetzt werden (vgl. 
Kleinfeld et al. 2003: 19). Mittels indirektem Lobbying können NGOs daher durchaus 
Medienresonanz erzielen und dadurch Druck auf politische Entscheidungs-
trägerInnen ausüben. Im Bereich des advocacy wird Lobbying zudem schon lange 
als mögliches, ja notwendiges Mittel gesehen, die Interessen der KlientInnen 
durchzusetzen (vgl. Kapitel 3.1.1). Gerade Flüchtlingsorganisationen bleibt – wie 
oben diskutiert – gar keine andere Möglichkeit, als sich der Instrumente des 
Lobbying zu bedienen, wollen sie eine gesetzliche Besserstellung erreichen. Damit 
politische EntscheidungsträgerInnen aber überhaupt in Erwägung ziehen, 
Entscheidungen im Sinne der KlientInnen zu treffen, muss auch die öffentliche 
Meinung dazu eine entsprechende sein. Es ist daher anzunehmen, dass Lobbying im 
Flüchtlingsbereich, ohne eine gleichzeitige Sensibilisierung der Bevölkerung  
betrieben, ins Leere laufen muss.  
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4 Kampagnen 
In den vorangegangen Kapiteln wurde ausführlich diskutiert, warum Kampagnen vor 
allem im Flüchtlingsbereich ein notwendiges Mittel sind, um einerseits die Situation 
der KlientInnen zu verbessern, und andererseits zum Pluralismus der Gesellschaft 
und zur Bildung einer starken Gegenöffentlichkeit beizutragen. Das folgende Kapitel 
soll diese Begründungsebene verlassen und vielmehr näher untersuchen, wie 
Kampagnen aus einer kommunikationswissenschaftlichen Sicht konzipiert und 
geplant werden müssen, um ihre Zielgruppe und damit auch ihre Ziele tatsächlich zu 
erreichen. In einem ersten Schritt wird versucht, den Begriff Kampagne zu definieren, 
einen Überblick über die verschiedenen Kampagnenarten zu geben und ihre Ziele zu 
beschreiben. Danach soll der Prozess einer Kampagne anhand eines ausgeführten 
Modells von Bonfadelli beschrieben werden. Zu guter Letzt schließlich sollen die 
besonderen Anforderungen beschrieben werden, denen sich advocacy-Kampagnen 
im Flüchtlingsbereich stellen müssen, um anschließend unter diesem Gesichtspunkt 
die Kampagne Flucht ist kein Verbrechen untersuchen zu können. 
 
4.1 Begriffsbestimmung und Ziele von Kampagnen 
Der Begriff Kampagne hat einen militärischen Ursprung: Ursprünglich bezeichnete 
das Wort „campagna“ die Dauer eines Feldzuges. Der Begriff wurde jedoch bald in 
das Politische übernommen, bereits im 17. Jahrhundert wurden die Sitzungsperioden 
des englischen Parlaments als „campaigns“ bezeichnet. Die mit der 
Demokratisierung einhergehenden freien Wahlen brachten eine neue Bedeutung für 
den Begriff: „Campaigning“ in der Politik bedeutete von nun an, sich um ein 
politisches Amt zu bewerben (vgl. Leggewie 200624: 106f). Doch mittlerweile wird das 
Wort „Kampagne“ nicht mehr für den Wahlkampf allein verwendet, sondern vielmehr 
in den verschiedensten Bereichen für geplante Maßnahmen gebraucht, die zum Ziel 
haben, Aufmerksamkeit zu erlangen, um Verständnis zu werben und in letzter 
Konsequenz Einstellungen und Verhalten zu beeinflussen. Wie so viele andere 
                                            
24
 Zum Zeitpunkt des Verfassens des Kapitels „Kampagnen“ der gegenständlichen Diplomarbeit war 
die 4. Auflage von Ulrike Röttgers „PR-Kampagnen“ noch nicht erschienen. Die in dieser Arbeit 
verwendeten Beiträge aus der 3. Auflage von Röttger, Saxer, Leggewie, Donges und Leonarz wurden 
jedoch nach Wissen der Verfasserin nahezu unverändert in die 4. Auflage übernommen.  
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Begriffe in der Öffentlichkeitsarbeit ist jedoch auch der Begriff Kampagne nicht 
eindeutig definiert. Die Kommunikationswissenschaft kennt eine ganze Flut von 
Begriffen, die teils synonym verwendet werden: So wird unter anderem von 
Informationskampagnen, Kommunikationskampagnen, PR-Kampagnen, Sozial-
kampagnen, oder aber auch englisch „Public Informations Campaigns“ und 
„Communication Campaigns“ gesprochen (vgl. u.a. Bonfadelli/Friemel 2006: 15).  
 
Paisley (1981), der den Begriff „public communication campaign“ verwendet, sieht in 
einer Kampagne den Versuch, die Überzeugung oder das Verhalten der Zielgruppe 
zu beeinflussen: „A public communication campaign seems to represent someone’s 
intention to influence someone else’s beliefs or behavior, using communicated appeals“ 
(Paisley 198125: 23). Er konstatiert zwei Möglichkeiten, Kampagnen zu definieren: 
entweder anhand ihrer Ziele, oder anhand der angewandten Methoden (vgl. Paisley 
2001: 5f).  
 
In der Literatur sind hierbei vor allem Definitionen zu finden, die sich an den 
Methoden bzw. dem Prozess orientieren. So benennen Rogers und Storey (1987) in 
einer Minimaldefinition vier Eigenschaften von Kampagnen: Kampagnen sind 
zielgerichtet, wenden sich an ein großes Publikum, sind auf eine bestimmte 
Zeitspanne begrenzt und bedienen sich eines Sets von verschiedenen 
Kommunikationsaktivitäten (Rogers/Storey 1987: 818ff). Aufbauend darauf definieren 
Rice und Atkin (1989) Kampagnen als „purposive attempts to inform, persuade, or 
motivate behaviour changes in a relatively well-defined and large audience, generally for 
non-commercial benefits to the individual and/or society, typically within a given time period, 
by means of organized communication activities involving mass media and often 
complemented by interpersonal support” (Rice/Atkin 1989: 7, zitiert nach Windahl et al. 2009: 
132). In dieselbe Richtung geht die Definition Röttgers (2006): „Unter PR-Kampagnen 
werden (…) dramaturgisch angelegte, thematisch begrenzte, zeitlich befristete 
kommunikative Strategien zur Erzeugung öffentlicher Aufmerksamkeit verstanden, die auf 
ein Set unterschiedlicher kommunikativer Instrumente und Techniken (…) zurückgreifen“ 
(Röttger 2006: 9f).  
 
                                            
25
 Dieses Zitat ist in der Neuauflage des Buches „Public Communication Campaigns“ von Rice/Atkin 
(2001) nicht mehr erhalten. Aus diesem Grund wurde auch der Beitrag der ersten Auflage verwendet. 
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Kampagnen können unterschiedlichste Ziele verfolgen, wodurch auch eine Vielzahl 
von Kampagnenarten zu differenzieren sind: Solomon und Cardillo (1985) 
unterscheiden zum Beispiel politische Kampagnen, Marketing- bzw. 
Werbekampagnen und Kommunikationskampagnen. „The first, political campaigns, is 
usually attempting to encourage people to support a particular candidate or issue; marketing 
campaigns are usually aimed at getting people to buy a product; and public communication 
campaigns are usually designed to achieve some sort of social change“ (Solomon/Cardillo 
1985: 60). Public Communication Campaigns werden aus diesem Grund im 
deutschen Sprachgebrauch meist als Sozialkampagnen bezeichnet. 
 
Das Minimalziel, das alle Kampagnen verfolgen, ist Aufmerksamkeit zu erzeugen. 
Sie ist die Grundvoraussetzung, um weitere Ziele zu erreichen: Vertrauen in die 
Glaubwürdigkeit des/der AkteurIn, Zustimmung zu den eigenen Intentionen und in 
letzter Konsequenz das Anschlusshandeln (vgl. Röttger 2006: 10 und Saxer 2006: 
30f). Anschlusshandeln als Maximalziel von Kampagnen wird besonders bei 
Sozialkampagnen verfolgt: Mittels Sozialkampagnen sollen Einstellungen, Werte und 
soziale Verhaltensweisen beeinflusst werden; neben Information und 
Überzeugungsarbeit soll vor allem die Öffentlichkeit mobilisiert werden (vgl. 
Devine/Hirt 1990: 230). Bekannteste Beispiele für derartige Kampagnen sind Safer-
Sex-, Anti-Rauch- und Don’t drink and drive-Kampagnen. Grundlegend für 
Sozialkampagnen ist „ein Akteur, der eine auf ein soziales Ziel hin ausgerichtete und an 
spezifische Zielgruppen adressierte Änderungsstrategie öffentlich macht“ (Röttger 2006:10).  
 
Sozialkampagnen sind also problemzentriert konzipiert und sollen zumeist nur eine 
homogene Zielgruppe ansprechen (z.B. Jugendliche bei Anti-Rauch-Kampagnen). 
Eine Ausnahme bilden hier Kampagnen, die eine mittel- und langfristige 
gesellschaftliche Mobilisierung und die Erzeugung von Protest zu bestimmten 
Themen erreichen wollen. Eberlei (2005) und Bonse et al. (2006) nennen derartige 
Kampagnen zivilgesellschaftliche Kampagnen. Die Zielgruppe dieser Kampagnen 
bildet in erster Linie die „interessierte Öffentlichkeit“ (Eberlei 2005: 404). AkteurInnen 
der advocacy-Kampagnen sind NGOs, public-interest-groups, soziale Bewegungen 
und Graswurzelorganisationen (vgl. Leggewie 2006: 119), die Werte wie Demokratie, 
Gerechtigkeit, Umwelt oder Frieden thematisieren und mithilfe von Kampagnen 
spezifische Verletzungen dieser Werte aufzeigen wollen (vgl. dazu auch Kapitel 
3.1.1). Ziel ist, „durch Kampagnenkommunikation zunächst die Interessen der jeweiligen 
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Organisation öffentlichkeitswirksam zu artikulieren, um so Unterstützung zu mobilisieren und 
damit öffentlichen Druck auf die Politik ausüben zu können“ (Bonse et al. 2006: 367). 
Zivilgesellschaftliche AkteurInnen versuchen also über Kampagnen Einfluss auf die 
Politik zu nehmen. Im Gegensatz zu einer reinen Informationskampagne werden 
weniger kognitive als affektive Ziele verfolgt; es soll zu einer Änderung von 
Einstellungen kommen und Handlungsmuster sollen gefördert oder verändert 
werden. Damit verfolgen zivilgesellschaftliche Kampagnen durchaus die gleichen 
Ziele wie advocacy-Kampagnen; der Unterschied liegt jedoch darin, dass advocacy-
Kampagnen nicht nur die Öffentlichkeit ansprechen, sondern gleichzeitig über 
Lobbying auch direkt versuchen, politische EntscheidungsträgerInnen zu 
beeinflussen (vgl. Kapitel 3.1.1). In Anlehnung an Röttger, Bonse et al. und der unter 
Punkt 3.1.1 getroffenen Definition für advocacy können advocacy-Kampagnen daher 
wie folgt definiert werden: Advocacy-Kampagnen sind dramaturgisch angelegte, 
thematisch begrenzte, zeitlich befristete kommunikative Strategien, die zum Ziel 
haben, im Sinne sozial benachteiligter, ausgegrenzter und diskriminierter Gruppen 
die öffentliche Meinung um politische Entscheidungsprozesse zu beeinflussen und 
langfristig Einstellungsmuster und Machtverhältnisse zu ändern. 
 
Die Kampagne Flucht ist kein Verbrechen mit ihrer Forderung nach einer besseren 
Behandlung von AsylwerberInnen, kann eindeutig zu den advocacy-Kampagnen 
gezählt werden: Sie möchte eine Änderung des politischen, medialen und 
öffentlichen Diskurses zum Thema AsylwerberInnen erreichen, indem sie die 
Bevölkerung aufklärt und zur Unterstützung aufruft und gleichzeitig versucht, auf 
politische Entscheidungsprozesse im Sinne von AsylwerberInnen einzuwirken (vgl. 
Kapitel 7.2). Um die Bevölkerung mobilisieren zu können, muss sie ‒ wie jede 
andere Sozialkampagne auch ‒ zuerst Aufmerksamkeit erregen, um Bewusstsein 
schaffen und schließlich Anschlusshandeln bewirken zu können. Welche 
Voraussetzungen eine Kampagne erfüllen muss, um diese Ziele tatsächlich zu 
erreichen, soll im nächsten Kapitel behandelt werden.  
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4.2  Der Kampagnenprozess 
NGOs, vor allem im Flüchtlingsbereich, haben oft nur wenig finanzielle Ressourcen 
für ihre Öffentlichkeitsarbeit zur Verfügung. Wie oben bereits ausgeführt, müssen 
oftmals Kreativität und Idealismus fehlende Ressourcen ersetzten (vgl. Kapitel 3.4.2). 
Die Vermutung liegt aber nahe, dass zumindest essentielle kommunikations-
wissenschaftliche Voraussetzungen erfüllt werden müssen, damit die Zielgruppe von 
den PR-Maßnahmen erreicht werden kann. Wie eine professionell gestaltete 
Kampagne unter kommunikationswissenschaftlichen Kriterien aufgebaut werden 
muss, soll daher in den folgenden Kapiteln geklärt werden.  
 
Der Kampagnenprozess setzt sich dabei wie der klassische PR-Prozess aus 
Situationsanalyse, Konzepterarbeitung, Realisierung und Erfolgskontrolle zusammen 
(vgl. Tonnemacher 2008: 498). Nichtsdestotrotz unterscheiden sich Kampagnen aber 
von anderen Maßnahmen der PR: Für Buchner et al. (2005) liegen diese 
Unterschiede vor allem in der 
- strategischen Verzahnung von Politik und Öffentlichkeitsarbeit 
- bewusst gestalteten Architektur des Aufbaus 
- spezifischen Dramaturgie des Ablaufs 
- genauen Definition des Zeitrahmens 
- gleichzeitigen Nutzung aller Kommunikationsinstrumente 
- exakten Zielbestimmung 
- und im unbedingten Willen der beteiligten Personen zur Veränderung (vgl. 
Buchner et al. 2005: 44). 
 
Kampagnen basieren dabei auf verschiedenen theoretischen Konzepten aus der 
Kommunikationswissenschaft, der Social PR und dem Social Marketing. Im 
Folgenden soll der Kampagnenprozess entlang eines von Heinz Bonfadelli 
entwickelten Systemmodells beschrieben werden, das Kampagnen als Set von 
zusammenhängenden Aufgaben betrachtet und die Analyse des Kampagnenumfelds 
und des Problems, die Bestimmung der Zielgruppe und der Ziele, die Wahl der 
Strategien und der zu verwendenden Kanäle und schließlich die Evaluation der 
Kampagne als grundlegende Bestandteile des Modells definiert (vgl. Bonfadelli 2004: 
115ff. und Bonfadelli/Friemel 2006: 31ff).  
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Abbildung 6: Systemmodell von Kampagnen  
 
(Quelle: Bonfadelli/Friemel 2006: 31) 
 
4.2.1  Kampagnenumfeld (Situationsanalyse) 
Mit der Analyse des Kampagnenumfeldes ist eine genaue Analyse des Ist-Zustandes 
vor dem Starten der Kampagne gemeint. Folgende Fragen gilt es hier zu 
beantworten: Was ist das Problem? Wer sind die AkteurInnen? Wer sind die 
Betroffenen? Welche anderen Interessensgruppen sind involviert? Ist das soziale 
Problem so dringend, dass eine Kampagne gestartet werden muss? Ist eine Lösung 
des Problems überhaupt über diese Kommunikationsstrategie möglich? Diese 
Fragen gilt es unter Einbeziehung aller an der Kampagne beteiligten Personen zu 
beantworten, um einen Konsens und Kooperationsbereitschaft zu erzielen (vgl. 
Buchner et al. 2005: 144ff. und Bonfadelli/Friemel 2006: 32). Das Problem muss 
zudem nicht nur aus einer sozialen, sondern auch aus einer 
kommunikationswissenschaftlichen Perspektive betrachtet werden: „At this point it is 
1. Kampagnen-Input: das Umfeld von Kampagnen 
a) soziales Problem, b) Betroffene, c) Auftraggeber, d) Stakeholder 
2. Problemanalyse 
Systematische Analyse des Problems 
aufgrund von explorativer Forschung 
4. Definition der Ziele 
Auf kognitiver, affektiver, sozialer  
Ebene und nach Zielgruppen 
3. Festlegung der Zielgruppen 
Homogene Segmentierung von 
Risikogruppen nach Problem  
und Kommunikationsverhalten 
5. Wahl der Strategie 
Wie sollen die Ziele durch  
Botschaften und Medien bei den Zielgruppen 
realisiert werden? 
6. Kampagnen-Output 
a) Entwicklung und Realisierung von Botschaften (Inhalte & Gestaltung), b) Wahl 
von Medien und interpersonalen Kanälen, Events und sozialen Stützsystemen 
7. Kampagnen-Evaluation 
a) Programmkontrolle, b) formative Evaluation, c) summative Evaluation 
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often important to understand the problem from a communication point of view to determine 
whether or not it is an appropriate one to be dealt with by a communication campaign“ 
(Solomon/Cardillo 1985: 62). Liegen zum Beispiel strukturelle Probleme vor, die die 
Lösung des Problems verhindern, so wird sich eine Kampagne alleine nur wenig zur 
Problemlösung eignen. 
Die Analyse beschränkt sich jedoch nicht nur auf das Umfeld und das Problem, 
ebenso müssen auch interne Faktoren wie Motivation und Know-How der 
MitarbeiterInnen, Ressourcen etc. berücksichtigt werden (vgl. Horak et al. 2007: 
187).26 Nach außen muss die Kampagne zudem mit den Aktivitäten und Interessen 
anderer Stakeholder27 koordiniert werden. Nach innen muss die Kampagne mit 
schon bestehenden PR-Aktivitäten der Organisation abgestimmt werden, um 
Kontinuität zu gewährleisten. Das Kampagnenumfeld wird auch als Kampagnen-
Input bezeichnet, da es für das Gelingen von Kampagnen ausschlaggebend ist. 
Herrscht unter den relevanten Gruppen keine Einigkeit über Problem, Zielgruppen, 
Ziele und Strategie, ist die Kampagne meist zum Scheitern verurteilt (vgl. 
Bonfadelli/Friemel 2006: 32). 
 
4.2.2 Problemanalyse 
Eine fundierte theoriebasierte und empirisch abgestützte Analyse des Problems ist 
grundlegende Voraussetzung für eine erfolgreiche Konzeption einer Kampagne. Aus 
der Perspektive eines offenen Systems muss anhand wissenschaftlicher 
Erkenntnisse abgeklärt werden, welche Ursachen das Problem hat, welche Faktoren 
es beeinflussen und welche Veränderungsmöglichkeiten bestehen. Von 
entscheidender Bedeutung ist hierbei, die Sichtweise der Betroffenen mit 
einzubeziehen: Wo liegen die Ursachen des Problems aus ihrer Sicht? Was für 
Lösungsmöglichkeiten sehen sie? Zudem gilt zu bedenken, „inwiefern individuelle 
Barrieren, strukturelle Zwänge oder normativer Druck Verhaltensänderungen begünstigen 
oder hemmen“ (ebd.: 33). Kontextuelle Faktoren müssen also ebenso berücksichtigt 
                                            
26
 Dazu kann sich die Organisation eines Instrumentes aus dem Marketing bedienen: die SWOT 
(Strenghts/Weaknesses, Opportunities/Threats)-Analyse. Sie stellt Stärken und Schwächen einer 
Organisation den organisationsexternen Chancen und Risiken gegenüber (vgl. Bruhn 2005: 118). 
27
 Stakeholder im NGO-Bereich können als Interessensgruppen oder Anspruchsgruppen bezeichnet 
werden: zu ihnen zählen KlientInnen, MitarbeiterInnen, GeldgeberInnen, öffentliche Stellen, Medien, 
Konkurrenz, AnrainerInnen, etc. (vgl. Horak et al 2007: 197)  
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werden. Die Organisation muss sich außerdem dessen bewusst sein, dass ihre Sicht 
des Problems einseitig sein kann und daher möglichst viele externe Meinungen zum 
Problem einholen (vgl. Bonfadelli 2004: 116 und Bonfadelli/Friemel 2006: 33). 
Gerade in sensiblen Themenbereichen wie die Situation von Flüchtlingen bzw. 
AusländerInnen können zudem sowohl das thematisierte Problem als auch die 
dazugehörigen Lösungsvorschläge auf Widerstände in der Zielgruppe stoßen. Es gilt 
daher als ratsam, in die Problemanalyse auch die Bereitschaft zur Akzeptanz des 
Lösungsvorschlages oder zu erwartende Widerstände des Publikums einzubeziehen 
(vgl. Avenarius 2000: 198).  
 
4.2.3 Festlegung der Zielgruppen 
Die Segmentierung und Definition der Zielgruppen ist eine der schwierigsten, aber 
auch essentiellsten Aufgaben in der Kampagnenplanung. Von ihr hängt ab, welche 
Botschaften wie gesendet werden und welche Medienkanäle dafür benutzt werden. 
Je genauer und konkreter die Segmentierung daher erfolgt, desto effizienter wirken 
die später eingesetzten Maßnahmen (vgl. Prescher 2007: 26). Kampagnen nutzen 
vor allem die Massenkommunikation, um ihre Botschaften zu transportieren. 
Massenkommunikation ist jedoch ein Ein-Weg-Kanal, in dem Feedback nicht möglich 
ist; Botschaften müssen daher zielgruppengerecht spezifiziert und mögliche 
Reaktionen der Zielgruppe schon im Vorhinein mit eingeplant werden. Kampagnen 
sollten sich daher nicht an die allgemeine Öffentlichkeit, sondern an problemorientiert 
segmentierte Zielgruppen, also Teilöffentlichkeiten (vgl. Kapitel 2.1) richten. Für die 
Analyse und Segmentierung empfiehlt sich dabei eine Kombination aus Verfahren, 
die die Soziodemografie, den Lebensstil28, die Mediennutzung und den 
Problembezug29 von Menschen berücksichtigen (vgl. Bonfadelli/Friemel 2006: 33f 
                                            
28
 Zur Segmentierung nach Lebensstilen bietet sich die Methode der so genannten SINUS-Milieus an: 
Personen, die einander in ihrer Lebensauffassung und Lebensweise ähneln, werden auf der Basis 
ihrer Wertorientierung und ihrer Alltagseinstellungen zu Arbeit, Familie, Freizeit, Geld und Konsum zu 
Gruppen zusammengefasst und so ganzheitlich betrachtet (vgl. Buchner et al. 2005: 154).  
29
 Bei der Segmentierung nach dem Problembezug wird zwischen Menschen unterschieden, die a) 
nicht durch das Problem betroffen, aber als Bezugspersonen involviert sind, b) nicht durch das 
Problem betroffen, aber „at risk“ sind, c) betroffen, aber nicht interessiert sind, d) sensibilisiert sind, 
aber noch nicht handeln und e) sensibilisiert sind und bereit sind zu handeln (vgl. Bonfadelli/Friemel 
2006: 34). 
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und Solomon/Cardillo 1985: 63). Wird auf die Segmentierung der Zielgruppen 
verzichtet, so ist das Risiko groß, dass Botschaften und Informationen die 
gewünschte Zielgruppe nicht oder nur unzureichend erreichen: „When campaign 
planners do not pay attention to a segmentation strategy, information gaps are likely to be 
created within the intended audience“ (Rogers/Storey 1987: 840). Die Botschaften 
erreichen nur jene Personen, die schon vor der Kampagne gut informiert waren; 
jene, die noch nicht informiert und eventuell auch nicht interessiert waren, werden 
durch die Kampagne nicht angesprochen. 
 
4.2.4 Definition der Ziele 
Eine Kampagne erfordert immer explizit formulierte Ziele, da sie ohne eine genaue 
Zielsetzung ins Nichts laufen würde, denn von ihrer Definition hängen sowohl die 
Strategie der Kampagne als auch der Inhalt der kommunizierten Botschaften ab. 
Zudem ist ein Erfolg der Kampagne nur mithilfe einer genauen Zielsetzung möglich 
(vgl. Bonfadelli/Friemel 2006: 35). 
 
Die Ziele ergeben sich zumeist aus dem in der Problemanalyse erarbeiteten 
Lösungsvorschlag. In einem ersten Schritt ist zu unterscheiden, welche 
Beeinflussungsziele (vgl. Horak et al. 2007: 179) eine Kampagne verfolgt: Will nur 
informiert und aufgeklärt werden? Oder möchte man auch Zustimmung bekommen 
oder zum Anschlusshandeln motivieren? (vgl. Avenarius 2000: 201). Nach Bonfadelli 
und Friemel (2006) können Ziele dabei auf drei Ebenen realisiert werden: Ist das 
Ziel, ein Thema zu problematisieren, Informationen über Ursachen und 
Zusammenhänge zu geben oder Orientierung in Form einer neue Sichtweise des 
Problems zu geben, dann wird das Ziel auf einer kognitiven Ebene verfolgt. Auf einer 
affektiven Ebene hingegen wird Akzeptanz für empfohlene Handlungen geschaffen 
oder zur Ausführung von Verhaltensweisen motiviert. Auf der Verhaltensebene 
werden schließlich Verhaltensweisen in eine bestimmte Richtung gelenkt (= 
Kanalisieren) oder die Ausführung einer konkreten, neuen Verhaltensweise angeregt 
(=Mobilisierung) (vgl. Bonfadelli/Friemel 2006: 35).  
Ziele sollten möglichst klar, verhaltensbezogen und realistisch definiert werden, 
damit sie von der Zielgruppe auch wirklich erreicht werden können. Zu 
hochgesteckte Ziele, mögen sie auch noch so hehr sein, verurteilen eine Kampagne 
zum Scheitern; es kann daher letztendlich notwendig sein, das zu erreichende Ziel in 
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Teilzieletappen zu unterteilen oder sogar den Lösungsvorschlag noch einmal neu zu 
konzipieren (vgl. ebd.: 35f).  
4.2.4.1 Die Dimensionen von Zielen und Wirkung nach Rogers und Storey 
Rogers und Storey (1987) unterscheiden drei Dimensionen von Kampagnen: die 
Zielebene (level of objectives), den Ort der Veränderung (level of change) und den 
Ort des Nutzens (level of benefit). Ausgehend von den Wirkungen, die mit 
Kampagnen erzielt werden wollen, lassen sich mit diesem Modell konkrete Ziele 
setzen und Vorgehensweisen konzeptionalisieren (vgl. Rogers und Storey 1987: 
822ff, siehe auch Windahl 2009: 143ff) (siehe Abbildung 8). 
 
Die Zielebene beschreibt die Hierarchie der Zielsetzung von der Information über die 
Überzeugung bis zur Mobilisierung. Rogers und Storey verweisen dabei auch auf 
andere Konzepte, Ziele einzuteilen, wie z.B. kognitive/affektive/antreibende Ziele 
nach Ray (1973) und das Aktionsmodell von McGuire (1968), nach dem Kampagnen 
zuerst in hierarchischem Modus Aufmerksamkeit erzielen müssen, um dann 
Verständnis, Nachgeben und Zustimmung zu erreichen. 
 
Der Ort der Veränderung bezeichnet hingegen die Ebene, wo ein Wandel eintreten 
soll: Er kann sich entweder auf Einzelpersonen/Individuen, Gruppen, Organisationen 
oder die Gesellschaft beziehen. Kampagnen können auch eine Veränderung auf der 
individuellen Basis anstreben, um aber im Endeffekt einen Wandel auf einer der 
oberen Ebenen zu bewirken: „Often, individual effects are directly sought in a campaign, 
but the ultimate locus of intended effect may be broader in scope, ranging from perceptual 
changes to changes in the structure of a social system“ (Rogers/Storey 1987: 823). 
 
Der Ort des Nutzens schlussendlich beantwortet die Frage, wer von der erfolgreichen 
Kampagne profitiert: Das kann entweder der/die SenderIn, der/die EmpfängerIn, ein 
Dritter/eine Dritte oder auch die Gesellschaft sein. Bei politischen Kampagnen zieht 
beispielsweise üblicherweise der/die SenderIn den Nutzen aus einer Kampagne. Bei 
Gesundheitskampagnen hingegen profitieren zumeist die EmpfängerInnen und in 
gewissem Maße auch die Gesellschaft. Bei advocacy-Kampagnen, die zur 
Mobilisierung im Sinne Anderer aufrufen, sind Dritte die NutznießerInnen, wenn die 
Kampagne erfolgreich ist: Im Falle der Kampagne Flucht ist kein Verbrechen würde 
etwa die Situation von AsylwerberInnen verbessert. 
 74 
Abbildung 7: Dimensionen von Kampagnenzielen und Kampagnenwirkungen 
(Quelle: Rogers/Storey 1987: 823) 
 
 
4.2.5 Strategien der Kampagne 
Kampagnenstrategien werden je nach Modell unterschiedlich in der Literatur 
definiert. Für Avenarius (2000) gibt eine Strategie „Antworten auf die Fragen, welche 
Schlüsse aus den analysierten Fakten und Gegebenheiten zu ziehen sind und wer mit 
welcher Botschaft in welchen Zeiträumen über welche Medien für welche Ziele gewonnen 
werden soll“ (Avenarius 2000: 200f). Die Strategie beinhaltet also alle Schritte der 
Kampagnenplanung von der Problemanalyse bis zur Medienauswahl und grenzt sich 
nur von der Situationsanalyse und der Evaluierung ab. Für Buchner et al. (2005) 
hingegen ist die Strategie ein Baustein von vielen in der Kampagnenplanung und 
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wird erst nach der Ziel- und Zielgruppenbestimmung eingesetzt. Voraussetzungen, 
um eine Strategie zu erstellen sind eine detaillierte Situationsanalyse, eine genaue 
Budgetplanung, eine exakte Zieldefinition, eine Zielgruppenanalyse, eine 
Umfeldanalyse über Chancen und Gefahren und mögliche Verbündete. Die Strategie 
ist dann die „Richtschnur für die Relation zwischen Ziel und Mitteleinsatz“ (Buchner et al. 
2005: 177). Der gleichen Ansicht sind auch Bonfadelli und Friemel (2006): Strategien 
„bilden die Antwort auf die Frage, wie ein bestimmtes Ziel bei einer spezifischen Zielgruppe 
erreicht werden soll“ (Bonfadelli/Friemel 2006: 37).  
 
Buchner et al. unterteilen Strategien in konfrontative, kooperative und 
schadensbegrenzende Strategien. Die Wahl der Strategie muss dabei Ziel, 
Zielgruppe und das Umfeld berücksichtigen. Der zentrale Punkt einer Strategie ist 
ihre Flexibilität: Verschiedene Szenarien müssen bedacht werden, Reaktionen 
eingeplant werden und wenn notwendig muss ein Wechsel der Strategie möglich 
sein (Buchner et al. 2005: 179ff) 
 
Bonfadelli und Friemel hingegen differenzieren Strategien anhand der Ebene, auf der 
sie die Zielgruppe ansprechen: Sie unterscheiden kognitive, affektive und soziale 
Strategien. Die kognitive Strategie geht davon aus, dass rationale Einsicht eine 
Verhaltensänderung nach sich zieht; hier stehen vor allem die Weitergabe von 
Informationen und Aufklärung im Mittelpunkt. Bei der affektiven Strategie hingegen 
wird aufgrund der Annahme, dass der Mensch Gratifikationen sucht und Aversionen 
vermeidet, mit Belohnungen und Sanktionen gearbeitet. Die soziale Strategie 
schließlich sieht den Menschen als ein soziales und geselliges Wesen, das sich an 
Gruppennormen orientiert und bringt daher Vorbilder und Gruppendruck ins Spiel. 
Von der alleinigen Verwendung der kognitiven Strategie ist nach Bonfadelli und 
Friemel abzuraten, da sie nicht berücksichtigt, dass das menschliche Verhalten 
affektiv motiviert, bedürfnisorientiert und sozial verankert ist. Zudem kann dabei von 
einer falschen Annahme ausgegangen werden, dass die Zielgruppe interessiert und 
motiviert ist. Erfolgsversprechender ist eine Kampagne, die auch auf der affektiven 
oder sozialen Ebene anspricht und somit eine persönliche Betroffenheit bei der 
Zielgruppe herstellt (vgl. Bonfadelli/Friemel 2006: 37f).  
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4.2.6 Die Botschaften einer Kampagne  
Die Botschaften stellen jene Produkte der Kampagne dar, die nach außen getragen 
werden und für die Öffentlichkeit sichtbar sind. Sie auszuwählen und zu gestalten 
gehört zu den schwierigsten Aufgaben während der Planung, da sie es sind, die bei 
der Zielgruppe Interesse und Aufmerksamkeit erwecken sollen.  
 
Einer Botschaft muss immer eine Kernaussage zugrunde liegen, die auf das Ziel der 
Kampagne Bezug nimmt. Diese Grundaussage stellt die Position der 
KampagnenakteurInnen und die Lösung des Problems aus ihrer Sicht dar. Sie sollte 
nachvollziehbar und verständlich sein. Sprache und Inhalt der Botschaften müssen 
daher auf die Bedürfnisse und Vorkenntnisse der Zielgruppe zugeschnitten werden. 
Die Berücksichtigung der Merkmale des Zielpublikums ist bei der Formulierung der 
Botschaften essentiell, damit sie bei dieser auch so ankommen, wie es von den 
AkteurInnen der Kampagne beabsichtigt wird. (vgl. Solomon/Cardillo 1985: 64f., 
Avenarius 2000: 201 und Windahl et al. 2009: 139). Gerade bei persuasiver 
Kommunikation ist das Risiko nämlich hoch, dass Botschaften ganz anders 
aufgenommen werden als intendiert: „Persuasionsarbeit muss die eigensinnige 
Verarbeitung der Botschaften und zahllose nicht-intendierte oder konträre Wirkungen 
einkalkulieren“ (Leggewie 2006: 123). So kann eine Kampagne beispielsweise zu 
Stigmatisierung von Betroffenen oder Gleichgültigkeit aufgrund von Abstumpfung 
führen. Dies muss bei der Wahl der Botschaften und ihrer Darstellung unbedingt 
berücksichtigt werden (vgl. Bonfadelli/Friemel 2006: 86, Windahl et al. 2009: 171). 
 
Wie und auf welche Art Botschaften formuliert werden, hängt vom Ziel (von 
Information bis Wertänderung) und den gewählten Strategien (von kognitiver bis 
sozialer Strategie) ab. Das Aufzählen von Zahlen und Fakten reicht nach Lahusen 
(1996) jedenfalls nicht, um das Interesse der Zielgruppe zu wecken: „Communication 
campaigns present issues not as a mere collection of facts and events, but put them into a 
narrative context. Only through an intelligible narrative that exposes causal and temporal 
relations between facts, events, objects and persons, the latter become intelligible and 
meaningful“ (Lahusen 1996: 24). Visualisierungen tragen zusätzlich dazu bei, 
Botschaften leichter verständlich zu machen und ihre Wirkung zu erhöhen (vgl. 
Buchner et al. 2005: 205). Auf der emotionalen Ebene können verschiedene 
Strategien eingesetzt werden. So arbeiten z.B. viele Kampagnen mit Furchtappellen, 
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Humor und Ironie oder Appellen an Mitgefühl (vgl. Bonfadelli/Friemel 2006: 83ff, 
Baringhorst 1998: 131ff).  
 
Botschaften sollten zudem kurz, klar und bündig sein und möglichst gezielt, repetitiv 
und abwechslungsreich eingesetzt werden (vgl. u.a. Leonarz 2006: 215f). Dabei den 
richtigen Informationsgehalt einer Botschaft zu bestimmen, ist eine schwierige 
Aufgabe: Einerseits soll ein Wissenszuwachs bei der Zielgruppe entstehen, 
andererseits kann eine Botschaft aber schnell „überladen“ und somit nicht mehr 
interessant sein. Zu bedenken ist auch, dass sich der Informationsstand der 
verschiedenen Personen der Zielgruppe gravierend unterscheiden kann und 
Informationen unterschiedlich schnell aufgenommen werden. Eine Möglichkeit, den 
verschiedenen Informationsbedürfnissen gerecht zu werden, ist eine Multi-Target-
Botschaft zu senden, wobei hierbei jedoch beachtet werden muss, dass 
mehrschichtige Kampagnen oft nicht oder falsch verstanden werden können. Auf 
jeden Fall gilt es jedoch eine aktive Informationssuche bei den RezipientInnen der 
Kampagne zu unterstützen, indem die Möglichkeit gegeben wird, zu spezifischen 
Zusatzinformationen zu gelangen (vgl. Bonfadelli/Friemel 2006: 85ff.).  
 
Ob eine Botschaft von der Zielgruppe auch tatsächlich in ihrer intendierten Form 
angenommen wird, hängt jedoch nicht nur von der Art der Botschaft, sondern auch 
von ihrem Absender/ihrer Absenderin ab. Windahl et al. (2009) unterscheiden dabei 
bei AbsenderInnen zwischen KommunikatorInnen und SenderInnen: 
KommunikatorInnen sind hierbei jene, die für den Inhalt der Botschaft verantwortlich 
sind, also die OrganisatorInnen der Kampagne. SenderInnen (oder engl. auch 
Messenger) sind hingegen jene, die den Kommunikationsprozess initiieren, also die 
Botschaft transportieren (vgl. Windahl et al. 2009: 15). Bei beiden ist ihre 
Glaubwürdigkeit in besonderem Maß dafür verantwortlich, ob die Botschaft akzeptiert 
wird oder nicht: „Credibility is the degree to which a source or a channel of communication 
is considered knowledgeable or trustworthy“ (Rogers/Storey 1987: 837). Die 
Glaubwürdigkeit hängt dabei nicht von der Kompetenz ab, die den 
KommunikatorInnen und SenderInnen im thematisierten Bereich zugeschrieben wird, 
sondern auch von deren Bekanntheitsgrad. Bekanntheit und Berühmtheit der 
AbsenderInnen tragen zudem zum besseren Verständnis der Botschaft und einer 
größeren Resonanz im Publikum bei (vgl. Bonfadelli/Friemel 2006: 81f). 
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4.2.7 Wahl der Medien und Kanäle 
Die Medienstrategie ist nach Avenarius (2000) das Kernstück einer Kampagne. Zwei 
Fragestellungen sind dabei zentral: Mit welchen Medien sind welche Zielgruppen 
ansprechbar? Und mit welchen PR-Instrumenten kann die Botschaft am besten in 
den ausgewählten Medien platziert werden (vgl. Avenarius 2000: 204)? 
 
Grundsätzlich steht Kampagnen eine große Auswahl an Medien zur Verfügung. 
Bonfadelli und Friemel (2006) unterscheiden dabei vier Kanäle: Massenmedien als 
Werbeträger (in Form von Spots, Anzeigen, etc.), Massenmedien als redaktionelle 
Medien (Artikel, Beiträge, etc.), Medien-Events, die die Aufmerksamkeit von Medien 
erregen sollen und schließlich interpersonale Kommunikation (vgl. Bonfadelli/Friemel 
2006: 38). Die besonderen Eigenschaften der verschiedenen Kanäle und ihre Vor- 
und Nachteile werden in der folgenden Abbildung dargestellt:  
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Abbildung 8: Charakteristika von Kampagnenkanälen 
Massenmedien als 
Werbeträger 
Der Werbeteil von TV, Radio, Zeitungen, Zeitschriften, Plakatstellen und 
Kino ist der wichtigste Kanal für den Transport von 
Kampagnenbotschaften, so wie sie vom Auftraggeber gestaltet sind. 
Nachteil: Beachtung und Glaubwürdigkeit des Werbeteils eher gering. 
Produktion von 
redaktionellen 
Angeboten 
Unter dem Stichwort „Edutainment“ wird seit jüngstem die Strategie 
diskutiert, Kampagnenbotschaften via Sponsoring in populäre 
Unterhaltungsserien einzubetten. Vorteil: Beachtung und Involviertheit 
sind hoch und die Glaubwürdigkeit ist im Unterschied zur Werbung 
größer. 
Internet 
Das Internet kombiniert Aspekte der Massenmedien – potentiell große 
Reichweite – mit solchen der interpersonalen Kommunikation – 
Interaktivität und Feedback –, verlangt aber aktives Nutzungsverhalten 
der Zielgruppe. Darum ist das Internet nur in Kombination mit klassischen 
Medien sinnvoll. 
Medien-Events 
Sie kombinieren medienvermittelte und interpersonale Kommunikation 
und sind ein integraler Bestandteil moderner Kampagnen. Events müssen 
als nachrichtenwürdig so konzipiert werden, dass die Medien im 
redaktionellen Teil über die Kampagne berichten. Nur die Kombination 
von (Gratis-)Berichterstattung, zusammen mit dem (bezahlten) 
Medieneinsatz garantiert öffentliche Aufmerksamkeit. 
Interpersonale 
Kommunikation 
Erlaubt im Unterschied zu den traditionellen Medien mehr Partizipation, 
was wichtig ist, wenn Interaktion und Feedback notwendig sind. Zudem 
wird den Meinungsführern wegen Glaubwürdigkeit und direkter 
Kommunikation ein höheres Potential für Beeinflussung zugeschrieben. 
Neben Beratungsstellen kommen bspw. auch Telefon-Hotlines in Frage. 
Interpersonale Kommunikation muss aber in sozialen Stützsystemen 
organisiert werden. Sie wird meist ergänzt durch Broschüren und 
Multimedia (…). 
(Quelle: Bonfadelli/Friemel 2006: 39) 
 
Anzumerken wäre zu dieser Auflistung, dass redaktionelle Medien nicht nur in Form 
von selbstproduzierten Angeboten im Sinne der von Bonfadelli und Friemel 
vorgeschlagenen Einbettung von Botschaften in Unterhaltungsserien oder anderen 
Medien genützt werden können. Diese Vorgehensweise lässt vielmehr Zweifel 
aufkommen, ob sie den moralischen und ethischen Ansprüchen von 
Sozialkampagnen bzw. Social PR entspricht (vgl. Kapitel 3.4.2). Eigenständig 
produzierte redaktionelle Angebote können hingegen z.B. auch selbst verfasste 
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Artikel sein, die in einschlägigen Zeitungen oder als Kommentare veröffentlicht 
werden. Am häufigsten werden redaktionelle Massenmedien jedoch nicht für die 
Platzierung selbstproduzierter Botschaften eingesetzt, sondern es wird versucht, eine 
Berichterstattung über die Kampagne zu erreichen. Dies kann unter anderem mittels 
Presseaussendungen, Pressekonferenzen und Medien-Events geschehen. Um 
Eingang in die Massenmedien zu finden, muss neben der Berücksichtigung von 
Nachrichtenwerten (vgl. Kapitel 2.3) auch eine öffentliche Thematisierung stattfinden 
und Informationen müssen bereitgestellt werden (vgl. ebd.: 96). Im Rahmen der 
interpersonalen Kommunikation wiederum stellen Telefonhelplines u.ä. nur eine 
spezielle Form dar. Grundsätzlich wird unter interpersonaler Kommunikation vielmehr 
eine zwischenmenschliche Kommunikation verstanden, die entweder zwischen 
verschiedenen Mitgliedern der Zielgruppe oder aber zwischen Mitgliedern der 
Zielgruppe und KampagnenakteurInnen z.B. bei Infoständen oder –veranstaltungen 
erfolgen kann. Die reine Weitergabe von Informationen ohne interpersonale 
Kommunikation führt nur selten zum Erfolg einer Kampagne (vgl. Windahl et al. 
2009: 145). Es gilt daher, Medien danach auszusuchen, ob sie interpersonale 
Kommunikation provozieren oder aber auch, ob sie interpersonale Kommunikation 
ermöglichen (siehe unten). Interpersonale Kommunikation kann vor allem durch die 
Ansprache von MeinungsführerInnen erreicht werden. Sie sind zudem in der Lage, 
die Botschaften spezifisch auf die Zielgruppen abzustimmen und auf Feedback 
adäquat zu reagieren (vgl. Bonfadelli/Friemel 2006: 40). Was in der oben 
dargestellten Abbildung zudem nicht angeführt wird, sind diverse andere Kanäle, wie 
z.B. Ausstellungen, Musikclips und –videos, und Flyer, Sticker und Broschüren, die 
gerade bei jugendlichen Zielgruppen beliebt sind. Flyer und Broschüren sind 
außerdem ein beliebtes Mittel bei KampagnenakteurInnen, die über kein großes 
Budget verfügen (vgl. ebd.: 101 und Leonarz 2006: 214). 
 
Damit die Botschaften die Zielgruppe auch tatsächlich erreichen, wird empfohlen, 
einen so genannten Mediamix, also eine Kombination aus verschiedenen Medien 
und Kanälen einzusetzen. Ein Mediamix bringt den Nutzen, dass die Botschaften aus 
mehreren Richtungen wahrgenommen werden, die Vorteile der verschiedenen 
Kanäle genützt werden können und jeder Kanal die Zielgruppen anspricht, die ein 
anderer nicht erreicht (vgl. Hornek 1988, zitiert nach Windahl 2009: 140). Um die 
geeignete Zusammenstellung von Kanälen zu wählen, sollten nach Bonfadelli und 
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Friemel folgende Kriterien berücksichtigt werden (vgl. Bonfadelli/Friemel 2006: 40 
und 91ff): 
 
- Reichweite des Mediums: Sie bezieht sich darauf, welcher Anteil der 
angestrebten Zielgruppe erreicht werden kann. 
- Spezialisierung in Bezug auf die Zielgruppe: Sie sagt etwas darüber aus, ob die 
segmentierten Zielgruppen auch tatsächlich angesprochen werden können. 
- Aufdringlichkeit: Ist das Medium dazu fähig, die selektive Wahrnehmungsschwelle 
der Zielgruppe zu durchbrechen und ihre Aufmerksamkeit zu erregen? 
- Interaktivität: Die Möglichkeit zur Interaktion in einem Medium ist nicht zuletzt 
aufgrund der Möglichkeit eines Feedbacks seitens der Zielgruppe und zur 
Vermeidung von Fehlinterpretationen und Streuverlusten interessant. 
- Dekodierbarkeit: Welcher Aufwand entsteht für die Zielgruppe, die Botschaft zu 
verarbeiten und zu verstehen? Hier ist z.B. zwischen High-Envolvement- und 
Low-Involvement-Formaten zu unterscheiden. 
- Tiefe eines Kanals: Bestimme Medien, wie z.B. redaktionelle Medien, sind besser 
geeignet als andere, auch komplexe und detaillierte Botschaften zu vermitteln.  
- Glaubwürdigkeit: Die Glaubwürdigkeit eines Mediums unterscheidet sich von 
Zielgruppe zu Zielgruppe. So können z.B. Boulevardblätter bei bestimmten 
Zielgruppen als unglaubwürdig gelten. Das gleiche gilt für Medien, die einer 
bestimmten Ideologie zuzuordnen sind.  
- Agenda-Setting: Die Gewichtung von Themen in den Medien hat direkte 
Auswirkung auf die wahrgenommene Problemdringlichkeit in der Zielgruppe. 
Redaktionelle  Massenmedien sollten daher in die Medienstrategie miteinbezogen 
werden. 
- MeinungsführerInnen: Ist das Medium geeignet, MeinungsführerInnen bzw. 
MultiplikatorInnen anzusprechen, um interpersonale Kommunikation zu initiieren?  
- Anschlusskommunikation: Inwieweit begünstigt ein Medium oder ein Kanal 
Anschlusskommunikation? Hier gelten z.B. Unterhaltungsformate, die zumeist in 
Gruppen rezipiert werden, als besonders geeignet.  
- Zugänglichkeit: Bestimmte Medien können eine lange Vorlaufzeit haben, bis sie 
Botschaften transportieren. 
- Kostenstruktur: Die Produktion und Verbreitung variieren je nach Medien- und 
Kanalwahl. Bei den Produktionskosten stehen hohen First-Copy Kosten zumeist 
 82 
lediglich geringe Vervielfältigungskosten gegenüber. Zusätzlich müssen aber die 
Verbreitungskosten mit einbezogen werden. 
- Latenzzeit: Kanäle können danach beurteilt werden, wie unmittelbar die Wirkung 
ist, wobei hier als Bezugspunkt meist eine Handlung oder Verhaltensänderung 
gilt. 
- Kontrollierbarkeit des Kontextes: Kann der Kontext, in dem die Botschaft in einem 
Medium gesendet wird, kontrolliert werden? 
- Kanal-immanente Wirkungen: Je nach Kanal haben die Botschaften 
unterschiedliche Wirkungen. So werden die Auswirkungen eines Problems auf die 
Gesellschaft bei massenmedialer Vermittlung stärker betont als bei 
interpersonaler Kommunikation, die eher persönliche Betroffenheit hervorruft. 
 
Röttger (2006) kommt insgesamt zu dem Entschluss, dass mittels klassischer PR-
Instrumente (wie z.B. Presseaussendungen, etc.) und klassischer Medien immer 
weniger die Aufmerksamkeit der Zielgruppe erregt werden kann. Vielmehr werden 
Inszenierungen und Events immer bedeutender: „Inszenierungen und Symbole sind 
nötig, um angesichts des Informationsüberangebots Aufmerksamkeit sowohl der Medien als 
auch des Publikums zu erhalten. Spektakuläre PR-Aktionen und dramaturgisch 
wohlüberlegte Inszenierungen gewinnen gegenüber dem Alltagsgeschäft eine größere 
Bedeutung in der Öffentlichkeitsarbeit. Kampagnen leben von Symbolen und damit von 
Vereinfachungen“ (Röttger 2006: 11) 
 
4.2.8 Evaluation 
Mittels Evaluation wird die Wirkung bzw. der Erfolg einer Kampagne gemessen. 
Nach Avenarius (2000) sollten dabei die Ergebnis- und Erfolgskriterien schon 
während des Planungsprozesses festgelegt werden, damit Ergebnisse nicht im 
Nachhinein an Prämissen angepasst werden (vgl. Avenarius 2000: 206). Als 
Kontrollfunktion sollte eine Evaluation jedenfalls Teil jeder Kampagnenplanung sein, 
da sie Auskunft über Erfolge und Misserfolge geben kann und gleichzeitig 
Verbesserungsvorschläge liefert (vgl. Leonarz 2006: 212f).  
 
Um die Wirkung einer Kampagne messen zu können, müssen zunächst drei Begriffe 
unterschieden werden: Effekte, Effektivität und Effizienz. Der Begriff Effekte umfasst 
nach Bonfadelli und Friemel (2006) „im weitesten Sinn zunächst alle Veränderungen im 
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Denken, Fühlen und Verhalten, die auf eine Kommunikationskampagne zurückgeführt 
werden können“ (Bonfadelli/Friemel 2006: 63). Windahl et al. (2008) unterscheiden 
dabei vier verschiedene Effekte, die bei der Zielgruppe auftreten können (vgl. 
Windahl et al. 2008: 141f):  
- positive/beabsichtigte Effekte: Genau jene Effekte, die bei der Planung erhofft 
(und formuliert) wurden. 
- positive/nicht beabsichtigte Effekte: Positive Effekte, die bei der Zielgruppe 
erzielt wurden, ohne geplant zu sein. 
- negative/erwartete Effekte: Negative Begleiterscheinungen, mit denen 
allerdings gerechnet wurde. 
- negative/unerwartete Effekte:  Effekte, die unerwünscht sind und nicht 
erwartet wurden. 
 
Abbildung 9: Die vier Effekttypen von Kampagnen 
 
 Intended/foreseen Unintended/unforeseen 
Positive 
„That’s what we were 
hoping for“ 
„Now, isn’t that nice?“ 
Negative 
„The price we had to 
pay“ 
„Oh, my God!“ 
      (Quelle: Windahl et al. 2008: 142) 
 
Eine Kampagne ist als Fehlschlag zu bezeichnen, wenn ihre intendierten Effekte 
nicht, dafür aber nur negative Effekte eintraten. Grundsätzlich können bei einer 
Kampagne aber alle vier Effekttypen gleichzeitig auftreten. So können neben 
erwünschten immer auch unerwünschte und nicht vorhergesehene Effekte erzielt 
werden. Für die Überprüfung der Effektivität einer Kampagne werden allerdings nur 
die positiven und beabsichtigten Effekte herangezogen, denn sie bezeichnet das 
Erreichen von zuvor gesetzten, angestrebten Zielen. Bei der Effizienz schließlich 
interessieren nicht die Ziele, sondern „ob das was gemacht wird, richtig gemacht wird“ 
(Bonfadelli/Friemel 2006: 64). Hier steht die Wirtschaftlichkeit der 
Kampagnenführung im Vordergrund, wobei die Effekte der Kampagne in Verhältnis 
zum getätigten Aufwand und den aufgewendeten Ressourcen gesetzt werden (vgl. 
ebd.: 64). 
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Die Ermittlung der Effekte, Effizienz und Effektivität erfolgt im Idealfall mittels einer 
Evaluation, die drei Phasen umfasst: Zu allererst sollte eine formative Evaluation 
erfolgen, die den Ausgangsstand der Kampagne erfasst: „Formative research consists 
of those activities that define the scope of the problem, gather data on possible intervention 
strategies, learn about the intended audience, and investigate possible factors that might 
limit program implementation“ (Valente 2001: 107). Mittels Umfragen werden 
Wissensstand und Einstellungen der Zielgruppe ermittelt, um am Ende der 
Kampagne feststellen zu können, was sich verändert hat (vgl. u.a. Leonarz 2006: 
213). Diese Art der Evaluation kann allerdings auch schon vor Festlegung auf eine 
Zielgruppe eingesetzt werden und somit bei der Segmentierung der Zielgruppe 
unterstützen: Je nach Ergebnissen der Umfrage wird eine Teilöffentlichkeit (z.B. jene, 
die über das geringste Wissen verfügt) festgelegt, die angesprochen werden soll. Teil 
einer Ex-ante-Evaluation kann zusätzlich auch ein Testen der 
Kampagnenbotschaften und Kanäle sein, um zu überprüfen, ob die Zielgruppe auch 
in der gewünschten Weise erreicht wird (vgl. Valente 2001: 107). 
 
Eine Prozessevaluation während der Kampagne hat zum einen eine Kontrollfunktion, 
indem sie alle gesetzten Aktivitäten beobachtet, wodurch ineffektive Maßnahmen 
identifiziert und eliminiert werden können. Durch aktives Monitoring von Medien und  
Einbezug von StakeholderInnen überwacht sie zum anderen aber auch die für die 
Kampagne relevanten Einflussfaktoren wie Politik, Wirtschaft, Gesellschaft oder 
Wissenschaft. Sollte sich einer dieser Einflussfaktoren zum Nachteil der Kampagne 
ändern und dadurch ihre Wirkung torpedieren, kann die Strategie - wenn notwendig - 
angepasst werden (vgl. Bonfadelli/Friemel 2006: 70f). 
 
Am Ende des Evaluationsprozesses und der Kampagne steht schließlich die 
summative Evaluation, die wiederum in eine Outcome- und eine Impact-Evaluation 
unterteilt werden kann. Eine Outcome-Evaluation erfasst lediglich die Effekte einer 
Kampagne, eine Impact-Evaluation setzt sie hingegen mit den gesetzten Zielen in 
Verbindung und beschreibt somit die Effektivität der Kampagne (vgl. ebd.: 71). 
Impact-Analysen sagen etwas über die Wahrnehmung und Reichweite der 
Kampagne aus und stellen fest, wie die Zielgruppe über das Kampagnenthema 
denkt. Wurde mittels formativer Evaluation eine Vorerhebung bei der Zielgruppe 
durchgeführt, können in einem Vorher-Nacher-Vergleich zudem Einstellungs- und 
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Haltungsänderungen erkannt werden (vgl. Leonarz 2006: 213)30. Summative 
Evaluationen haben – vor allem wenn sie nicht einzeln, sondern als Abschluss des 
geschilderten Evaluationsprozesses eingesetzt werden – nach Valente (2001) also 
die Funktion, (1) den Grad der Zielerreichung zu messen, (2) den 
KampagnenplanerInnen aufzuzeigen, wie und warum eine bestimmte Kampagne 
effektiv war oder nicht und (3) Informationen darüber zu geben, wie eine Kampagne 
in Zukunft besser gestaltet werden kann (vgl. Valente 2001: 106f). 
 
Zu bedenken ist jedoch gerade im NGO-Bereich, dass aufwendige Evaluationen 
hohe Kosten verursachen, die oft nicht aufzubringen sind. So stellt Leonarz (2006) 
auch richtig fest: „Oft scheitert jedoch eine Vor- und Nachhermessung an finanziellen 
Hürden“ (Leonarz 2006: 213). Bonfadelli und Friemel (2006) zufolge müssen 
mindestens zehn Prozent des Kampagnenbudgets für eine Evaluation eingerechnet 
werden, manchmal übertreffen die Aufwendungen für die Evaluation aber sogar das 
eigentliche Medienbudget (vgl. Bonfadelli/Friemel 2006: 67). Gerade kleine NGOs 
mit geringem Budget müssen daher meist auf eine formative und/oder eine 
Prozessevaluation verzichtet. Die Konsequenz ist, dass „only minimal background 
information about the audience is used in devising message appeals and presentation styles, 
in selecting source spokespersons and channels, and in identifying specialized subgroups to 
be reached. Furthermore, the formulation of basic campaign goals and specific objectives is 
seldom based on research identifying priority areas of concentration and critical stages of the 
communication process that must be addressed“ (Atkin/Freimuth 2001: 126).  
 
4.3 Advocacy Campaigning im Flüchtlingsbereich 
Röttger (2006) ortet in den letzten Jahren eine drastische Zunahme von 
„moralisierenden Sozialkampagnen mit better-world-Anspruch“ (Röttger 2006: 16), die alle 
versuchen, die Aufmerksamkeit des Publikums auf sich zu ziehen. Auch Saxer 
(2006) befindet, dass „öffentliches Interesse, Vertrauen und zustimmendes 
Anschlusshandeln ja immer mehr Kommunikatoren mit zum Teil immer drastischeren 
Techniken für immer weitere Anliegen sichern [wollen]“ (Saxer 2006: 31). Die Mobilisierung 
                                            
30
 Zur Erhebung der notwendigen Daten für die jeweiligen Evaluationsschritte steht der 
Evaluationsforschung eine große Bandbreite an Modellen und Techniken zur Verfügung, die an dieser 
Stelle aber nicht abgehandelt werden können. Einen tieferen Einblick in Evaluationsmodelle liefern 
z.B. Valente (2001) und Atkin/Freimuth (2001).  
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der Bevölkerung wird somit immer schwieriger, und KampagnenakteurInnen müssen 
sich immer mehr auf das Plakative konzentrieren, um überhaupt zu ihrer Zielgruppe 
durchzukommen (vgl. Görres 2002: 221). Welchen Weg dabei advocacy-Kampagnen 
im Flüchtlingsbereich einschlagen können, soll im Folgenden kurz diskutiert werden. 
 
Advocacy-Kampagnen im Flüchtlingsbereich sind meist mit einem für sie sehr 
unvorteilhaften Kommunikationsumfeld konfrontiert (vgl. Dimitrov 2008: 3). Zum 
einen haben die meisten Flüchtlingsorganisationen nur sehr wenig Ressourcen für 
ihre Öffentlichkeitsarbeit zur Verfügung (vgl. Kapitel 3.4.2) Sie müssen daher doppelt 
um Medien- und Publikumsaufmerksamkeit kämpfen, denn geringe finanzielle 
Ressourcen bedeuten nicht nur, dass wenig Auswahl an PR-Instrumenten zur 
Verfügung steht, sondern auch einen bedeutenden Nachteil in der Möglichkeit, 
Themen in der Öffentlichkeit zu setzen, weil sie von anderen AkteurInnen mit 
größeren finanziellen Mitteln in die Unsichtbarkeit verdrängt werden (vgl. Dimitrov 
2008: 3). Zum anderen gehört das Flüchtlingsthema, so es nicht populistisch 
verwendet wird, zu den Low-Importance-Themen in der Nachrichtenhierarchie: 
„Everywhere in the Western world (...) refugee issues which are usually related with human 
rights and ethnic diversity problems, are at the bottom of the public importance scale“ (ebd.: 
3). Im öffentlichen politischen und medialen Diskurs werden 
Flüchtlingsorganisationen zudem nicht als Akteurinnen und Informationsgeberinnen 
anerkannt - die Glaubwürdigkeit und die „Playerrolle“ im Flüchtlingsthema liegen 
allein beim Staat (vgl. Kapitel 3.1.1).  
 
Flüchtlingsorganisationen, die mit geringen Ressourcen und trotz des schwierigen 
Themas erfolgreich advocacy für ihre KlientInnen betreiben wollen, müssen daher 
strategisch vorgehen. Eine der essentiellsten Voraussetzungen dafür ist es, 
Netzwerke und Allianzen einzugehen (vgl. Chapman/Fisher 2000: 158 und Kelly 
2002: 6). Durch Kooperationen können einerseits Kosten geteilt und niedrig gehalten 
werden (vgl. Dimitrov 2008: 5), andererseits können die notwendigen Maßnahmen je 
nach Stärken und Eigenschaften der KooperationspartnerInnen aufgeteilt werden. 
Gerade im Flüchtlingsbereich ist es notwendig, advocacy nicht nur auf Insider- oder 
Outsiderstrategien (vgl. Kapitel 3.1.1) zu beschränken, sondern beide in Kombination 
einzusetzen. Es müssen also Kampagnen und Lobbying gleichzeitig betrieben 
werden. Als strategisch klug hat sich dabei erwiesen, die Maßnahmen nicht von 
einer, sondern von verschiedenen Organisationen zu setzen. So kann die 
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Kooperationsbereitschaft der LobbyistInnen in der Wahrnehmung der politischen 
EntscheidungsträgerInnen erhalten bleiben, während andere PartnerInnen des 
Netzwerks mittels advocacy campaigning in der Öffentlichkeit die Haltung der Politik 
kompromisslos kritisieren können (vgl. Chapman/Fisher 2000: 158f).  
 
Den Raum für diese Kritik im öffentlichen und medialen Diskurs zugesprochen zu 
kommen ist – wie oben bereits erwähnt – aufgrund der geringen finanziellen 
Ressourcen und des schwierigen Themas für Flüchtlingsorganisationen oft nicht 
leicht. Dimitrov (2008) macht zwei Strategien aus, derer Flüchtlings-NGOs sich meist 
bedienen, um Aufmerksamkeit zu erlangen: Die Forderung nach Einhaltung der 
Menschenrechte und die Dramatisierung von menschlichen Schicksalen mittels 
tragischer Bilder (vgl. Dimitrov 2008: 5).  
 
Flüchtlingsorganisationen tendieren dazu - vor allem in einem öffentlichen Diskurs, 
der von Negativbildern von AsylwerberInnen geprägt ist (vgl. Kapitel 2.5) - 
Flüchtlinge als verwundbar, traumatisiert und weiblich zu präsentieren. Einerseits soll 
dadurch ein positives Gegenbild zum „kriminellen Asylwerber“ aufgebaut werden, 
andererseits aber liegt die Intention dahinter, bei Forderungen nicht auf Widerstand, 
sondern lieber auf Mitleid zu stoßen (vgl. Pupavac 2008: 285). Durch die 
Zuschreibung von Hilfsbedürftigkeit und Krankheit an Flüchtlinge laufen NGOs 
jedoch die Gefahr, eher Abneigung als Solidarität in der Gesellschaft hervorzurufen, 
denn „individuals in the sick role are not expected to contribute to society and until they 
recover they need social support and are a social expense“ (ebd.: 291). Zudem wird ein 
neues Stereotyp vom kranken, hilflosen Flüchtling kreiert, dem Flüchtlinge aufgrund 
ihres mangelnden Zugangs zur Öffentlichkeit nur schwer etwas entgegenzusetzen 
haben (vgl. Kapitel 2.5 und ebd.: 284). 
 
Besser geeignet scheint daher der menschenrechtliche Zugang zum 
Flüchtlingsthema. Hierbei ist es jedoch notwendig, die Interessen von 
AsylwerberInnen als allgemeine gesellschaftliche Interessen zu reframen. Denn mit 
der ausschließlichen Berufung auf menschenrechtliche Standards kann nach Spry 
(2007) in der westlichen Welt nur selten die Aufmerksamkeit, geschweige denn die 
Unterstützung der Öffentlichkeit gewonnen werden (vgl. Spry 2007: 49f). 
Menschenrechte zu verteidigen ist ein Kernstück der Flüchtlingsarbeit und sollte 
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auch nicht vernachlässigt werden. In der advocacy-Arbeit müssen 
menschenrechtliche Argumente jedoch um andere, näher an der Zielgruppe der 
Kampagnen liegende Argumente erweitert werden. Denn Menschenrechte sind vor 
allem Gefühlssache und müssen daher auch so transportiert werden, dass diese 
Gefühle von der Zielgruppe geteilt werden (vgl. Spry 2007: 12). Die  australische 
Kampagne Chilout (Children out of detention), in ihren Forderungen der Kampagne 
Flucht ist kein Verbrechen sehr ähnlich, sprach beispielsweise ausschließlich die 
Werte Gesundheit, Familie und Kinderschutz an und war damit äußerst erfolgreich. 
Sie publizierte Fotos von Kindern hinter Gittern, schickte australische Kinder als 
„BotschafterInnen“ in die Schubhaft, um von den dortigen Haftbedingungen zu 
berichteten und ließ regelmäßig KinderärztInnen und –psychologInnen zu Wort 
kommen, die wissenschaftliche Erkenntnisse über die Auswirkungen von Haft auf 
Kinder und ihre Familien präsentierten. Innerhalb von vier Jahren konnte auf diese 
Art und Weise ein so großer Teil der Öffentlichkeit mobilisiert werden, dass sich die 
australische Regierung gezwungen sah, alle Kinder und Familien aus den 
Abschiebelagern zu entlassen und eine entsprechende Gesetzesänderung zu 
vollziehen (vgl. ebd.: 40ff und Dimitrov 2008: 12ff). 
 
Wie das Thema transportiert wird, ist aber nicht der einzig ausschlaggebende Punkt, 
ob eine Kampagne erfolgreich ist. Chapman und Fisher (2000) zufolge können z.B. 
gerade bei Themen, die nicht leicht Zugang zur Öffentlichkeit finden, charismatische 
Opinion Leaders multiplikatorische Wunder bewirken und zur breiten Mobilisierung 
beitragen. Was jedoch gerade NGOs mit wenig advocacy-Erfahrung dabei oft 
vergessen, ist, den Mobilisierten auch eine aktive Rolle in der Kampagne anzubieten; 
Mobilisierung ohne Anschlusshandeln kann jedoch nicht dauerhaft sein. 
(Chapman/Fisher 2000: 159).  
 
Eine andere Möglichkeit ist es, politische EntscheidungsträgerInnen von oben unter 
Druck zu setzen und durch intensives internationales Networking die Kritik auf eine 
internationale Ebene zu bringen: „The international media can also play a big role, with 
national governments (…) sometimes paying more attention to international coverage than to 
reports in national newspapers“ (ebd.: 162).  
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Nach Coates und David (2002) schließlich kann es gerade dort, wo Ideologien und 
Einstellungen aufeinander prallen, nützlich sein, eine kritische Gegenöffentlichkeit zu 
unterstützen, indem zum Beispiel kritische Literatur, Kunst und Kultur gefördert 
werden und Studien zur Alternativforschung betrieben werden. Denn um die 
herrschende Meinung zu ändern, braucht es einerseits gute und fundierte 
Gegenargumente und andererseits Gegenstimmen auf allen Ebenen (Coates/David 
2002: 538). 
 
Das Wichtigste im advocacy campaigning ist jedoch auch im Flüchtlingsbereich die 
Kontinuität: „Increasingly advocacy work is being understood not as one action, but as part 
of a series of interventions necessary for sustainable change“ (Kelly 2002: 7). Eine 
Kampagne allein kann den öffentlichen und politischen Diskurs nicht nachhaltig 
beeinflussen, schon gar nicht, wenn ihr eine derart feindselige Stimmung 
entgegenschlägt wie im Flüchtlingsbereich. Gerade in Österreich führen die negative 
Stimmung und abwehrende Haltung gegenüber AsylwerberInnen im öffentlichen und 
politischen Diskurs zu einer kontinuierlichen Verschlechterung der Situation für 
AsylwerberInnen: Der politische Diskurs fungiert als Stichwortgeber für den 
Mediendiskurs, und dieser wiederum wird aufgrund der fehlenden Partizipation von 
AsylwerberInnen an der Öffentlichkeit zum Alltagsdiskurs (vgl. Kapitel 2.5). 
Flüchtlingsorganisationen müssen daher versuchen, diesen Prozess durch 
konsequentes advocacy campaigning aufzuhalten. Denn gelingt es, nicht in der Flut 
von Sozialkampagnen unterzugehen, dann können mit advocacy-Kampagnen auch 
andere Definitionen und Bilder von Flüchtlingen in den Alltagsdiskurs eingebracht 
werden als jene, die zurzeit von Politik und Medien verbreitet werden. Kann auf 
diesem Weg entweder die Bevölkerungsmeinung oder die öffentliche Meinung (vgl. 
Kapitel 2.2) beeinflusst werden, so kann damit Druck auf den politischen Diskurs 
ausgeübt und die Negativspirale gestoppt werden (vgl. dazu auch Kapitel 3.1.1). Ob 
das der Kampagne Flucht ist kein Verbrechen gelungen ist und welche politischen 
Entscheidungen die Kampagne notwendig machten, soll im nächsten Teil der Arbeit 
geklärt werden. 
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TEIL II: Die Kampagne „Flucht ist kein Verbrechen“ 
 
 
Mit 1. Jänner 2006 trat in Österreich ein neues Fremdenrechtspaket in Kraft, das die 
massive Inschubhaftnahme von AsylwerberInnen bereits zu Beginn ihres 
Asylverfahrens ermöglichte. Die Auswirkungen für die Betroffenen waren enorm: Im 
Jahr 2006 wurden mehr als viermal so viele AsylwerberInnen in Schubhaft 
genommen als im Jahr zuvor (vgl. BMI 2007a: 35 und Forum Asyl 2006: 3). Für etwa 
ein Fünftel der AsylwerberInnen begann ihr Schutzantrag daher nicht in Freiheit, 
sondern in Haft.31 Von Flüchtlingsorganisationen, aber auch dem 
Menschenrechtsbeirat32 wird diese Vorgehensweise heftigst kritisiert, da Schubhaft 
vor allem bei Opfern von Krieg, Folter oder Gewalt zu langfristigen psychischen 
Beeinträchtigungen und Retraumatisierung führen kann (vgl. Kapitel 5.4). In der 
Öffentlichkeit jedoch wird Schubhaft aufgrund der undifferenzierten Berichterstattung 
in den Boulevardmedien und infolge der populistischen Strategien der Politik oft mit 
Kriminalität von AusländerInnen in Verbindung gebracht. So stellte eine Grüne 
Nationalratsabgeordnete schon 1995 fest: „Schubhaft ist keine Strafe, sollte eigentlich 
keine sein und doch wirkt sie wie eine Strafe. Und zwar wie eine besonders tückische. Das 
Wort Haft allein indiziert eine Gleichsetzung der Schubhäftlinge mit Strafgefangenen. 
Häftlinge sind sie, also müssen sie auch irgendetwas angestellt haben“ (Petrovic 1995: 5).  
 
Um die Öffentlichkeit über die tatsächlichen Grundlagen der Schubhaft aufzuklären 
und gleichzeitig ein Ende der Inschubhaftnahmen von AsylwerberInnen zu erreichen, 
startete das Forum Asyl im Juni 2007 daher die Kampagne Flucht ist kein 
                                            
31
 Siehe dazu die Asylantragszahlen in BMI 2007b: 3 
32
 Der Menschenrechtsbeirat Österreich ist ein im Bundesministerium für Inneres angesiedeltes 
Organ, das 1999 nach dem Tod von Marcus Omofuma während seiner Abschiebung und aufgrund der 
wiederholten Empfehlungen des Europäischen Komitees zur Verhütung von Folter und 
unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe (CPT) gegründet wurde. Seine Mitglieder 
setzen sich aus Abgesandten des Verfassungs- und Verwaltungsgerichtshofes, der Bundesministerien 
für Justiz und Inneres, des Bundeskanzleramtes und von NGOs zusammen. Seine Aufgabe ist es, die 
Tätigkeit der Sicherheitsexekutive unter dem Aspekt der Menschenrechte zu überprüfen und 
diesbezügliche Empfehlungen an das Bundesministerium für Inneres abzugeben (vgl. 
www.menschenrechtsbeirat.at).  
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Verbrechen (vgl. http://www.fluchtistkeinverbrechen.at). Ob diese Ziele erreicht 
wurden, soll in den folgenden Kapiteln durch eine Analyse der Kampagne untersucht 
werden. Zum besseren Verständnis sollen jedoch zunächst die Ausgangslage und 
die Hintergründe der Kampagne erörtert werden. Im Anschluss daran werden die 
Planung und der Ablauf der Kampagne analysiert, um die unter Kapitel 6.1 
dargestellten zentralen Forschungsfragen der gegenständlichen Arbeit beantworten 
zu können.  
 
5 Die Ausgangslage: Schubhaft für AsylwerberInnen 
In den folgenden Kapiteln wird dargestellt, warum Schubhäftlinge tatsächlich in Haft 
genommen werden, welche Bedingungen sie dort vorfinden und was dies für 
Auswirkungen auf sie hat. Nachdem die Kampagne das Thema Flucht zum 
Gegenstand macht, wird sich die Beschreibung vor allem auf AsylwerberInnen 
beziehen. Fremde, die ebenso in Schubhaft genommen werden können, können in 
gegenständliche Arbeit nicht einbezogen werden. Obwohl sich die 
fremdenpolizeiliche Praxis in den letzten zwei Jahren aufgrund höchstgerichtlicher 
Entscheidungen deutlich geändert hat und gegenwärtig wesentlich weniger 
AsylwerberInnen inhaftiert werden (vgl. BMI 2009: 31), wird in dieser Arbeit dennoch 
die Situation der Jahre 2006 und 2007 beschrieben, da diese die Ausgangslage für 
die Kampagne war. Die gesetzlichen Bestimmungen, die im Folgenden erörtert 
werden, sind (noch) keinen Änderungen unterworfen geworden und nach wie vor in 
Kraft. Aufgrund des derzeit in Begutachtung befindlichen 
Gesetzesänderungsentwurfs zum Fremdenpolizeigesetz sind zudem eine neuerliche 
Verschärfung der Bestimmungen und eine drastische Erhöhung der Zahl der 
AsylwerberInnen in Schubhaft zu erwarten (vgl. Ministerialentwurf 65/ME XXIV. GP). 
Die folgenden Ausführungen, insbesondere jene zu den Auswirkungen der Haft auf 
AsylwerberInnen, haben daher nichts an Aktualität verloren. 
 
5.1 Was ist Schubhaft? 
Die Grundlagen für die Schubhaft sind nicht im Strafrecht, sondern im 
Fremdenpolizeigesetz (FPG) zu finden. § 76 Abs. 1 FPG definiert, dass „Fremde“ 
festgenommen und angehalten werden können,  
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„sofern dies notwendig ist, um das Verfahren zur Erlassung eines Aufenthaltsverbotes oder 
einer Ausweisung bis zum Eintritt ihrer Durchsetzbarkeit oder um die Abschiebung, die 
Zurückschiebung oder die Durchbeförderung zu sichern. Über Fremde, die sich rechtmäßig 
im österreichischen Bundesgebiet aufhalten, darf Schubhaft nur verhängt werden, wenn auf 
Grund bestimmter Tatsachen anzunehmen ist, sie würden sich dem Verfahren entziehen“ 
(§76 Abs.1 FPG). 
 
Schubhaft ist also keine Freiheitsstrafe, sondern lediglich ein gesetzliches Mittel, die 
Durchführung eines Verfahrens zu sichern. Deshalb wird Schubhaft im Gesetz auch 
als „Anhaltung“ und die Haftanstalten werden als „Polizeianhaltezentren“ (PAZ) 
bezeichnet.  
 
Für AsylwerberInnen gelten im FPG besondere Bestimmungen: Ein Asylwerber33 
kann inhaftiert werden, wenn 
1. gegen ihn eine durchsetzbare – wenn auch nicht rechtskräftige – Ausweisung (§ 10 
AsylG 2005) erlassen wurde; 
2. gegen ihn nach den Bestimmungen des Asylgesetzes 2005 ein 
Ausweisungsverfahren eingeleitet wurde; 
3. gegen ihn vor Stellung des Antrages auf internationalen Schutz eine durchsetzbare 
Ausweisung (§§ 53 oder 54) oder ein durchsetzbares Aufenthaltsverbot (§ 60) 
verhängt worden ist oder 
4. auf Grund des Ergebnisses der Befragung, der Durchsuchung und der 
erkennungsdienstlichen Behandlung anzunehmen ist, dass der Antrag des Fremden 
auf internationalen Schutz mangels Zuständigkeit Österreichs zur Prüfung 
zurückgewiesen werden wird (§76 Abs.2 FPG). 
 
AsylwerberInnen werden also in Schubhaft genommen, wenn (1) gegen sie bereits 
ein negativer Bescheid im Asylverfahren erlassen wurde, auch wenn dieser noch 
nicht rechtskräftig ist, oder (2) ein Ausweisungsverfahren gegen sie eingeleitet 
wurde, weil das Bundesasylamt beabsichtigt, das Verfahren gegen sie mangels 
Zuständigkeit Österreichs (siehe Fußnote 34) zurückzuweisen (vgl. §27 Abs.1 Z.4 
§29 Abs.3 Z.4 und 5 AsylG), oder (3) gegen sie vor der Asylantragsstellung bereits 
eine Ausweisung oder ein Aufenthaltsverbot erlassen wurde, oder (4) die 
                                            
33
 Sowohl im Asylgesetz als auch im Fremdenpolizeigesetz werden grundsätzlich nur männliche 
Formen verwendet. 
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Fremdenpolizei aufgrund der Befragung oder Durchsuchung des Asylwerbers/der 
Asylwerberin davon ausgeht, dass aufgrund der Dublin II Verordnung (Dublin-VO)34 
ein anderes Land für die Prüfung des Verfahrens zuständig ist. Besonders durch die 
Bestimmungen (2) und (4) erhöhte sich die Zahl der AsylwerberInnen in der 
Schubhaft im Jahr 2006 dramatisch, da im Grunde genommen all jene, die an der 
Grenze einen Asylantrag stellten oder bei ihrer Befragung zum Reiseweg die 
Durchquerung eines anderen EU-Landes angaben, inhaftiert wurden, um ein 
„Untertauchen“ der Betroffenen zu verhindern (vgl. Salzer 2007: 9ff). 
 
Nimmt die Fremdenpolizei AsylwerberInnen oder Fremde in Schubhaft, so ist sie 
grundsätzlich verpflichtet, die Anhaltung so kurz wie möglich zu halten. Die maximal 
mögliche Dauer der Schubhaft beträgt dabei zehn Monate innerhalb von zwei 
Jahren, was ebenso eine Verschärfung gegenüber den vorherigen Bestimmungen 
bedeutet: Durften Schubhäftlinge zuvor nur maximal sechs Monate angehalten 
werden, so ist nun eine Verlängerung auf zehn Monate erlaubt, wenn „die 
Nichtvornahme der Abschiebung (…) dem Verhalten des Fremden zuzurechnen“ ist (§80 
Abs.4 FPG). Diese Regelung kann unter anderem zum Tragen kommen, wenn ein 
Schubhäftling in der Haft einen Asylantrag stellt oder Widerstand bei der 
Abschiebung leistet. Nach den ersten sechs Monaten durchgehender Anhaltung und 
danach in Acht-Wochen-Abständen muss jedoch von Amtswegen eine Haftprüfung 
vor dem Unabhängigen Verwaltungssenat (UVS) durchgeführt werden (vgl. §80 
                                            
34
 Die Dublin II Verordnung regelt die Zuständigkeiten für Asylanträge innerhalb der Europäischen 
Union (EU) und zwei weiteren europäischen Staaten (Norwegen und Island), die sich freiwillig der 
Verordnung angeschlossen haben. Ihr liegt der Gedanke zugrunde, dass AsylwerberInnen nur einmal 
innerhalb der Mitgliedstaaten die Möglichkeit haben sollen, einen Asylantrag zu stellen. Die 
Zuständigkeit folgt dabei einem bestimmten Kriterienkatalog, wobei bis auf wenige Ausnahmen im 
Grunde genommen jener Staat für zuständig erklärt wird, der die Einreise des/der betreffenden 
Asylwerbers/Asylwerberin nicht verhindert hat. Für Österreich, das von Mitgliedsstaaten der EU 
umgeben ist, bedeutet dies eigentlich, dass es nur noch ohne jeden Zweifel für die Prüfung des 
Asylantrages zuständig ist, wenn die Einreise der AsylwerberInnen auf dem Luftweg erfolgt ist, da 
auch mit der Schweiz ein ähnliches Abkommen – das so genannte Sichere-Drittstaaten-Abkommen 
(§4 AsylG) – abgeschlossen worden ist. Da aber für die Einleitung eines Konsultationsverfahrens, 
mittels dessen ein anderer Staat zur Übernahme des/der AsylwerberIn aufgefordert wird, zumindest 
Indizien, wie z.B. ausländische Fahrscheine oder Geld, oder aber die Angaben des/der Betroffenen 
über den Reiseweg vorliegen müssen, werden nicht alle Asylanträge von den auf dem Landweg 
gekommenen AsylwerberInnen zurückgewiesen (vgl. (Dublin-VO und Schumacher/Peyrl 2006: 194ff). 
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Abs.6 FPG). ExpertInnen zufolge können jedoch zu der maximalen Schubhaftdauer 
von zehn Monaten in jedem Fall verfassungsrechtliche Bedenken erhoben werden, 
da nach dem Bundesverfassungsgesetz über den Schutz der persönlichen Freiheit 
(PersFrG) eine Freiheitsstrafe durch Verwaltungsbehörden nicht länger als drei 
Monate dauern darf. Nun ist Schubhaft zwar keine Freiheitsstrafe, sie wird jedoch 
ebenso von Verwaltungsbehörden verhängt, und wenn die längere Anhaltung damit 
begründet wird, „dass es in vielen Fällen an der Kooperation des Betroffenen mangle, dann 
wird wiederum der Verdacht bestätigt, dass die Schubhaft zur Beugehaft umfunktioniert 
werden soll. Dies aber widerspricht dem internationalen Übereinkommen zur Verhütung von 
Folter und unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung“ (Brugger 1995: 51).  
 
Doch nicht nur menschenrechtliche, sondern auch volkswirtschaftliche Zweifel 
können an der Schubhaft angemeldet werden: So kostet ein Tag Schubhaft pro 
Häftling etwa 120 Euro, im Gegensatz dazu werden in der Grundversorgung täglich 
ca. 17 Euro verrechnet (vgl. Der Standard, 14.02.2007).  
 
5.2 AsylwerberInnen in Schubhaft 
Die Tatsache, dass AsylwerberInnen bereits zu Beginn ihres Verfahrens, also noch 
vor der Abweisung des Schutzantrags oder der Unzuständigkeitserklärung 
Österreichs inhaftiert werden können, wurde und wird von NGOs, aber auch dem 
UNHCR und dem Menschenrechtsbeirat am neuen Fremdenrechtspaket besonders 
beanstandet. Vor allem, dass Schubhaft nicht einzelfallbezogen und als letzte 
mögliche Maßnahme, sondern generell und präventiv über AsylwerberInnen im 
Zulassungsverfahren35 verhängt wird, löste heftige Kritik aus (vgl. u.a. Forum Asyl 
2006: 9ff).  Rund 80 Prozent aller AsylwerberInnen in Schubhaft wurden im Jahr 
2006 gleich nach ihrer Antragstellung inhaftiert.36 Diese Praxis widerspricht sowohl 
den Empfehlungen von UNHCR (vgl. UNHCR 1999) als auch jenen von NGOs und 
der Europäischen Kommission. So stellen der European Council on Refugees and 
                                            
35
 Das Zulassungsverfahren bezeichnet jenes Verfahren, in dessen Rahmen u.a. die Zuständigkeit 
Österreichs für das Führen des Asylantrags geprüft wird. Es steht zu Beginn jedes Asylantrags; erst 
wenn der Antrag für zulässig befunden wurde, beginnt die Prüfung der Fluchtgründe des 
Antragstellers/der Antragstellerin (§28 AsylG).   
36
 Im Jahr 2006 waren 2.129 von insgesamt 2700 AsylwerberInnen nach §76/2/2 und §76/2/4 FPG in 
Haft (vgl. BMI 2007a: 35) 
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Exils (ECRE) und das European Legal Network on Asylum (ELENA) gemeinsam zur 
Inschubhaftnahme von AsylwerberInnen im Rahmen des Dublinverfahrens fest: 
„Applicants under Dublin procedures should only ever be detained as a last resort where 
non-custodial measures have been demonstrated not to work on an individual basis. 
Detention must be subject to procedural safeguards, and limited to the minimum time 
required to meet its lawful purpose” (ECRE/ELENA 2006: 162). Die Europäische 
Kommission schließt sich dieser Empfehlung im Rahmen ihrer Evaluierung der 
Dublinverordnung fast wortgleich an: „Die Kommission erinnert daran, dass bei der 
effektiven Durchführung der Überstellungen zwar Verbesserungsbedarf besteht, aber 
freiheitsentziehende Maßnahmen nur als letztes Mittel angewandt werden sollten, wenn von 
allen anderen Maßnahmen keine zufrieden stellenden Ergebnisse zu erwarten sind und 
objektive Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass der Asylbewerber mit großer 
Wahrscheinlichkeit untertauchen wird. In jedem Fall sollte der Situation von Familien, 
Personen mit medizinischen Bedürfnissen, Frauen und unbegleiteten Minderjährigen stets 
angemessen Rechnung getragen werden“ (Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
2007: 9).  
 
Genau die Situation von Familien wird jedoch in der fremdenpolizeilichen Handhabe 
nicht wie von der Kommission gefordert berücksichtigt. Vielmehr werden Familien 
getrennt, indem der Vater in Schubhaft genommen und der Rest der Familie in einer 
Pension untergebracht wird. Diese Vorgehensweise bedeutet nach Meinung des 
Forum Asyls eine schwere psychische Belastung für alle Mitglieder der Familie: „Eine 
Familie, die gemeinsam die Gefahren auf der Flucht durchgemacht hat, unmittelbar nach der 
Ankunft in einem sicheren Zufluchtsland zu trennen und ein Familienmitglied zu verhaften, 
kann nur eine psychische und humanitäre Krise auslösen“ (Forum Asyl 2006: 17). Der 
Menschenrechtsbeirat Österreich meldet diesbezüglich sogar verfassungsrechtliche 
Bedenken an: „Die Trennung von Familien (Vater in Schubhaft, Mutter mit Kindern in das 
gelindere Mittel) ohne konkrete Anhaltspunkte dafür, dass sich die gesamte Familie 
anderenfalls dem Verfahren entziehen würde, erscheint grundrechtlich äußerst bedenklich.“ 
(MRB 2007a: 1).  
 
Als eine der negativsten Konsequenzen der neuen Fremdenrechtsbestimmungen 
wird jedoch die nun mögliche Inhaftierung von Traumatisierten37 gesehen. Denn mit 
                                            
37
 Unter einem psychischen Trauma versteht man ein „vitales Diskrepanzerlebnis zwischen 
bedrohlichen Situationsfaktoren und den individuellen Bewältigungsmöglichkeiten, das mit Gefühlen 
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der Ausweitung der Haftgründe unter den Ziffern 2 und 4 des § 76 Abs. 2 FPG kann 
nun auch diese besonders verwundbare Gruppe von AsylwerberInnen in Schubhaft 
genommen werden. Nach Ansicht der meisten ExpertInnen verstößt diese 
Bestimmung gegen die Richtlinie der EU zur Aufnahme von AsylwerberInnen, die 
besagt, dass sowohl in der Unterbringung als auch in der medizinischen Versorgung 
„die spezielle Situation von besonders schutzbedürftigen Personen wie (…) Personen, die 
Folter, Vergewaltigung oder sonstige schwere Formen psychischer, physischer oder 
sexueller Gewalt erlitten haben“ berücksichtigt werden muss (Art. 17 Richtlinie 
2003/9/EG).38 Eine geeignete Unterkunft erscheint die Schubhaft jedoch kaum, vor 
allem wenn man ihre potentiell negativen Folgen für Traumatisierte bedenkt (vgl. 
Kapitel 5.4). Österreich wurde deshalb bereits mehrfach vom Europäischen Komitee 
zur Verhütung von Folter und unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder 
Strafe (CPT) ermahnt, dass es zumindest eine angemessene psychologische und 
psychiatrische Betreuung gewährleisten müsse (vgl. zuletzt CPT 2005: 28). Der 
Menschenrechtsbeirat stellte daraufhin in Konsequenz fest, dass „traumatisierte 
Personen mangels adäquater Betreuung in PAZ nicht angehalten werden können“ (MRB 
2002: 68), da keines der Polizeianhaltezentren über eine professionelle 
psychologische oder psychiatrische Betreuung verfüge und außerdem „die Anhaltung 
von traumatisierten Personen schon unter Erwägungen der Menschenrechte nicht haltbar 
sein kann“ (ebd.: 68). Er empfahl daher dem Bundesministerium für Inneres bereits im 
Jahr 2002, gesetzlich die Inschubhaftnahme von Traumatisierten zu untersagen. 
Nach Angabe des Leiters der Abteilung Fremdenpolizei im Innenministerium gibt es 
diesbezüglich auch eine strenge Regelung: „Es gibt ein ganz klares Regime im 
gesamten ärztlichen Bereich, wie mit Personen umzugehen ist, die angeben, traumatisiert zu 
                                                                                                                                        
von Hilflosigkeit und schutzloser Preisgabe einhergeht und so eine dauerhafte Erschütterung von 
Selbst- und Weltverständnis bewirkt“ (Fischer/Riedesser 2003: 82). Als typische Auslöser eines 
Traumas gelten Situationen wie Krieg, Folter, Vergewaltigung und Gewalt, aber auch 
Naturkatastrophen und Unfälle. Entscheidend sind dabei die Plötzlichkeit und Unfassbarkeit des 
Ereignisses in Verbindung mit der Heftigkeit und Intensität der Situation (vgl. Ubben 2001: 78). Die 
Psyche der Betroffenen reagiert auf ein Trauma zumeist mit einer akuten oder Posttraumatischen 
Belastungsstörung (vgl. ebd.: 79). Sekundäre Stressfaktoren wie Flucht, fehlende Existenzsicherung 
und fehlender Schutz können diese noch verstärken (vgl. Huber 2005: 83; zu den Symptomen einer 
Belastungsstörung siehe Internationale Klassifizierung von Krankheiten der WHO ICD-10 F43.0 und 
F43.1 auf http://apps.who.int/classifications/apps/icd/icd10online/; vgl. dazu auch Salzer 2007: 56f). 
38
 Zur Kritik vgl. unter anderem die Stellungnahme zum Entwurf des Asylgesetzes 2005 des 
Netzwerks für Interkulturelle Psychotherapie nach Extremtraumatisierung (S2/SN-259/ME XXII. GP). 
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sein. Es gibt bei sämtlichen Fremdenpolizeibehörden erster Instanz Listen mit Ärzten, die für 
die Traumaexploration zuständig sind, und wenn eine Person traumatisiert ist und festgestellt 
wird, dass sie nicht haftfähig ist, dann ist sie nicht in Schubhaft zu nehmen“ (Interview mit 
Berndt Körner, zitiert nach Salzer 2007: 94)39. Schubhaftbetreuungsorganisationen und 
das Forum Asyl geben dazu jedoch an, dass diese Regelung von den zuständigen 
Behörden nicht durchwegs befolgt wird und auch dann traumatisierte 
AsylwerberInnen angehalten werden, wenn sie bereits bei der Inhaftierung ein 
entsprechendes psychiatrisches Gutachten vorlegen können (vgl. Salzer 2007: 93ff 
und  Forum Asyl 2006: 20).  
 
5.3 Haftbedingungen in der Schubhaft 
Die Bedingungen, unter denen Schubhäftlinge in den österreichischen 
Polizeianhaltezentren angehalten werden, wurden vom CPT nach seinem letzten 
Österreichbesuch im Jahr 2004 deshalb auch als „völlig unakzeptabel“ (CPT 2005: 23) 
bezeichnet. Vor allem die fehlenden Beschäftigungsmöglichkeiten, die viel zu kurze 
Zeit außerhalb der Zellen, die eingeschränkten Kontaktmöglichkeiten zur Außenwelt, 
die geringe Qualifikation (z.B. bezüglich Fremdsprachenkenntnisse) und 
Unterbesetzung der WachebeamtInnen, die unzureichende medizinische Betreuung 
der Häftlinge und der schwierige Zugang zu Rechtsberatung und –information 
wurden kritisiert (vgl. ebd.: 19ff). Das Bundesministerium für Inneres reagierte im 
Jahr 2005 auf die wiederholte Kritik des CPT, aber auch des 
Menschenrechtsbeirates mit einer Novellierung der Anhalteordnung (AnhO), die die 
Bestimmungen für den Vollzug der Schubhaft festlegt. Dabei wurde vor allem ein 
Bekenntnis zum offenen Vollzug40 abgelegt und das Recht auf Schubhaftbetreuung 
durch dafür vom Ministerium verpflichtete Organisationen verankert (vgl. MRB 2008: 
21, §5a und §21 Abs.3 Z.4 AnhO). Tatsächlich wurden jedoch nur in sehr wenigen 
Anhaltezentren offene Stationen eingeführt, und auch dort hat nur ein gewisser Teil 
der Häftlinge Zugang dazu. Die Mehrzahl der Schubhäftlinge wird also nach wie vor 
                                            
39
 Das Interview mit Mag. Berndt Körner, Leiter der Abteilung II/3 (Fremdenpolizei und 
Grenzkontrollwesen) des Bundesministeriums für Inneres, wurde im Juli 2007 im Rahmen einer 
Untersuchung der Verfasserin der vorliegenden Arbeit zum Thema Schubhaftbetreuung durchgeführt.  
40
 Der offene Vollzug bezeichnet die Anhaltung von Schubhäftlingen in so genannten offenen 
Stationen, in der die Zellentüren tagsüber geöffnet sind und Schubhäftlinge sich frei zwischen Zelle 
und Aufenthaltsräumen bewegen können (vgl. u.a. MRB 2008b: 85). 
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in geschlossenem Vollzug angehalten, eine Form der Anhaltung, „die man schlicht als 
„Wegsperren“ beschreiben muss“ (vgl. MRB 2008b: 86). Der Menschenrechtsbeirat 
kommt daher auch drei Jahre nach der Kritik des CPT zu dem Schluss, dass sich 
trotz leichter Verbesserungen nur wenig in den Anhaltebedingungen geändert hat: 
„Nach wie vor sehr viele, zum Teil krasse, menschenrechtliche Mängel gibt es allerdings – 
unverändert – im Bereich der Schubhaft. Es fehlt an adäquater Beschäftigung für 
Schubhäftlinge ebenso wie an deren ausreichender Information über ihre tatsächliche und 
rechtliche Lage, die medizinische Betreuung ist zum Teil schlicht mangelhaft, nach wie vor 
gibt es so gut wie kein sprachkundiges Personal, die vor Ort tätige Schubhaftbetreuung kann 
all diese Mängel nicht wettmachen. Mehrfach wurden zudem Häftlinge in Schubhaft 
angetroffen, die so offenkundig krank und akut behandlungsbedürftig waren, dass ihre 
Anhaltung in Haft als unverhältnismäßig einzustufen war. Teilweise vorgenommene bauliche 
Verbesserungen konnten oft nicht für eine Verbesserung der Haftsituation genutzt werden, 
weil es (stellenweise chronisch) an Personal mangelt“ (ebd.: 82).  
 
Die Bedingungen in den Polizeianhaltezentren sind häufig bei weitem härter als jene 
des Strafvollzugs, und das, obwohl Schubhaft als rein dem Sicherungszweck 
dienende Anhaltung keinen Strafcharakter haben sollte. Dies ist nicht zuletzt darauf 
zurückzuführen, dass Schubhaft in ehemaligen Polizeigefangenenhäusern vollzogen 
wird, die nur für kurzfristige Verwahrungen und Verwaltungsstrafhaften, jedoch nicht 
für monatelange Anhaltungen konzipiert wurden (vgl. Schumacher/Peyrl 2006: 313 
und u.a. MRB 2008a: 12). Viele der Polizeianhaltezentren sind zudem baufällig und 
generell in schlechtem Zustand. Doch auch dort, wo Renovierungen und bauliche 
Veränderungen vorgenommen wurden, bleibt der Gefängnischarakter erhalten (vgl. 
Salzer 2007: 71). In jenen PAZ, wo der offene Vollzug noch nicht eingeführt wurde, 
werden Häftlinge bis zu 23 Stunden am Tag in ihre Zelle eingesperrt und „zum 
Nichtstun genötigt“ (MRB 2008b: 86, vgl. auch CPT 2005: 23). Auch im offenen Vollzug 
werden die Zeiten der „offenen Zellentüren“ sehr beschränkt (vgl. MRB 2008b: 85). In 
einer Zelle werden zwischen einer und acht Personen untergebracht, die Größe der 
Zelle variiert dabei von 5 bis 40 Quadratmetern, wobei teilweise die vom CPT 
empfohlene Mindestgröße von 4 m2 pro Person unterschritten wird (vgl. CPT 2005: 
23). Die Ausstattung der Zellen beschränkt sich zumeist auf Betten, Tische, Stühle, 
ein Waschbecken und eine Toilette, die oft weder durch Sichtschutz, noch baulich 
vom Rest der Zelle abgetrennt ist (vgl. CPT 2005: 21ff).  
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Die Aufenthaltsräume für Häftlinge im geschlossenen Vollzug, die während des 
einstündigen Hofgangs aufgesucht werden können, sind meist mit Tischtennis- oder 
Tischfußballgeräten und in seltenen Fällen auch mit Fitnessgeräten ausgestattet, 
können jedoch aus Mangel an Aufsichtspersonal häufig nicht benutzt werden (vgl. 
ebd.: 23ff und MRB 2008b: 87ff). Die Aufenthaltsräume im offenen Vollzug sind 
besser eingerichtet: Zumeist stehen eine kleine Küche, ein Telefonapparat, visuelle 
Medien und einige Freizeit- bzw. Sportgeräte zur Verfügung (vgl. MRB 2008b: 85). 
Duschen dürfen zumindest von Männern meist nur zweimal pro Woche aufgesucht 
werden, was vor allem in der heißen Jahreszeit oft als Belastung empfunden wird. 
Frauen dürfen hingegen in der Regel täglich duschen (vgl. CPT 2005: 20ff und 
Salzer 2007: 71). Einmal täglich steht es zudem allen Häftlingen zu, sich während 
einer Stunde im Freien zu bewegen – für Häftlinge im geschlossenen Vollzug stellt 
dies oft die einzige Möglichkeit dar, ihre Zelle zu verlassen, denn auch das Essen 
wird ob des Mangels an Speisesälen in der Zelle zu sich genommen (vgl. Salzer 
2007: 71). Anderweitige Beschäftigungsmöglichkeiten haben Schubhäftlinge kaum, 
obwohl „Beschäftigung in unterschiedlicher Art als positives Element der Anhaltung 
anzusehen und von der Behörde durch entsprechende Anregungen und Angebote zu fördern 
(ist)“ (§15 Abs.1a AnhO). Laut Anhalteordnung sind jedenfalls Fernsehen und 
Radiohören, das Lesen von Büchern, Zeitschriften und Zeitungen und das Spielen 
von Gesellschafts- und Kartenspielen erlaubt, wenn dadurch die Sicherheit nicht 
gefährdet wird (vgl. §15 AnhO). Ebenso dürfen Häftlinge unentgeltlich Hausarbeit 
verrichten (vgl. §16 AnhO). Doch in der Umsetzung in den Polizeianhaltezentren 
sieht es anders aus: Die Arbeitsmöglichkeiten sind auf sehr wenig Häftlinge 
beschränkt, vor allem im geschlossenen Vollzug gibt es nur äußerst selten Fernseh- 
oder Radiogeräte, die zudem meist nur über deutsche Kanäle verfügen, es fehlt an 
fremdsprachigem Lesestoff, und Gesellschaftsspiele müssen von den Häftlingen 
selbst besorgt werden. Das CPT stellt daher auch fest, dass „die große Mehrheit der 
Ausländer den Hauptteil des Tages eingesperrt und untätig in ihren Zellen“ (CPT 2005: 23) 
verbringt. Auch der Menschenrechtsbeirat kritisiert, dass Schubhäftlinge in den PAZ 
„kaum sinnvolle Beschäftigungsmöglichkeiten vorfinden, kaum auf sprachkundiges Personal 
treffen, häufig den größten Teil des Tages in ihren Zellen eingeschlossen sind (…), kaum 
Möglichkeit zu selbstständigem Handeln (…) haben“ (MRB 2008b: 95). Die Forderungen 
des CPT, dass Schubhäftlinge wie auch im Strafvollzug Zugang zu 
Ausbildungsmöglichkeiten haben sollten (vgl. Morgan/Evans 2001: 103f), 
Fernsehapparate und offene Stationen kein Ersatz für sinnvolle Aktivitäten sein 
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dürfen und Arbeiten anspruchsvoll sein und entlohnt werden müssen, wurden bis 
dato noch nicht umgesetzt. Nach Kriebaum (2000) macht sich Österreich daher 
wegen des kumulativen Auftretens fehlender Beschäftigungsmöglichkeiten der 
unmenschlichen und erniedrigenden Haftbedingungen schuldig (vgl. Kriebaum 2000: 
344ff). 
 
Zusätzlich zu der „verordneten Langeweile“ werden die Kontaktmöglichkeiten nach 
außen massiv eingeschränkt: Telefongespräche sind meist nur während festgelegter 
Zeiten und unter Aufsicht möglich. Mobiltelefone der Häftlinge werden zu Beginn der 
Anhaltung beschlagnahmt (vgl. CPT 2005: 31). Die Kosten für die Telefonate 
müssen von den Häftlingen selbst übernommen werden, bei mittellosen Häftlingen 
gestattet das Polizeianhaltezentrum eine einmalige Kontaktaufnahme mit 
Botschaften, Angehörigen, RechtsvertreterInnen und Behörden unentgeltlich (vgl. § 
19 AnhO). Besuche von Freunden oder Familie sind nur einmal pro Woche für eine 
halbe Stunde während der zweimal wöchentlich stattfindenden Besuchszeiten 
erlaubt (vgl. §21 Abs.2 AnhO). Die BesucherInnenräume sind dabei meist mit 
Plexiglas und Telefonhörern ausgestattet, was Berührungen unmöglich macht; 
mehrfache Empfehlungen seitens des CPT, BesucherInnenräume ohne Trennwände 
zu gestalten, blieben in vielen PAZ ungehört (vgl. Kriebaum 200: 311f). Besuche von 
SchubhaftbetreuerInnen dürfen während der Amtsstunden erfolgen, 
RechtsvertreterInnen dürfen jederzeit empfangen werden (vgl. §21 Abs.3 AnhO). 
Aber obwohl die Kontaktaufnahme und der Besuch von RechtsanwältInnen erlaubt 
sind, wird Schubhäftlingen in der Praxis kein effektiver Zugang zu einer 
Rechtsvertretung gewährt, was immer wieder sowohl von NGOs als auch vom 
Menschenrechtsbeirat heftig kritisiert wird. Denn Schubhaftbetreuungs-
organisationen, die für Häftlinge oft die einzige Kontaktmöglichkeit zur Außenwelt 
sind, ist es vertraglich untersagt, Rechtsberatung durchzuführen und eine 
anderweitige kostenlose Rechtsvertretung (z.B. von anderen NGOs) ist bis dato nicht 
vorgesehen (vgl. MRB 2008c: 13ff). Schubhäftlinge sind jedoch, so der 
Menschenrechtsbeirat, „wegen ihrer Sprach- und Rechtsunkundigkeit, der Haftsituation, 
ihres anderen Kultur- und Rechtsverständnisses, sowie ihrer Mittellosigkeit de facto nicht in 
der Lage, Rechtsschutzdefizite aus eigener Initiative und auf eigene Kosten auszugleichen“ 
(MRB 2008c: 5). Schubhäftlinge verfügen in der Regel also weder über die Mittel, sich 
einen kostenpflichtigen Rechtsbeistand zu leisten, noch können sie mit ihm sprechen 
und wissen zusätzlich oft nicht einmal, dass sie das Recht auf Rechtsvertretung 
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haben (vgl. MRB 2007b: 89). Sowohl das CPT als auch der Menschenrechtsbeirat 
und Flüchtlings-NGOs haben daher bereits mehrfach die Einrichtung einer 
kostenlosen Rechtsvertretung für Schubhäftlinge verlangt, um internationalen 
Haftstandards und der Menschenrechtskonvention zu entsprechen. Die Antwort des 
Bundesministeriums für Inneres auf eine diesbezügliche Empfehlung des 
Menschenrechtsbeirats fiel bis dato negativ aus: „Die Umsetzung dieser Empfehlung ist 
aus der Sicht der Sektion III problematisch. Einerseits wird damit in die Verfahrensfunktion 
eingegriffen und andererseits scheint die Schubhaftbetreuung ausreichend zu sein. Prüfung 
erfolgt. Die Umsetzung der Empfehlung ist nicht effizient“ (zit. nach MRB 2008a: 90). Das 
Forum Asyl (2006) schließt daraus, dass das Innenministerium mehr an effizienten 
Abschiebungen als einem effizienten Rechtsschutz für Schubhäftlinge interessiert ist 
und bezeichnet diese Vorgehensweise als rechtsstaatlich sehr bedenklich (vgl. 
Forum Asyl 2005: 22). 
 
Ebenso der Kritik unterliegt oft die medizinische Betreuung der Häftlinge. Diese wird 
in der Schubhaft durch AmtsärztInnen und SanitäterInnen gewährleistet (vgl. §10 
Abs.1 AnhO). Wenn nötig, können Häftlinge auch in ein Krankenhaus gebracht 
werden und dort unter polizeilicher Bewachung behandelt werden (vgl. §78 Abs.6 
und 7 FPG). Um seiner Schutzpflicht nach der Europäischen Menschenrechts-
konvention (EMRK) nachzukommen, muss der Staat den in Polizeigewahrsam 
befindlichen Personen eine seinem Wohlfahrtssystem entsprechende Heil-
behandlung zukommen lassen (vgl. MRB 2007c: 15). Doch obwohl das 
Bundesministerium für Inneres versucht, die Gesundheitsversorgung in der 
Schubhaft zu verbessern (so wurde z.B. in der Novellierung der Anhalteordnung die 
Beiziehung von DolmetscherInnen als Kann-Bestimmung aufgenommen und die 
Polizeianhaltezentren angewiesen, die Zusammenarbeit mit PsychiaterInnen durch 
Abschluss von Honorarverträgen zu forcieren), ist die medizinische Betreuung von 
Schubhäftlingen von jener, die Personen in Freiheit zukommt, noch weit entfernt (vgl. 
ebd.: 21). Bemängelt werden unter anderem das Fehlen von geeignetem 
Pflegepersonal, Ressourcenmangel und die Nichthinzuziehung von 
DolmetscherInnen bei der Anamnese (vgl. ebd.: 22 und CPT 2005: 26). So kommt 
der Menschenrechtsbeirat zu dem Schluss, dass „die medizinische Versorgung von 
Personen, die in Polizeianhaltezentren in Schubhaft angehalten werden, (…) weiterhin als 
mangelhaft zu bezeichnen [ist], das System scheint über weite Strecken strukturell 
überfordert, Ressourcenmängel werden überdeutlich und führen zur Gefahr, dass die Haft an 
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sich zu einer erheblichen Verschlechterung des Gesundheitszustandes beiträgt.“ (MRB ebd.: 
90). 
 
Vor allem aber wird das Verhältnis zwischen ÄrztInnen und Schubhäftlingen als 
PatientInnen kritisiert: ÄrztInnen würden keinerlei Notwendigkeit sehen, mit 
Schubhäftlingen zu kommunizieren und diese über ihren Gesundheitszustand und 
die Behandlung aufzuklären (vgl. MRB 2007c: 34), hätten keinerlei Verständnis für 
psychosomatische Erkrankungen oder Einfühlungsvermögen für ihre PatientInnen 
(vgl. Salzer 2007: 72). Die Ursachen dafür liegen hierbei vor allem in der 
Vermengung von gutachterlichen und kurativen Tätigkeiten der AmtsärztInnen: Sie 
sollen die Haftfähigkeit41 der Schubhäftlinge feststellen, sie aber gleichzeitig auch 
behandeln. Dadurch wird „eine empathische Einstellung den Patienten gegenüber 
erschwert und die Betreuung von kranken Angehaltenen leidet. Dass Amtsärzte in ihrer 
Funktion als Amtssachverständige quasi als verlängerter Arm der Behörde agieren, steht zu 
einem vertraulichen Arzt – Patienten Verhältnis in einem unauflösbaren Widerspruch. Die 
dem Amtsarzt zukommende Doppelfunktion führt zudem zu einem nicht zu vereinbarenden 
Interessenkonflikt“ (MRB 2008b: 93). Besonders deutlich wird dies im Umgang mit 
Häftlingen, die in Hungerstreik treten, sich Selbstverletzungen zufügen oder 
Suizidversuche begehen. Nicht Verzweiflung, Angst, psychische Krisen oder ein 
„Hilfeschrei“ (Salzer 2007: 87), sondern vielmehr der Versuch eines „Freipressens“ oder 
schikanöse Absichten gegenüber BeamtInnen und ÄrztInnen werden hinter 
Selbstbeschädigungen vermutet (vgl. MRB 2007b: 90 und 2008b: 89f). Auch das 
CPT ortet eher einen strafenden, als einen heilenden oder therapeutischen 
Charakter in der Behandlung hungerstreikender oder sich selbstverletzender 
Häftlinge (vgl. CPT 2005: 27). Der Menschenrechtsbeirat beobachtet dabei 
„Tendenzen einer Subkultur, in der Warnsignale nicht gesehen werden können, weil die 
Wahrnehmungsschwelle durch Voreingenommenheit und Vorverurteilungen bereits massiv 
verzerrt ist“ (MRB: 2007b: 93).  
 
Insgesamt kann die Haftsituation für AsylwerberInnen und Fremde in Schubhaft 
daher aus menschenrechtlicher Sicht als äußerst bedenklich eingestuft werden. Zu 
diesem Schluss kommt auch der Menschenrechtsbeirat, der vor allem im Jahr 2006 
noch eine Verschlechterung der Lage beobachtet: „Die Intensität des Freiheitsentzugs, 
                                            
41
 Da Schubhaft keine Strafhaft ist, dürfen Menschen nur dann angehalten werden, wenn es ihr 
gesundheitlicher Zustand erlaubt, sie also haftfähig sind (vgl. §7 AnhO). 
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der zT krasse Mangel an Information, adäquater Beschäftigung, Bewegung, Kontakt nach 
außen, ja sogar Hygiene und adäquater Nahrung sind dem Haftzweck (Beendigung des 
unrechtmäßigen Aufenthaltes in Österreich, somit aber einer bloßen 
Verwaltungsübertretung) in keiner Weise angemessen; die Tatsache, dass die 
Anhaltebedingungen für Menschen, die in Schubhaft angehalten werden, damit deutlich 
schlechter sind als für den größten Teil der Strafhäftlinge in Österreich stellt eine der 
gravierendsten menschenrechtlichen Mängel dar. Unter den derzeitigen Umständen ist 
insbesondere die Anhaltung von besonders verletzlichen Gruppen (Frauen, Traumatisierte 
und Minderjährige) ohne dauernde Verletzung von Menschenrechten eigentlich nicht möglich 
(ebd.: 89f). Welche Auswirkungen eine derartige Haftsituation auf AsylwerberInnen 
hat, soll im nächsten Kapitel beschrieben werden. 
 
5.4 Psychosoziale Auswirkungen für AsylwerberInnen 
Die psychischen und sozialen Auswirkungen oben beschriebener Haftbedingungen 
und der fremden- und asylrechtlichen Bestimmungen an sich sind nicht 
verallgemeinerbar, da sie unter anderem von der psychischen und physischen 
Disposition, familiärer und sonstiger Unterstützung, Zukunftsperspektiven und der 
Länge der Anhaltung abhängen. AsylwerberInnen, die womöglich gerade erst Krieg, 
Folter oder Verfolgung entkommen sind und die Strapazen der Flucht überstanden 
haben (vgl. Kapitel 5.2) und oft das gesamte Zulassungsverfahren in Schubhaft 
verbringen (vgl. Kapitel 5.1), werden die Haft jedoch anders erleben, als 
MigrantInnen, die nur zum Zwecke der kurz bevorstehenden Abschiebung 
angehalten werden. Deshalb soll an dieser Stelle versucht werden, mögliche 
psychische Konsequenzen einer restriktiven „Einsperrpolitik“ für Schutzsuchende 
aufzuzeigen, welche auch das Forum Asyl zum Start der Kampagne Flucht ist kein 
Verbrechen veranlasste (vgl. www.fluchtistkeinverbrechen.at). 
 
Haft „als Ganzes stellt (…) eine nahezu jeden Lebensbereich erfassende Reduktion 
möglicher Vielfalt und Eigenbestimmung dar“ (Wagner 1985: 85). Der Haftalltag lässt 
keinerlei Raum für Selbstbestimmung: Aufstehen, Schlafengehen, Essen, 
Körperpflege, Besuche und körperliche Betätigung finden unter Bewachung statt und 
können zudem nur unter fremdbestimmten und festgesetzten Zeiten stattfinden. 
Grundbedürfnisse wie Anerkennung, Autonomie, Sicherheit, Leistung oder 
physisches und psychisches Wohlbefinden können in der Haft nicht befriedigt 
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werden. Am schmerzhaftesten und folgenreichsten ist jedoch nach Kette (1991) der 
Verlust der Handlungsfreiheit: „Der Verlust der Freiheit ist (…) ein doppelter – zum einen 
sind es die Mauern und Gitter, die den Insassen von der Gesellschaft isolieren, zum andern 
die Verhaltensregeln innerhalb der Institution. (…) Der Verlust der Selbstbestimmung und 
Wahlfreiheit [ist] eine belastende Erfahrung, die mit einer massiven Bedrohung des 
Selbstbildes und Selbstvertrauens verbunden ist “ (Kette 1991: 75).  
 
In der Schubhaft kommen zu dieser Situation noch die fehlende Rechtskenntnis der 
Insassen, die Sprachbarriere, der mangelnde Kontakt nach außen und die 
Ungewissheit über Dauer und Ausgang des Verfahrens erschwerend hinzu (vgl. 
MRB 2007b: 93 und 2008: 89). Viele Schubhäftlinge werden zudem nicht über den 
Grund der Schubhaft aufklärt und verstehen nicht, warum sie inhaftiert werden, 
obwohl sie keine Straftat begangen haben. Dadurch wird oft sowohl das 
Selbstvertrauen als auch das Vertrauen in die Behörden zutiefst erschüttert (vgl. 
MRB 2008: 89f und Salzer 2007: 73). Dies trifft vor allem für AsylwerberInnen – und 
hier in besonderem Maße für jene, die zuvor Opfer von Krieg, Folter oder Gewalt 
wurden – zu, die anstatt den erwarteten Schutz zu finden, sich plötzlich mit Haft und 
drohender Abschiebung konfrontiert sehen. AsylwerberInnen befinden sich nach 
ihrer Ankunft unter dem Eindruck ihrer Verfolgungs-, Flucht- und Einreiseerlebnisse 
in einem Erschöpfungszustand und benötigend dringend Erholung, Ruhe und 
Sicherheit, um keine langfristigen psychischen Schäden davonzutragen (vgl. Ubben 
2001: 206). Mit ihrer Inhaftierung direkt nach der Asylantragsstellung wird ihnen 
diese Möglichkeit nicht gegeben.  
 
Für Traumatisierte kann Schubhaft erhebliche und langfristige psychische 
Beeinträchtigungen bewirken. Die Haftsituation ist für sie „als stark isolierend, 
bedrohlich, schutzlos, rücksichtslos und gefährlich charakterisierbar. Sie ist (…) aus 
psychosozialen Aspekten nicht verantwortbar“ (Ubben 2001: 108f). Traumatisierte 
Menschen brauchen zur Stabilisierung so viel Information und 
Mitgestaltungsmöglichkeiten wie möglich und einen Ort der Orientierung, wo sie nicht 
von Erinnerungsbildern und Ängsten überflutet werden, um wieder etwas Boden 
unter den Füßen gewinnen zu können (vgl. Egger 2003: 141). In der Schubhaft 
finden sie genau das Gegenteil vor. Der Verlust des im Herkunftsland entwickelten 
Tagesrhythmus und der Möglichkeit, diesen selbst zu gestalten, die Beobachtung 
und die Kontrolle durch das Wachpersonal, die erzwungene Konfrontation mit 
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(Körper-)Kontakt, Nähe und Distanz und das Nichtvorhandensein eines 
Rückzugraums und eines sicheren Ortes können traumabedingt verheerende Folgen 
haben und zur Auflösung der Identität führen (vgl. Ubben 2001: 108). Die in der 
Schubhaft empfundene Ohnmacht und Angst führt bei Traumatisierten jedenfalls 
beinahe zwangsläufig zu einer Verschärfung der psychischen Krisensituation und zu 
Retraumatisierung (vgl. S2/SN-259/ME XXII.GP42: 4). Besonders groß ist die Gefahr 
für jene, die zuvor in ihrem Heimatland Opfer von Folter wurden: „Menschen, die in 
Gefängnissen Folter erlitten haben, werden Gefängnisse immer wieder mit dieser 
schrecklichen Erfahrung verknüpfen und daher massive Angst und Furcht erleben. 
Psychisch unterscheidet sich diese Form des Leidens kaum von der ursprünglichen 
Erfahrung der Folter – die kaum erträgliche Erinnerung und die damit verbundenen 
Emotionen werden durch das erneute Inhaftiertsein wieder lebendig. (…) Schubhaft für 
Folteropfer nimmt massive psychische Qual für die Betroffenen in Kauf“ (Preitler 2006: 8).  
 
Doch nicht nur für Traumatisierte, sondern auch für zuvor gesunde AsylwerberInnen 
kann Schubhaft ernsthafte psychische Beeinträchtigungen mit sich bringen. Das 
Unverständnis über die Inhaftierung, der Zwang zum untätigen Warten, die fehlende 
Sicherheit, die Ungewissheit über die Zukunft, die Feindseligkeit und Demütigungen 
des Wachpersonals (vgl. MRB 2007b: 88f), etc. können zu einem psychischen 
Rückzug, Panikhandlungen und -störungen, Angstreaktionen, psychosomatischen 
Erkrankungen, Depressionen und Psychosen führen (vgl. Egger 2003: 143 und 
Salzer 2007: 73). Im Jahr 2006 hat sich die Zahl der Suizidversuche und 
Selbstverletzungen auch dementsprechend erhöht (vgl. Döring 2006: 12). 
 
                                            
42
 Stellungnahme des Netzwerks für Interkulturelle Psychotherapie nach Extremtraumatisierung zum 
Entwurf des Asylgesetz. 
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6 Die Untersuchung  
Nachdem nun die Situation erörtert wurde, der AsylwerberInnen im Jahr 2006 
ausgesetzt waren und die das Forum Asyl veranlasste, die Kampagne Flucht ist kein 
Verbrechen zu starten, soll nun die Konzeption und Durchführung der Kampagne 
untersucht werden. Welche Forschungsfragen und Thesen die Untersuchung 
angeleitet haben und welche Methode zur Auswertung herangezogen wurde, wird 
dabei in den nächsten Kapiteln erklärt. 
 
6.1 Forschungsleitende Fragen 
Wie bereits eingangs ausgeführt (vgl. Kapitel 1), soll in der vorliegenden Arbeit 
untersucht werden, wie advocacy-Kampagnen im Flüchtlingsbereich in Österreich 
konzipiert werden, was ihre Planung beeinflusst und inwieweit die Vorbereitung 
kommunikationswissenschaftlichen Planungsprozessen entspricht. Daraus sollen 
Lehren gezogen werden, wie entsprechende Kampagnen aufgebaut werden sollten, 
damit sie ihre gewünschte Wirkung erzielen. 
 
Nachdem zu advocacy-Kampagnen aus kommunikationswissenschaftlicher Sicht nur 
sehr wenig Literatur verfügbar ist und Kampagnen zum Wohle von Flüchtlingen in 
Österreich noch so gut wie gar nicht erforscht sind, wird zur Beantwortung dieser 
Fragen die Kampagne Flucht ist kein Verbrechen als eine der aktuellsten 
Kampagnen im Flüchtlingsbereich Österreichs stellvertretend für andere untersucht.  
 
Nach der Aufbereitung der theoretischen und methodischen Grundlagen von 
Öffentlichkeit, Öffentlichkeitsarbeit und dem Prinzip advocacy haben sich dabei 
folgende zentrale Fragen für die Untersuchung der Kampagne ergeben: 
• Was wollte die Kampagne erreichen? 
• Mittels welcher Strategien sollte dieses Ziel erreicht werden? 
• Inwieweit entsprach die Kampagne dem unter Punkt 4.2 skizzierten 
Kampagnenprozess? 
• Inwieweit entsprach das Ergebnis der Kampagne dem gesetzten Ziel? 
• Welche Besonderheiten müssen im campaigning im Flüchtlingsbereich 
berücksichtigt werden? 
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• Welche Maßnahmen müssen ergriffen werden, um Kampagnen im 
Flüchtlingsbereich effektiver zu machen? 
 
6.2 Thesen zur Kampagne 
Aufgrund der zuvor angestellten Überlegungen zu Öffentlichkeit, Öffentlichkeitsarbeit 
und Kampagnenarbeit sind folgende Thesen zu advocacy campaigning im 
Flüchtlingsbereich entstanden: 
 
1. Advocacy-Kampagnen im Flüchtlingsbereich wollen eine Gegenöffentlichkeit 
zum öffentlichen Diskurs bilden und die (Menschen-)Rechte der 
AsylwerberInnen verteidigen. 
2. Verträge mit staatlichen Institutionen und Angst vor dem Verlust von 
SpenderInnen beeinflussen das advokatorische Auftreten der 
Flüchtlingshilfsorganisationen. 
3. Aufgrund geringer Ressourcen im Flüchtlingsbereich kommen professionelle 
Methoden der Öffentlichkeitsarbeit im Planungsprozess der Kampagnen zu 
kurz. 
4. Aufgrund geringer Ressourcen im Flüchtlingsbereich können in der 
Kampagnenarbeit nicht alle notwendigen Maßnahmen ergriffen werden, um 
zum Ziel zu führen. 
5. Aufgrund der „herrschenden“ öffentlichen Meinung und der Macht des 
medialen und politischen Diskurses beinhalten advocacy-Kampagnen im 
Flüchtlingsbereich besonders emotionale Strategien.  
6. Advocacy-Kampagnen im Flüchtlingsbereich bedienen vor allem das Bild von 
AsylwerberInnen als Traumatisierte, Kranke und Hilfsbedürftige und beziehen 
AsylwerberInnen in die Konzeption der Kampagnen nicht ein. 
 
6.3 Die Methode 
Da die gegenständliche Arbeit vor allem die Konzeption von advocacy campaigns im 
Flüchtlingsbereich zum Gegenstand macht, wird das Hauptaugenmerk bei der 
Analyse der Kampagne besonders auf die Planung, nicht aber auf die Ergebnisse 
oder die Wirkung der Kampagne gelegt. Aus diesem Grund scheinen als empirische 
Forschungsmethode das ExpertInneninterview und als Analysemethode die 
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qualitative Inhaltsanalyse angebracht. Anhand der oben angeführten 
Forschungsfragen wurde daher ein Interviewleitfaden entworfen, und 5 ExpertInnen 
wurden interviewt. Zudem wurden die von den OrganisatorInnen zur Verfügung 
gestellten Sitzungsprotokolle, der interne Mailverkehr, sowie die Homepage 
analysiert.  
 
Die InterviewpartnerInnen wurden anhand ihrer Relevanz für die Kampagne 
ausgewählt. Sie können als ExpertInnen im Sinne der methodisch-relationalen 
konstruktivistischen Definition gesehen werden, nach der Experte/ExpertIn ist, wer 
relevantes Wissen über einen bestimmten Sachverhalt hat und Aufklärung und 
Faktenwissen zur Verfügung stellen kann (vgl. Bogner/Menz 2005: 40). Im Laufe der 
Vorbereitungen für die Untersuchung stellte sich heraus, dass die 
Öffentlichkeitsarbeits- bzw. Kommunikationsabteilungen der beteiligten 
Organisationen nur peripher in die Kampagnenarbeit einbezogen wurden, sondern 
diese vielmehr in der Hand der GeschäftsführerInnen oder LeiterInnen der 
Flüchtlingsabteilungen der jeweiligen Organisationen lag. Aus diesem Grund wurden 
die vier meistbeteiligten Personen auf Geschäftsführungsebene und jene 
Mitarbeiterin der Öffentlichkeitsarbeit, die am meisten in den Prozess involviert war43, 
interviewt: 
• Mag.a Karin Brandstötter, Öffentlichkeitsarbeit des Diakonie Flüchtlingsdiensts  
• Mag.a Andrea Eraslan-Weninger, Geschäftsführerin des Vereins Projekt 
Integrationshaus 
• Mag.a Anny Knapp, Obfrau des Vereins Asylkoordination Österreich 
• Mag. Christoph Riedl, Geschäftsführer des Diakonie Flüchtlingsdiensts 
• Mag.a Sibylle Wagner, Assistenz der Bereichsleiterin für Flüchtlings- und 
Migrationsfragen und Koordinatorin der Schubhaftbetreuung und 
Rückkehrberatung der Caritas Österreich 
 
Das Ergebnis der Interviews wird schließlich mittels einer qualitativen Inhaltsanalyse 
ermittelt. Dabei wurde nach dem von Gläser und Laudel (2004) empfohlenen 
Schema vorgegangen: Die Interviews wurden transkribiert, ihr Inhalt extrahiert, 
                                            
43
 Nach Angaben aller Befragten wäre dies eigentlich Frau Mag.a Gabi Ecker vom Integrationshaus 
gewesen. Diese stand jedoch leider aufgrund ihres Karenzurlaubs nicht für ein Interview zur 
Verfügung.  
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dieser den bereits zuvor - anhand des in Kapitel 4.2 vorgestellten 
Kampagnenprozesses - gebildeten Kategorien zugeordnet und die Ergebnisse 
schließlich reduziert und zusammengefasst (vgl. Gläser/Laudel 2004:193ff). Dort, wo 
besonders markante Zitate die Aussagen verdeutlichen können oder die 
InterviewpartnerInnen verschiedene Positionen vertreten, wurde die Ebene der 
reduzierten und zusammengefassten Aussagen wieder verlassen und Originalzitate 
wurden gebracht. Nach der gleichen Methode wurden auch die Informationen der 
untersuchten Unterlagen und der Homepage reduziert und denselben Kategorien 
zugeordnet. Anhand der dadurch gewonnenen Ergebnisse sollen schließlich oben 
genannte Thesen validiert und die Forschungsfragen beantwortet werden. 
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7 Die Analyse 
Die folgenden Kapitel behandeln nun die Ergebnisse, die mit der oben dargestellten 
Methode ermittelt werden konnten. Nach einer kurzen Vorstellung der 
OrganisatorInnen der Kampagne, wird zuerst nach der Motivation der AkteurInnen 
gesucht, die Kampagne zu starten, um anschließend die Konzeption der Kampagne, 
die Umsetzung der geplanten Maßnahmen in die Praxis, die Ergebnisse, die damit 
erzielt werden konnten und schließlich die Einschätzung der AkteurInnen selbst zum 
Kampagnenverlauf zu analysieren. Die Schlussfolgerungen, die daraus für den 
Untersuchungsgegenstand gezogen werden können, bilden den Abschluss des 
Kapitels. 
 
7.1 Die AkteurInnen der Kampagne 
Die Kampagne Flucht ist kein Verbrechen wurde von der NGO-Plattform „Forum 
Asyl“ veranstaltet. Das Forum Asyl ist ein Zusammenschluss der größten 
Flüchtlingshilfsorganisationen und wurde im Jahr 1997 gegründet. Zu seinen 
Zielsetzungen zählen die Wahrung des Flüchtlingsschutzes in Österreich und die 
Vertretung der Interessen und Bedürfnisse von AsylwerberInnen. In diesem Sinne 
kann das Forum Asyl als advocacy-Organisation für AsylwerberInnen in Österreich 
bezeichnet werden (vgl. Kapitel 3.1.1).  
 
Folgende Organisationen gehören der Plattform an: 
• Amnesty International Österreich 
• Asylkoordination Österreich44 
• Caritas  
• Diakonie 
• Integrationshaus 
• Österreichisches Rotes Kreuz 
• Volkshilfe 
 
                                            
44
 Die Asylkoordination Österreich vertritt in ihrer Mitgliedschaft im Forum Asyl auch ihre Mitglieder 
(wie z.B. Asyl in Not, ZEBRA, ISOP etc.) 
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Im Forum Asyl werden die Mitgliedsorganisationen durch die jeweiligen 
GeschäftsführerInnen oder BereichsleiterInnen der Flüchtlingsabteilungen vertreten. 
Der Vorsitz des Forums rotiert dabei in halbjährlichem Abstand. Im Zeitraum der 
Kampagne hatten zunächst die Caritas und dann das Integrationshaus den Vorsitz. 
 
7.2 Warum eine Kampagne? 
Die Motivation, eine Kampagne zu starten, lag für das Forum Asyl vor allem in der 
hohen Zahl der AsylwerberInnen in Schubhaft: Mit der Einführung des neuen 
Fremdenrechtpakets wurden plötzlich äußerst viele AsylwerberInnen noch während 
des Zulassungsverfahrens inhaftiert. Ohne Einzelfallprüfung verhängte die 
Fremdenpolizei Schubhaft gegen Minderjährige, Alte, Traumatisierte und Kranke und 
trennte Familien, indem sie die Väter inhaftierte und die Mütter und Kinder in 
Pensionen unterbrachte (vgl. Interview mit C. Riedl). Die Polizeianhaltezentren waren 
mit einem Mal voll und die Haftbedingungen dort verheerend. Vor allem für 
Traumatisierte war diese Situation unerträglich: Für sie kann Haft verheerende 
psychische Konsequenzen haben und zu Retraumatisierung führen. Viele 
AsylwerberInnen waren zudem in einer schlechten körperlichen Verfassung und 
konnten in Schubhaft nicht adäquat medizinisch versorgt werden (vgl. Interview mit 
S. Wagner und A. Knapp). Zudem zeigte ein Wahrnehmungsbericht, den das Forum 
Asyl zu den Auswirkungen des neuen Fremdenrechtpaketes erstellte, dass 
AsylwerberInnen in Schubhaft keinen Zugang zu einem fairen Asylverfahren hatten, 
da die Kontaktaufnahme mit RechtsvertreterInnen in Schubhaft ungleich schwieriger 
als in Freiheit, wenn nicht sogar unmöglich war. Schutzsuchende wurden somit 
massenhaft unter Bedingungen eingesperrt, die bei weitem schlechter waren als jene 
in einer Strafhaft, obwohl sie kein Verbrechen begannen hatten. Sie liefen Gefahr, 
unrechtmäßig in ein anderes Land abgeschoben zu werden. Und sie wurden einer 
Situation ausgesetzt, die für sie bleibende physische und psychische Schäden 
bedeuten konnte (vgl. Interview mit A. Knapp, A. Eraslan, C. Riedl, S. Wagner). 
 
Diese Missstände aufzuzeigen und sich für die Grundrechte der AsylwerberInnen 
einzusetzen, sieht das Forum Asyl als seine zentrale Aufgabe: „Wir helfen den 
Menschen ja nicht um des Helfens willen, sondern wir wollen mit unserer Arbeit ja die 
Situation nicht nur im Einzelfall, sondern allgemein verändern. Dazu gehört es natürlich auch 
auf Missstände aufmerksam zu machen und über Lobbying zu verändern. Und solche Dinge 
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muss man gemeinsam tun, um damit Geschlossenheit zu demonstrieren und dem Auftritt 
mehr Gewicht zu verleihen“ (C. Riedl). Als Plattform der größten im Flüchtlingsbereich 
engagierten Organisationen kann das Forum durch gemeinsames Auftreten und eine 
„Bündelung der Kräfte“ (A. Eraslan) daher mehr erreichen als einzelne NGOs. Nach 
Meinung von Anny Knapp, der Obfrau der Asylkoordination, ist zudem sonst niemand 
bereit, für die Rechte von Flüchtlingen öffentlich einzutreten: Die Communities der 
MigrantInnen und Flüchtlinge seien zwar operativ im Flüchtlingsbereich aktiv, 
advokatorisch würden sie sich bis dato jedoch nicht für AsylwerberInnen einsetzen. 
„Und NGOs, die sich mit Menschenrechten beschäftigen, sollten es ja schon als 
selbstverständlich sehen, gegen Haft, die menschenrechtlich ja immer sehr bedenklich ist 
und noch viel mehr bei AsylwerberInnen, aufzutreten oder sie in Frage zu stellen“. (A. 
Knapp).  
 
Um die Situation von AsylwerberInnen zu verbessern, gab es laut Forum Asyl keine 
Alternative zur Kampagne. Denn alle zuvor gesetzten Maßnahmen hatten keine 
Wirkung gezeigt. Schon in der Begutachtungsfrist des Fremdenrechtpaketes hatten 
die Organisationen Stellung zum Gesetzesentwurf genommen und 
menschenrechtliche Bedenken in den geplanten Bestimmungen aufgezeigt. Ihre 
Einwände wurden jedoch nicht beachtet. Ebenso wenig hatten Gespräche mit 
politischen EntscheidungsträgerInnen und Interventionen bei der Fremdenpolizei 
zum Erfolg geführt. Auf juristischem Weg die Aufhebung von gesetzes- und 
menschenrechtswidrigen Inschubhaftnahmen zu erkämpfen, war eine sehr 
langwierige Angelegenheit, da die eingelegten Schubhaftbeschwerden fast immer in 
zweiter Instanz vom Unabhängigen Verwaltungssenat abgewiesen wurden und somit 
der Gang zum Verwaltungs- oder Verfassungsgerichtshof notwendig war. Die ersten 
höchstgerichtlichen Entscheidungen fielen denn auch erst nach dem Start der 
Kampagne (vgl. Interview mit A. Knapp).  
 
Aus diesem Grund entschloss sich das Forum Asyl, eine möglichst breit getragene 
Kampagne zu starten, die einerseits die Öffentlichkeit über den Umstand der Haft für 
AsylwerberInnen und die in Schubhaft herrschenden Haftbedingungen aufklären 
sowie dagegen mobilisieren sollte, und andererseits mittels breit angelegter 
Lobbymaßnahmen bei verschiedensten PolitikerInnen die Inschubhaftnahmen von 
AsylwerberInnen beenden sollte. Vorausgegangen war diesem Entschluss ein 
Auftrag von etwa 120 MitarbeiterInnen diverser Flüchtlingsorganisationen, die sich 
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auf der jährlich stattfindenden Tagung „Asylforum“ im November 2006 in Innsbruck 
für eine Kampagne gegen die Schubhaft aussprachen (vgl. ebd.). 
 
7.3 Die Planung der Kampagne 
Wie die Konzeption der Kampagne durchgeführt wurde und ob sie den 
kommunikationswissenschaftlichen Kriterien des in Kapitel 4.2 vorgestellten 
Kampagnenprozesses entsprach, soll nun im Folgenden erörtert werden. 
 
7.3.1 Verantwortlichkeit: GeschäftsführerInnen versus 
Öffentlichkeitsarbeit  
Einheitlich wurde von den InterviewpartnerInnen angegeben, dass die Planung der 
Kampagne hauptsächlich von den im Forum Asyl vertretenen GeschäftsführerInnen 
und BereichsleiterInnen der diversen Organisationen übernommen wurde. Die 
Mitarbeiterinnen der verschiedenen Öffentlichkeitsarbeitsabteilungen wurden im 
Vorfeld der Kampagne beauftragt, einen Plan „für eine gute Kampagne“ (A. Knapp) zu 
erstellen, viele Vorschläge (wie z.B. die Schaltung von Anzeigen in diversen Medien) 
wurden jedoch aufgrund fehlender Ressourcen abgelehnt (näheres dazu in Kapitel 
7.3.8). Die inhaltliche Verantwortung, aber auch die Entscheidung über Strategien, 
Botschaften und Kanäle lag in der Hand der VertreterInnen im Forum Asyl. Die 
Öffentlichkeitsabteilungen führten in weiterer Folge meist nur noch Aufträge aus, die 
vom Forum Asyl an sie herangetragen wurden und waren in den 
Entscheidungsprozess nur noch peripher eingebunden (vgl. Interview mit K. 
Brandstötter).  
 
Die Vorbereitung und Planung der Kampagne erfolgte hauptsächlich während der 
monatlich stattfindenden Treffen des Forum Asyls, wobei bei zumindest drei Treffen 
jedoch auch die MitarbeiterInnen der Öffentlichkeitsarbeit der jeweiligen 
Organisationen anwesend waren (vgl. Sitzungsprotokolle vom 30.04., 24.05., 09.07.). 
Zusätzlich wurden insgesamt drei Planungssitzungen der Öffentlichkeitsarbeits-
mitarbeiterInnen  abgehalten (vgl. Interview K. Brandstötter). Bei den 
Forumssitzungen wurde jeweils die weitere Vorgehensweise bestimmt, und die 
Aufgaben wurden an die verschiedenen Organisationen verteilt. Zwischen den 
jeweiligen Treffen wurde per Email kommuniziert. Auch nach dem Start wurde die 
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Kampagne von regelmäßigen Sitzungen des Forum Asyls begleitet, bei denen vor 
allem die weitere Aufgabenzuschreibung erfolgte. 
 
7.3.2 Situationsanalyse 
Eine fundierte Situationsanalyse, wie sie von Bonfadelli und Friemel (2006) 
empfohlen wird (vgl. Kapitel 4.2.1), wurde in der Vorbereitung der Kampagne nicht 
gemacht. Abgeklärt wurden jedoch die bestehenden finanziellen und personellen 
Ressourcen, die Möglichkeit, MitarbeiterInnen der Organisationen einzubeziehen, 
und welche anderen Organisationen und Stakeholder noch in die Kampagne mit 
einbezogen werden könnten. 
 
Als Problem wurde, wie bereits unter Punkt 7.2 ausgeführt, die Tatsache gesehen, 
dass durch die Einführung der neuen Fremdenrechtsbestimmungen tausende 
AsylwerberInnen bereits zu Beginn ihres Verfahrens in Schubhaft genommen 
wurden. Als Betroffene waren damit ganz klar AsylwerberInnen definiert, 
insbesondere jene, bei denen Dublinkonsultationen (vgl. Kapitel 5.1) durchgeführt 
wurden. Als Verantwortliche für diese Situation wurden die Bundesregierung und im 
speziellen das Bundesministerium für Inneres und die Fremdenpolizei gesehen. Eine 
gewisse Verantwortung wurde auch der Öffentlichkeit zugeschrieben, die diese 
Politik nicht nur tolerierte, sondern auch billigte (vgl. Interview C. Riedl). Die 
Kampagne wurde als geeignetes Mittel wahrgenommen, sowohl die Öffentlichkeit 
gegen eine derartige Politik zu mobilisieren als auch mittels Lobbying Druck auf die 
politisch Verantwortlichen auszuüben (vgl. Kapitel 7.2). 
 
Während der Vorbereitungen stand ziemlich bald fest, dass nur geringe Ressourcen 
zur Durchführung der Kampagne bereitstanden: „Es war relativ schnell klar, dass von 
den Organisationen nicht viel Geld für die Kampagne aufgebracht wird. Also teure Dinge wie 
Plakate drucken oder Inserate schalten oder vielleicht Werbespots zu drehen, das war 
einfach nicht drin. (…) Es war also klar, dass es eine low-budget-Kampagne werden muss“ 
(A. Knapp). Insgesamt wurde von den verschiedenen Organisationen ein Budget von 
12.200 Euro zur Verfügung gestellt (vgl. Protokoll vom 09.07.07). Um die geringen 
finanziellen Möglichkeiten auszugleichen, wurde jedoch von allen Organisationen 
zugesagt, möglichst viele Personalressourcen zur Verfügung zu stellen. 
Eingebunden werden sollten neben den Öffentlichkeitsarbeitsabteilungen auch die  
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MitarbeiterInnen der diversen Flüchtlingseinrichtungen der Organisationen, um die 
Inhalte und Ziele der Kampagne auf einer interpersonalen Gesprächsebene zu 
verbreiten (näheres dazu in Kapitel 7.3.6). Die MitarbeiterInnen der 
Schubhaftbetreuung von Caritas und Diakonie sollten für die Aufbereitung von 
Einzelfällen miteinbezogen werden.  
 
Die Einbindung anderer im Flüchtlingsbereich tätigen oder sonstiger relevanter 
Organisationen in die Kampagne wurde nur bis zu einem gewissen Punkt verfolgt: 
Sie wurden eingeladen, sich an der inhaltlichen Arbeit und der Bekanntmachung der 
Kampagne zu beteiligen. Als wichtigste AnsprechpartnerInnen galten hier die 
Mitgliedsorganisationen der Asylkoordination, SOS Mitmensch und das Netzwerk 
Asylanwalt45 (vgl. Interview mit C. Riedl und S. Wagner). Eine Erweiterung der 
Trägerschaft der Kampagne auf andere Organisationen wurde jedoch laut Christoph 
Riedl vor allem von Caritas und Rotem Kreuz abgelehnt: „Also eingeladen sich zu 
beteiligen haben wir eigentlich die ganze NGO Gemeinde. Wir haben nur irgendwie versucht 
die kleineren NGOs aus der Trägerschaft der Kampagne draußen zu halten, weil die Caritas 
und das Rote Kreuz sonst sofort abgesprungen wären, weil es ja nur eine Aktion des Forum 
Asyl war. Mir war es aber wichtig, dass die Caritas dabei bleibt, damit es zumindest eine 
breite Trägerschaft hat. Nicht weil ich jetzt persönlich davon überzeugt bin, dass es nicht gut 
ist, es noch breiter zu machen, sondern aufgrund der Erkenntnis der Realität. Dass man, 
wenn man auf der einen Seite kleinere und linkere Vereine reinlässt, dass das zwingend auf 
längere Zeit die Caritas und das Rote Kreuz raushaut“ (C.Riedl).  
 
Eine Analyse über „Chancen und Gefahren und mögliche Verbündete“, wie Buchner 
et al. sie vorschlagen (vgl. Kapitel 4.2.5), wurde nicht durchgeführt. Als Grund dafür 
wurden einhellig die geringen Ressourcen angegeben. 
 
7.3.3 Problemanalyse 
Die Grundlagen für die Aufbereitung des Problems waren unter anderem ein vom 
Forum Asyl im Dezember 2006 herausgegebener Wahrnehmungsbericht über die 
                                            
45
 Das Netzwerk Asylanwalt ist eine Kooperation von Caritas, Österreichisches Rotes Kreuz, Amnesty 
Intenational Österreich, Diakonie, Volkshilfe, SOS Kinderdorf und Integrationshaus zur qualifizierten 
Rechtsvertretung von AsylwerberInnen in Österreich. Mittellosen AsylwerberInnen soll durch das 
Netzwerk eine kostenlose Rechtsvertretung ermöglicht werden (vgl. www.asylanwalt.at).  
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Auswirkungen des Fremdenrechtpakets auf AsylwerberInnen (vgl. Forum Asyl 2006), 
diverse Berichte des Menschenrechtsbeirates, eine Studie zur Implementierung der 
Dublinkonvention von ECRE und ELENA (vgl. ECRE/ELENA 2006), der Bericht des 
CPTs an die österreichische Bundesregierung (vgl. CPT 2005) und die vom 
Bundesministerium für Inneres herausgegebenen statistischen Daten zu 
fremdenpolizeilichen Maßnahmen und Asylanträgen. Zusätzlich dienten vor allem 
auch die MitarbeiterInnen der Schubhaftbetreuung von Diakonie und Caritas als 
Informationsquelle (vgl. Interview S. Wagner).  
 
Zudem wurden Recherchen zu den Hintergründen, Kritikpunkten und möglichen 
Alternativen zur Schubhaft durchgeführt. So erstellte Amnesty International ein 
Hintergrundpapier zur Schubhaft, in dem vor allem die Rechtsgrundlagen und 
menschenrechtliche bzw. rechtsstaatliche Bedenken analysiert wurden (vgl. AI 
2007a) und eine Zusammenfassung aller vom Menschenrechtsbeirat 
ausgesprochenen Empfehlungen zur Schubhaft (vgl. AI 2007b).  
 
Die Lösung des Problems wurde vor allem in einem Ende der „Politik des 
Wegsperrens“ (C. Riedl) gesehen. Insbesondere AsylwerberInnen im Dublinverfahren 
sollten nicht mehr in Schubhaft genommen werden. Um realistische Alternativen zur 
Inschubhaftnahme anbieten zu können, wurde das Österreichische Rote Kreuz 
beauftragt, eine diesbezügliche Recherche durchzuführen. Auf der Basis einer Studie 
zur Schubhaft vom UNHCR und dem Vergleich fremdenpolizeilicher Maßnahmen in 
anderen europäischen Ländern wurde schließlich die Unterbringung in Pensionen mit 
Meldeauflagen vorgeschlagen (vgl. ÖRK 2007). 
 
Informationen und Anliegen der Betroffenen wurden in der Planungsphase der 
Kampagne nicht wie von Bonfadelli (2006) empfohlen eingeholt (vgl. Kapitel 4.2.2). 
 
7.3.4 Festlegung der Zielgruppen 
Die Zielgruppe scheint in der Planung der Kampagne nicht ausdrücklich festgelegt 
worden zu sein. Während die Asylkoordination als Zielgruppe „die interessierte 
Bevölkerung“ (A. Knapp) und der Geschäftsführer der Diakonie „die österreichische 
Menschheit“ (C. Riedl) angibt, werden vom Integrationshaus und der 
Öffentlichkeitsarbeit der Diakonie noch die PolitikerInnen (vgl. Interview mit K. 
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Brandstötter und A. Eraslan) und von der Caritas zusätzlich Interessensvertretungen 
und die Verwaltung (vgl. Interview S. Wagner) genannt. Anhand der getroffenen 
Maßnahmen lässt sich feststellen, dass es sich bei der Zielgruppe tatsächlich um die 
Bevölkerung und PolitikerInnen in den verschiedensten Positionen gehandelt hat. 
Eine genaue Bestimmung und eine Segmentierung der Zielgruppe wurden jedenfalls 
nicht vorgenommen. 
 
7.3.5 Die Definition der Ziele 
Die Zielbestimmung erfolgte je nach Zielgruppe unterschiedlich konkret. Während für 
die Zielgruppe „PolitikerInnen“ genaue Ziele definiert wurden, die dann auch als 
„Forderungen“ auf der Homepage veröffentlicht wurden, war die Zielbestimmung für 
die Zielgruppe „Öffentlichkeit“ eher unbestimmt. 
 
Als Ziel bei der Bevölkerung wurde vor allem die Information genannt, das Aufklären, 
was Schubhaft eigentlich ist und wer in Schubhaft ist. Zudem sollte die Bevölkerung 
daraufhin sensibilisiert werden, dass in Österreich unschuldige Menschen 
eingesperrt werden und die fremdenfeindliche Praxis nicht menschenrechtskonform 
ist. Dadurch sollte die Stimmung gegenüber AsylwerberInnen in der Öffentlichkeit 
zum Positiven verändert und Unterstützung für die Anliegen der Kampagne gefunden 
werden: „Wir wollten die Leute darauf aufmerksam machen, was da eigentlich passiert. Und 
was das für AsylwerberInnen heißt. Und wir wollten möglichst viele Menschen finden, die 
ihre Unterstützung dafür erklären, damit einmal gesehen wird, dass das nicht immer nur die 
üblichen NGOs sind, die gegen AsylwerberInnen in der Schubhaft sind“ (A. Knapp). Mit der 
Leistung einer Unterschrift sollte die Bevölkerung ihre Unterstützung für die 
Forderungen der Kampagne ausdrücken können. Hier wurde als konkretes Ziel die 
Zahl von 10.000 Unterschriften genannt. Die Erwartungen der OrganisatorInnen 
waren allerdings schon zu Beginn der Kampagne nicht besonders hoch: „Es war uns 
auf jeden Fall von Beginn an klar, dass wir nicht so wahnsinnig viele Leute mit so einem 
Thema erreichen werden, also dass die große Mehrheit wahrscheinlich nicht dafür bereit ist, 
sich für Flüchtlinge einzusetzen. Wir wussten quasi schon, dass wir wahrscheinlich nur Leute 
aufmerksam machen werden, die ohnehin schon eine gewisse positive Grundeinstellung 
Flüchtlingen gegenüber haben“ (A. Knapp).  
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Die Ziele, die bei der Gruppe „PolitikerInnen“ durch die Kampagne erreicht werden 
wollten, wurden wesentlich genauer festgelegt. Wie von Bonfadelli und Friemel 
(2006) empfohlen, wurden hier von Beginn an Teilziele gesteckt (vgl. Kapitel 4.2.4), 
da das Maximalziel der „Abschaffung der Schubhaft“ (S. Wagner) im derzeitigen 
öffentlichen Diskurs als unrealistisch und schwer zu erreichen galt. Es wurde ein 
Katalog erstellt, in dem 12 Forderungen aufgelistet waren, wobei die Forderung 
„Keine Schubhaft für Asylsuchende“ als zentrales Ziel an erster Stelle angeführt 
wurde und die Wichtigkeit der Forderung mit ihrer Reihenfolge in der Liste abnahm 
(vgl. Interview mit C. Riedl).  
 
Die Zielsetzung war (vgl. http://www.fluchtistkeinverbrechen.at/htms/kap_4.htm):  
1. Keine Schubhaft für AsylwerberInnen  
2. Jedenfalls keine Schubhaft für AsylwerberInnen während der Prüfung, welches 
Land für das Asylverfahren zuständig ist ('Dublin-Verfahren')  
3. Jedenfalls keine Schubhaft für Personen mit besonderen Bedürfnissen 
(Minderjährige, Traumatisierte, Schwangere, Alte, Kranke, Menschen mit 
Behinderung)  
4. Unverzügliche Information über die Haftgründe und Rechte von Schubhäftlingen 
unter Beiziehung von qualifizierten DolmetscherInnen  
5. Kostenlose unabhängige Rechtsberatung innerhalb von 24 Stunden  
6. Umgehende und regelmäßige automatische gerichtliche Haftprüfung samt 
Haftverhandlung mit Möglichkeit der Verfahrenshilfe  
7. Alternative Anhalteformen zur Schubhaft  
8. Schubhäftlinge brauchen Tagesstruktur, Beschäftigungsangebote, allgemeines 
Besuchsrecht und die Möglichkeit auf freie Religionsausübung  
9. Schubhäftlinge brauchen sprachlich kompetente und behördenunabhängige 
medizinische Betreuung  
10. Zentrale Erfassung der Schubhäftlinge in einer Datenbank  
11. Datenweitergabe an Schubhaftbetreuungsorganisationen  
12. Transparente Statistiken 
 
Diese Forderungen wurden sowohl auf der Homepage als auch in den an politische 
Institutionen versendeten Briefen (vgl. Kapitel 7.3.8 und 7.4.8) detailliert begründet. 
Die Zielsetzung war daher transparent und nachvollziehbar. Zusätzlich sollte auch 
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bei der Zielgruppe „PolitikerInnen“ eine Sensibilisierung und Bewusstseinsstärkung 
zum Thema Schubhaft für AsylwerberInnen erfolgen: „Wir wollten den Politikern 
bewusst machen, dass die derzeitige Praxis nicht menschenrechtskonform ist. Wir wollten, 
dass sie das einsehen“ (C. Riedl). 
 
Insgesamt kann festgestellt werden, dass sowohl bei der Zielgruppe „Bevölkerung“ 
als auch bei der Zielgruppe „PolitikerInnen“, Ziele sowohl auf einer kognitiven als 
auch auf einer affektiven und einer Verhaltensebene verfolgt wurden (vgl. Kapitel 
4.2.4): Auf der kognitiven Ebene sollten sowohl die Öffentlichkeit als auch relevante 
politische AkeurInnen über die fremdenpolizeilichen Bestimmungen der Schubhaft, 
die Haftbedingungen und die Auswirkungen auf AsylwerberInnen sowie über 
menschenrechtliche Bedenken informiert und aufgeklärt werden. Auf der affektiven 
Ebene sollte eine Veränderung der Haltung gegenüber AsylwerberInnen und 
Schubhaft erreicht werden.  Auf der Verhaltensebene schließlich sollte schließlich 
dazu mobilisiert werden, sich gegen die derzeitige fremdenpolizeiliche Praxis 
aufzulehnen. Politische EntscheidungsträgerInnen sollten gesetzliche 
Veränderungen veranlassen. 
 
7.3.6 Die Kampagnenstrategie 
Die Strategie der Kampagne war vor allem die Herstellung einer Öffentlichkeit mittels 
des Setzens eines Themas. Die Zielgruppen sollten zuerst auf das Thema 
aufmerksam gemacht und dann mit Informationen versorgt werden. Dahinter stand 
die Annahme, dass wenn die Bevölkerung über die Haftbedingungen und die 
Auswirkungen auf AsylwerberInnen Bescheid wüsste, sich ihre Einstellung zur 
Schubhaft ändern würde und sie gegen die exzessive Inschubhaftnahme von 
AsylwerberInnen mobilisiert werden könnte (vgl. Interview mit A. Eraslan). Da den 
KampagnenplanerInnen bewusst war, dass es sich bei einem Flüchtlingsthema 
immer um eine „sensible und sperrige Materie“ (S. Wagner) handelt, bei der es schwierig 
ist, die Botschaften tatsächlich zu transportieren, sollte vor allem Betroffenheit in der 
Bevölkerung erzeugt werden. Deshalb wurde versucht, vor allem besonders 
verwundbare Gruppen in den Mittelpunkt der Kampagne zu stellen: „Wir wollten den 
Fokus darauf legen, dass da Kinder in der Schubhaft sind, Schwangere in der Schubhaft 
sind, Kranke in der Schubhaft sind, um so Betroffenheit auszulösen, weil das der 
Bevölkerung nahe geht“ (S. Wagner). Zudem sollte auch versucht werden, prominente 
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Persönlichkeiten einzubinden, um so durch ihre Vorbildwirkung die Unterstützung der 
Bevölkerung für die Anliegen der Kampagne zu erreichen. 
 
Die vom Forum Asyl gewählte Strategie kann also nach Bonfadelli und Friemel (vgl. 
Kapitel 4.2.5) hauptsächlich als kognitive Strategie mit affektiven (Betroffenheit) und 
sozialen (Vorbildwirkung) Elementen bezeichnet werden. Nach Buchner et. al (2005) 
handelt es sich am ehesten um eine konfrontative Strategie (vgl. ebd.). Eine explizite 
Strategieplanung erfolgte in der Vorbereitung der Kampagne jedoch nicht.  
 
7.3.7 Die Botschaften 
Die Kernaussage, die die Kampagne transportieren sollte, war, dass „AsylwerberInnen 
nicht ins Gefängnis, sondern in betreute Pensionen gehören“ (A. Knapp). AsylwerberInnen 
verlassen ihre Heimat aus gutem Grund, entweder weil sie politisch verfolgt werden 
oder  keine Lebensgrundlage dort vorfinden. Ein Schutzersuchen stellt keine Straftat 
dar, Freiheitsentzug ist daher keine adäquate Reaktion. Dementsprechend wurde der 
Slogan für die Kampagne ausgesucht: „Flucht ist kein Verbrechen.“ Der Slogan 
wurde aus einer Reihe von Vorschlägen ausgewählt, und obwohl man Bedenken 
hatte, dass die Verneinung nicht beim Zielpublikum aufgenommen werden sondern 
stattdessen eine Gleichsetzung von „Flucht = Verbrechen“ stattfinden würde, wurde 
er doch als der die Kernaussage am besten Beschreibendste bestimmt (vgl. ebd.). 
 
Die Botschaften, die im Rahmen der eingesetzten Medien und Kanäle verbreitet 
werden sollten (vgl. Kapitel 7.3.8), sollten dieser Kernaussage entsprechen. Um nicht 
nur trockene Informationen weiterzugeben, sollte ein narrativer Kontext um die 
Botschaften aufgebaut werden: Es sollten Fallbeispiele gebracht werden, die 
aufzeigen, dass Flucht vor allem einen Schicksalsschlag für die Betroffenen und 
keinen Angriff auf den österreichischen Staat darstellt und der Umgang der 
österreichischen Behörden damit alles andere als menschlich oder 
menschenrechtskonform ist (vgl. Interview mit S. Wagner und C. Riedl). Die 
Botschaften sollten also vor allem an das Mitgefühl und die Solidarität der 
EmpfängerInnen appellieren.  
 
Von der Öffentlichkeitsabteilung des Integrationshauses wurden zudem mehrere 
Sujets entworfen, die als Visualisierung in Verbindung mit dem Slogan verwendet 
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werden sollten (vgl. Interview mit A. Eraslan). Es wurde schließlich ein dem Slogan 
entsprechendes Sujet ausgewählt, das einen Fluchtweg bzw. einen Notausgang 
skizziert (vgl. Abb. 12).  
 
Bei der Verfassung der Botschaften wurde vor allem darauf geachtet, dass diese für 
LaiInnen verständlich waren. Deshalb wurde versucht, sich so wenig wie möglich auf 
juristische Details zu beziehen, sondern eher den menschlichen Aspekt in den 
Vordergrund zu rücken. Dennoch sollten nicht nur plakative, „sondern schon inhaltlich 
richtige und differenzierte“ (S. Wagner) Aussagen getroffen werden. Dazu gehörten 
auch rechtliche Problematiken. Aus diesem Grund wurden Hintergrundpapiere 
verfasst, die für Interessierte auf der Homepage einsichtlich sein sollten. 
 
Als SenderInnen der Botschaften sollten die einzelnen Organisationen im Namen 
des Forum Asyls auftreten. Dies zum einen, weil das Forum Asyl keine eigene 
Rechtsperson darstellt, und zum anderen, um den Botschaften aufgrund des 
höheren Bekanntheitsgrades der Organisationen mehr Nachdruck zu verleihen. Bei 
Pressekonferenzen, aber auch bei Fernsehbeiträgen und sonstigen öffentlichen 
Auftritten sollten vor allem die Vorstände der Organisationen auftreten, wie z.B. der 
Präsident der Caritas Österreich Franz Küberl, der Generalsekretär von Amnesty 
International Heinz Patzelt, der Direktor der Diakonie Michael Chalupka oder der 
Vorstandsvorsitzende des Integrationshauses Willi Resetarits. Dies geschah 
aufgrund deren höheren Bekanntheitsgrades, aber auch um zu zeigen, dass die 
Kampagne ein wichtiges Anliegen der jeweiligen Organisationen ist (vgl. Interview 
mit A. Knapp, S. Wagner, K. Brandstötter).  
 
7.3.8 Instrumente, Medien und Kanäle 
Um die Botschaften an die Zielgruppen zu senden, sollte ein Medienmix eingesetzt 
werden. Die Kampagne war als eine Medien- und Lobbyingkampagne geplant, 
dementsprechend sollten die Medien und Kanäle ausgewählt werden. Als 
Hauptträger galten hierbei die Massenmedien. Die Öffentlichkeitsarbeitsabteilungen 
regten dazu an, die Massenmedien als Werberträgerinnen zu nützen und Anzeigen 
in diversen Printmedien zu schalten, aufgrund des geringen Budgets wurde dieser 
Vorschlag jedoch nicht vom Forum Asyl unterstützt (vgl. Interview mit K. Brandstötter 
und Protokoll vom 01.03.07). Die Massenmedien sollten daher vor allem dazu 
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animiert werden, über die Kampagne zu berichten. Dies wollte man einerseits durch 
gezielt gesetzte Aktionen und andererseits durch Pressearbeit erreichen. Als 
weiteres wichtiges Medium sollte eine Homepage eingerichtet werden, die sowohl 
den Medien als auch der Bevölkerung Hintergrundinformationen und Neuigkeiten zur 
Verfügung stellte. Zudem sollte wöchentlich ein Fallbeispiel auf der Homepage 
veröffentlicht werden. Im Bereich des Lobbying sollte vor allem über das Medium der 
interpersonalen Kommunikation mit relevanten politischen AkteurInnen gearbeitet 
werden. Im Folgenden werden die geplanten PR-Instrumente im Detail dargestellt. 
 
Für das Medium Massenmedien waren folgende Maßnahmen geplant: 
• Pressekonferenzen: Zumindest zu Beginn und zum Ende der Kampagne war 
die Abhaltung von Pressekonferenzen geplant. Auf dem Podium sollten 
maximal drei VertreterInnen der oberen Hierarchieebene der verschiedenen 
Organisationen Platz nehmen. 
• Pressearbeit: In einem wöchentlich rotierenden Rhythmus sollte jeweils eine 
Organisation die Pressearbeit übernehmen. Diese sollte aus 
Presseaussendungen, aber auch aus der direkten Ansprache diverser 
Medien bestehen. Es sollten Reportagen in Printmedien, Fernsehen und 
Radio und Diskussionssendungen angeregt werden. 
• Redaktionelle Medienarbeit: Es sollten Kommentare in diversen Printmedien 
verfasst werden. Die Produktion eines Filmes wurde angedacht. 
• Medien-Events: Es waren mehrere Aktionen geplant: So sollte eine Begehung 
der Schubhaft durch einen Politiker/eine Politikerin oder eines/einer 
Prominenten in Begleitung von JournalistInnen organisiert werden. Im 
Rahmen der Wiener Festwochen sollte eine Vernissage mit Bildern aus dem 
Kunsttherapieprojekt der Schubhaftbetreuung der Diakonie stattfinden. Es 
sollten Demonstrationen und Mahnwachen abgehalten werden.  
 
Für die Homepage war geplant: 
• Fact-Sheets über Zahlen, Daten und Fakten zur Schubhaft 
• Hintergrundinformationen zur Schubhaft 
• Lösungsvorschläge 
• „Fall der Woche“: wöchentliche Präsentation eines Fallbeispiels 
• Möglichkeit der Unterstützungserklärung mittels Online-Unterschrift 
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Im Bereich der interpersonalen Kommunikation waren geplant: 
• Infostände: Es sollten am Rathausplatz während der Wiener Festwochen, bei 
der Bildungsmesse, bei den Wiener Open-Air-Kinos und im Museumsquartier 
Infotische aufgestellt werden, die von ehrenamtlichen MitarbeiterInnen betreut 
werden.  
• MultiplikatorInnen: Es sollten KünstlerInnen und sonstige Prominente als 
MultiplikatorInnen für die Anliegen der Kampagne gewonnen werden.  
• Lobbying: Es sollten Briefe mit den Forderungen und Hintergründen an die 
SektionsleiterInnen des Bundesministerium für Inneres, die Bundesregierung, 
den Bundespräsidenten, alle Nationalratsabgeordneten, Landeshauptmänner 
und -frauen, Bezirkshauptmänner und -frauen, Sicherheitsdirektionen und 
Bundespolizeidirektionen und den Menschenrechtsbeirat verschickt werden. 
Zudem sollten persönliche Gespräche mit den MenschenrechtssprecherInnen 
aller Parteien und den NationalratspräsidentInnen abgehalten und versucht 
werden, eine parlamentarische Anfrage zum Thema Schubhaft anzuregen. 
 
Sonstige Medien: 
• Freecards: Mittels Freecards sollten sowohl die Kampagne als auch die 
Homepage beworben werden. Sie sollten in diversen Lokalen, Kinos, bei 
Veranstaltungen und den Infoständen aufgelegt werden. 
• T-Shirts: T-Shirts mit dem Slogan und dem Sujet der Kampagne sollten 
gedruckt und über die Homepage bestellt werden können. 
• Plakate, Transparente: Für die Gestaltung und den Druck professioneller 
Plakate und die für den Aushang notwendigen Werbeflächen war das Budget 
der Kampagne zu gering. Es sollten dennoch in Eigenproduktion Plakate 
angefertigt werden, um sie in Lokalen und bei Veranstaltungen auszuhängen. 
Transparente sollten für die Medienevents produziert werden. 
 
7.3.9 Evaluation 
Eine Evaluation der Kampagne wurde vor allem auf Drängen der Caritas und der 
Öffentlichkeitsarbeitsabteilungen für Oktober 2007 angesetzt (vgl. Protokoll vom 
13.03.07 und Interview mit A. Knapp und C. Riedl). Methoden, Zielsetzung oder 
Ressourcen für die Evaluierung wurden nicht genauer definiert. 
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7.4 Die Umsetzung  
Die Kampagne wurde schließlich nach ca. viermonatiger Vorlaufzeit am 11.06.2007 
gestartet und sollte ursprünglich etwa ein halbes Jahr dauern. Da einige der 
Organisationen im Herbst jedoch noch ein Mobilisierungspotential bei Medien und 
Bevölkerung sahen, wurde sie bis zum Frühling 2008 verlängert. Wie die im 
Vorbereitungsprozess geplanten Maßnahmen und Aktivitäten während der 
Kampagne tatsächlich in die Praxis umgesetzt wurden, soll im Folgenden anhand der 
im vorherigen Kapitel angeführten Aufschlüsselung der PR-Instrumente beschrieben 
werden.  
 
7.4.1 Pressekonferenzen 
Das Forum Asyl hielt insgesamt zwei Pressekonferenzen zum Thema Flucht ist kein 
Verbrechen ab. Sie bildeten jeweils den Start und das Ende der Kampagne.  
 
Am 11.06.2007 wurde mit einer Pressekonferenz im Wiener Cafe Central der Kick-
Off zur Kampagne gegeben. Sie wurde von der Caritas organisiert, da diese zum 
damaligen Zeitpunkt den Vorsitz des Forum Asyls innehatte. Am Podium nahmen 
Michael Chalupka (Direktor Diakonie Österreich), Heinz Patzelt (Generalsekretär von 
ai-Österreich), Franz Küberl (Präsident Caritas Österreich) und Karin Keil als 
Vorsitzende des Forum Asyls Platz und präsentierten die Forderungen der 
Kampagne. Den TeilnehmerInnen wurde eine Pressemappe ausgehändigt, die 
neben dem Forderungskatalog auch ein Fact Sheet zu Zahlen, Grundlagen und 
Haftbedingungen der Schubhaft, das von Amnesty International verfasste 
Hintergrundgrundpapier (vgl. AI 2007a) und die vom Roten Kreuz recherchierten 
Alternativen zur Schubhaft (vgl. ÖRK 2007) enthielt.  
 
Genau neun Monate später wurde schließlich im Anschluss an die Übergabe der 
Petition an die österreichischen NationalratspräsidentInnen die Abschlusskonferenz 
der Kampagne im Cafe Eiles in Wien abgehalten. Als GesprächspartnerInnen 
standen diesmal Willi Resetarits (Ehrenvorsitzender des Integrationshauses) und 
Andrea Huber als Rechtsexpertin von Amnesty International zur Verfügung. 
Außerdem erzählte ein tschetschenischer Flüchtling über seine Erfahrungen in der 
Schubhaft. Damit kam zum ersten und einzigen Mal ein Betroffener selbst in der 
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Kampagne zu Wort. Auch diesmal lag eine Pressemappe auf. Der Inhalt bestand aus 
dem Forderungskatalog, einer Zusammenfassung von Kritiken von europäischen und 
internationalen Organisationen, einer Statistik zu den Schubhaftzahlen, insgesamt 
neun Fallbeispielen und einer Zusammenstellung von „Prominenten Stimmen gegen 
die Schubhaft“ (vgl. dazu Kapitel 7.4.7). 
 
7.4.2 Pressearbeit 
Die Verantwortung für die Pressearbeit hätte eigentlich wöchentlich unter den 
verschiedenen Mitgliedsorganisationen des Forum Asyls rotieren sollen. In die Tat 
umgesetzt wurde dieser Plan jedoch nur teilweise: „Die Medienarbeit hätte von 
Organisation zu Organisation wandern sollen. Aber wirklich funktioniert hat das nicht, das 
ging sehr schleppend voran, wahrscheinlich aufgrund der geringen Personalressourcen. 
Manche Organisationen haben, wenn sie zuständig waren, da nicht sehr viel gemacht. Das 
hätte man wahrscheinlich professioneller abwickeln können“ (A. Eraslan). Die 
Presseaussendungen wurden dann fast ausschließlich von der Asylkoordination 
übernommen: „Die Presseaussendungen, das hätten eigentlich alle machen sollen, aber 
das hat dann nicht immer funktioniert. Da hat dann Anny Knapp die wichtigste Rolle gespielt 
und auch viel übernommen“ (K. Brandstötter). Insgesamt wurden 9 
Presseaussendungen getätigt, fünf davon von der Asylkoordination (vgl. 
www.fluchtistkeinverbrechen.at).  
 
In Bezug auf Medienarbeit durch direktes Ansprechen diverser Medien konnte 
aufgrund fehlender Protokolle oder Dokumentation nicht genau in Erfahrung gebracht 
werden, welche Medienkontakte es während der Kampagne gegeben hat. Zumindest 
zu Beginn der Kampagne wurde der „Fall der Woche“ (vgl. Kapitel 7.3.8) an 
Medienkontakte weitergeleitet, doch da nicht genügend Fälle vorhanden waren, 
konnte dies nicht regelmäßig fortgesetzt werden (näheres dazu in Kapitel 7.6) Laut 
den Sitzungsprotokollen des Forum Asyls wurde versucht, ein „Standard-
Montagsgespräch“ bei der Tageszeitung Der Standard anzuregen. Ebenso war man 
in Kontakt mit dem Österreichischen Rundfunk (ORF) für einen Beitrag in der 
Politiksendung „Thema“ und der Wiener Wochenzeitung Falter bezüglich einer 
Reportage über die Schubhaft (vgl. Protokoll vom 10.10.07). Keiner der Beiträge 
wurde jedoch tatsächlich gebracht. Die einzige Reportage, die tatsächlich angeregt 
wurde, war zu Beginn der Kampagne: Am 17.06.2007 wurde ein fünfminütiger 
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Beitrag in der Religionssendung „Orientierung“ des ORF über Flucht und Schubhaft 
gebracht.  
 
7.4.3 Redaktionelle Medienarbeit 
Geplant war, „Kommentare der Anderen“ für diverse Printmedien zu verfassen. 
Aufgrund fehlender Zeitressourcen wurde dies jedoch während der Kampagne nicht 
gemacht. Die geplante Filmproduktion scheiterte schließlich an den Kosten (vgl. 
Interview A. Knapp und K. Brandstötter). Sonstige redaktionelle Medienarbeit wurde 
nicht getätigt. 
 
7.4.4 Medien-Events 
Die Diakonie veranstaltete im Rahmen der Kampagne am 18.09.2007 einen 
Aktionstag im Wiener Schikaneder-Kino. Am Vormittag wurde zu einem 
Pressegespräch mit dem Direktor der Diakonie und der Leiterin des 
Kunsttherapieprojekts der Schubhaftbetreuung Salzburg geladen. Am Nachmittag 
wurde eine Vernissage mit dem Thema „Zelle mit Aussicht“ eröffnet, die Bilder von 
Schubhäftlingen aus dem Kunsttherapieprojekt zeigte. Im Anschluss daran wurde der 
Film „Welcome Home“46 von Andreas Gruber gezeigt und danach ein Fest mit „DJ-
Line“ veranstaltet. Der Aktionstag wurde mittels Terminaviso bei der Presse 
angekündigt. TeilnehmerInnen wurden über die Homepage und einen Mailverteiler 
der Asylkoordination eingeladen.  
 
Als weitere Aktion wurde eine Demonstration vor dem Polizeianhaltezentrum 
Hernalser Gürtel in Wien für den 23.12.2007 organisiert. Der Aufruf dazu erfolgte per 
Homepage und Mailvertailer, und es wurden auf dem informellen Weg 
JournalistInnen kontaktiert, um darüber zu berichten (vgl. Interview mit A. Knapp). 
 
Und schließlich wurde der jährlich im Februar stattfindende „Flüchtlingsball“ 
zugunsten des Integrationshauses unter das Motto „Flucht ist kein Verbrechen“ 
gestellt und auch dementsprechend mit einem Verweis auf die Kampagne beworben. 
                                            
46
 Der Film handelt von österreichischen Fremdenpolizisten, die zwei Flüchtlinge bei ihrer 
Abschiebung nach Ghana begleiten und dort selbst in fremdenpolizeiliche Probleme geraten. 
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Die geplante Schubhaftbegehung von PolitikerInnen und/oder Prominenten in 
Begleitung von JournalistInnen scheiterte an der fehlenden Genehmigung der 
Bundespolizeidirektion, das Polizeianhaltezentrum zu betreten. 
 
7.4.5 Homepage 
Die Homepage war das zentrale Instrument der Kampagne und wurde mit ihrem 
Starttag am 11.06.2007 unter der Domain www.fluchtistkeinverbrechen online 
gestellt. Neben den Forderungen des Forum Asyls waren auf ihr 
Hintergrundinformationen über die rechtlichen Grundlagen und Haftbedingungen in 
der Schubhaft, aktuelle Meldungen sowie Presseaussendungen und -reaktionen zu 
finden. 
 
Hauptstück der Homepage war jedoch die Präsentation von Fallbeispielen, die 
zumindest zu Beginn der Kampagne noch wöchentlich aktualisiert wurden. Der „Fall 
der Woche“ war als Material für die Medien gedacht und sollte zur Berichterstattung 
der Medien animieren (vgl. Interview K. Brandstötter). Als exemplarisches Beispiel 
soll hier eine der Fallbeschreibungen angeführt werden: 
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Ein junger Afghane 
 
Ein junger Afghane flüchtete nach Griechenland. Dort wurde er erkennungsdienstlich behandelt und 
laut seinen Angaben von Polizisten geschlagen. Er gab vor der österreichischen Behörde an, dass er 
in Griechenland schriftlich aufgefordert wurde, das Land zu verlassen, ohne dass ihm die Möglichkeit 
einer Asylantragstellung gegeben wurde. Der junge Mann flüchtete weiter nach Österreich.  
Im Zuge seiner Einvernahmen beteuerte er stets, jünger als 18 Jahre zu sein. Aufgrund der Aktenlage 
der griechischen Behörden und laut österreichischer Behörde auf Grund 'des Auftretens, des 
Aussehens und der sprachlichen Artikulation' wurde er beim Bundesasylamt als volljährig erklärt, in 
Schubhaft genommen und ein sog. Dublinbescheid erlassen. Dies hätte seine Zurückschiebung nach 
Griechenland bedeutet. Nachdem in der Berufung unter anderem die Volljährigkeitserklärung der 
Behörde gerügt wurde, wurde durch die zweite Instanz (UBAS) nach ärztlicher Untersuchung und 
einem darauf folgenden ärztlichen Gutachten festgestellt, dass der Berufungswerber minderjährig ist 
und daher der Bescheid des Bundesasylamtes nicht rechtswirksam erlassen wurde. Auch aus den 
vorliegenden Unterlagen waren keine Hinweise zu erkennen, die die Annahme der Behörde 
(betreffend der angeblichen Volljährigkeit) nachvollziehbar machten.  
Der Asylwerber wurde daraufhin aus der Schubhaft entlassen.  
Hätte die Asylbehörde in angemessener Weise ermittelt, hätte die Minderjährigkeit bereits früher 
erkannt werden können. Die Schubhaft hätte nicht angeordnet werden dürfen, da das Verfahren (wie 
auch der UBAS in seiner Entscheidung feststellt) in Österreich zu führen ist. 
(Quelle: http://www.fluchtistkeinverbrechen.at/htms/kap_3_14.htm, abgerufen am 14.07.2009) 
 
Zuständig für das Beibringen von Fallbeispielen waren hauptsächlich die 
Schubhaftbetreuungsorganisationen der Caritas und Diakonie, die Rechts-
beraterInnen der verschiedenen Organisationen und das Netzwerk Asylanwalt. Im 
Laufe der Kampagne wurde es jedoch zunehmend schwieriger, neue Fälle 
bereitzustellen: „Dann sind uns die Fälle ausgegangen, weil es irgendwie problematisch 
war, weil alle Fälle nur von der Caritas Eisenstadt oder von uns gekommen sind und sich die 
anderen Caritas Schubhaftbetreuungen nicht beteiligt haben. Was jetzt die Stellung der 
Caritas Eisenstadt und der Diakonie gegenüber dem BMI nicht grad bestärkt hat“ (C. Riedl). 
Die Fälle wurden daher ab Oktober 2007 im 14-tägigen, und ab November nur noch 
in monatlichen Abständen dargestellt. In die Suche nach „Fällen“ wurden Flüchtlinge, 
AsylwerberInnen oder ihre Communities nicht eingebunden (vgl. Langthaler/Trauner 
2008: 167). 
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Ein weiteres zentrales Ziel, das mit dem Einsatz der Homepage verfolgt wurde, war 
die Sammlung von Unterstützungsunterschriften. BesucherInnen der Homepage 
konnten daher die Petition online unterschreiben. Auf der gleichen Seite wurden 
auch „prominente Stimmen gegen Schubhaft“ präsentiert (vgl. Kapitel 7.4.7). 
Zusätzlich wurde die Gelegenheit gegeben, sich bei Interesse für einen Newsletter 
anzumelden, um über den Kampagnenverlauf informiert zu werden. Der Newsletter 
wurde schließlich einmal während der Kampagne und einmal zu ihrem Abschluss 
verschickt. 
 
7.4.6 Infostände 
Die Idee, Infostände bei Veranstaltungen aufzubauen, wurde kontinuierlich während 
der Kampagne verfolgt (vgl. Protokolle vom 09.07. und 10.10.07), ihre Umsetzung 
scheiterte jedoch am Personalmangel und der fehlenden Koordination (vgl. Interview 
mit K. Brandstötter). Das Integrationshaus machte jedoch im Rahmen seiner 
Veranstaltungen (wie z.B. Kabarettabend „Lachen hilft“ und Flüchtlingsball) und 
seinem Informationsstand auf der Bildungsmesse auf die Kampagne aufmerksam 
und sammelte Unterschriften mittels Unterschriftenlisten (siehe Abb. 10). 
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Abbildung 10: Unterschriftenliste zur Petition 
 
(Quelle: Forum Asyl) 
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7.4.7 MultiplikatorInnen 
Es konnte die Unterstützung mehrerer prominenter Persönlichkeiten und 
KünstlerInnen für die Kampagne gewonnen werden. Zu ihnen zählten Josef 
Haslinger, Ernst Molden, Erika Pluhar, Gerhard Roth, Barbara Stöckl, Peter Turrini 
und Dimitre Dinev. Ihre Statements zu dem Anliegen der Kampagne wurden mit 
ihren Fotos auf der Homepage veröffentlicht und im Rahmen der 
Abschlusskonferenz in der Pressemappe präsentiert. Eine stärkere Einbindung der 
„Prominenten“ wurde von den Öffentlichkeitsabteilungen der Organisationen 
abgelehnt, da dafür keine Plattform geboten werden könnte (vgl. Protokoll vom 
12.02.07).  
 
7.4.8 Lobbying 
Im Laufe der Kampagne stellte sich heraus, dass die Lobbyarbeit einen Hauptteil der 
Kampagnenarbeit darstellen würde. Auf österreichischer Ebene wurde hierbei wie 
geplant ein Brief mit dem Appell, sich um eine Änderung der Gesetzeslage zu 
bemühen, an die SektionsleiterInnen des Bundesministeriums für Inneres, die 
Bundesregierung, den Bundespräsidenten, alle Nationalratsabgeordneten, 
Landeshauptmänner und -frauen, Bezirkshauptmänner und -frauen, Sicherheits- und 
Bundespolizeidirektionen und den Menschenrechtsbeirat verschickt und um ihre 
Stellungnahme gebeten (siehe Abb. 11). Reaktionen auf diese Briefe, die nicht „nichts 
sagend“ (A. Knapp) waren, wurden individuell beantwortet. Zudem wurden mit den 
MenschenrechtssprecherInnen der SPÖ, der ÖVP, der Grünen und dem BZÖ 
persönliche Gespräche geführt; die FPÖ verweigerte einen diesbezüglichen Termin.  
 
Auf internationaler Ebene wurde die englische Übersetzung der Hintergrundpapiere 
von Amnesty International an den Kommissar für Menschenrechte des Europarates 
weitergeleitet, der kurz darauf in seinem Bericht anlässlich seines Besuches im Mai 
2007 in Österreich sehr kritisch zur Schubhaft für AsylwerberInnen Stellung bezog 
(vgl. Commissioner for Human Rights 2007: 21ff). Weiters wurde das Papier an 
diverse europäische und internationale NGOs verschickt, mit der Bitte, die 
Kampagne zu promoten. Und schließlich wurden die Hintergrundpapiere auch dem 
UN-Menschenrechtsausschuss vorgelegt (vgl. Protokoll vom 10.10.07). 
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Abbildung 11: Lobbybrief der Kampagne 
 
(Quelle: Forum Asyl) 
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7.4.9 Freecards, T-Shirts und Plakate 
Freecards wurden in hoher Stückzahl produziert, um auf die Homepage und die 
Kampagne abseits der Medienberichterstattung aufmerksam zu machen. Auf der 
Vorderseite der Karte wurde das Logo als eye-catcher abgebildet und auf der 
Rückseite die zentrale Forderung der Kampagne mit dem Verweis auf die Homepage 
präsentiert (siehe Abb. 12) Erklärtes Ziel war dabei, Unterschriften zu lukrieren, doch 
auf die Petition wurde nicht hingewiesen: „Das Hauptziel war es, über die Karten die 
Unterschriften einzusammeln, das war deklariertes Ziel. So nach dem Motto: Das ist die 
Homepage wo ihr unterschreiben könnt. (…) Deshalb sind die Freecards verteilt worden, nur 
hat da der Spruch gefehlt „Unterstützen sie diese Kampagne“, es war nirgends ein Hinweis 
(…), dass es eine offizielle Petition ist und nicht nur eine Homepage, ein Infopage, und das 
war ein grober Fehler“ (S. Wagner).  
Die Freecards konnten auf der Homepage bestellt werden und wurden in 
Einrichtungen und bei organisationseigenen Veranstaltungen aufgelegt. Zusätzlich 
wurden alle Organisationen beauftragt, die Karten in Cafes und Lokalen verteilen, 
hier fehlte jedoch die Absprache: „Also die Freecards sind von zwei Mitarbeiterinnen von 
uns am Abend in den Lokalen verteilt worden (…). Ob andere Organisationen das auch 
gemacht haben, weiß ich nicht, das war halt auch nicht koordiniert, wer wann wo hingeht“ (K. 
Brandstötter).  
 
T-Shirts und Plakate wurden in Eigenproduktion gedruckt, konnten jedoch weder 
über die Homepage, noch offiziell über eine der Organisationen bestellt werden, und 
wurden aus diesem Grund hauptsächlich organisationsintern benutzt. Die Idee, 
selbst gedruckte Plakate in Lokalen aufzuhängen, wurde nicht umgesetzt, 
stattdessen „sind sie dann in den Einrichtungen selbst aufgehängt worden, was natürlich 
sehr wichtig ist“ (K. Brandstötter). Der Multiplikationseffekt durch die Plakate und T-
Shirts war daher eher gering (vgl. Interview mit ebd.) 
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Abbildung 12: Freecards der Kampagne 
 
(Quelle: Forum Asyl) 
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7.5 Ergebnis und Reaktionen 
Ob und inwiefern die Kampagne ihre Ziele erreicht und die erwünschte Wirkung 
erzielt hat, kann abgesehen von den quantifizierbaren Unterstützungsunterschriften 
nur anhand der Einschätzungen der InterviewpartnerInnen festgestellt werden, da 
eine Evaluation der Kampagne zwar angedacht, letztlich aber nicht durchgeführt 
wurde.  
 
Die Kampagne wurde jedenfalls offiziell neun Monate nach ihrem Beginn mit der 
Übergabe von 10.334 Unterschriften an die NationalratspräsidentInnen übergeben. 
Die für die Behandlung in den diversen Ausschüssen des Parlaments notwendigen 
500 Unterschriften einer Petition wurden dabei bei Weitem überschritten. Aufgrund 
eines Fehlers bei der Unterschriftensammlung musste dennoch die grüne 
Nationalratsabgeordnete Brigid Weinzinger offiziell die Petition einreichen, damit sie 
dem Petitionsausschuss übergeben werden konnte: „Das war ein Riesenlapsus, wir sind 
zum Schluss draufgekommen, dass man ja auch das Geburtsdatum angeben muss, damit 
das dann behandelt wird. Und das hat gefehlt. Da sieht man, wie gut das alles organisiert 
war“ (S. Wagner). Nach der Unterschriftenübergabe langten noch weitere 
Unterschriften bei den OrganisatorInnen ein, insgesamt unterzeichneten daher ca. 
11.000 Personen die Petition. 
 
Ob diese Zahl an UnterstützerInnen als Erfolg gewertet werden konnte, wurde von 
den InterviewpartnerInnen unterschiedlich eingeschätzt: Karin Brandstötter von der 
Öffentlichkeitsarbeitsabteilung der Diakonie stand diesem Ergebnis durchaus kritisch 
gegenüber: „10.000 Unterschriften, wenn es überhaupt so viele waren, das ist doch beinahe 
lächerlich. Wenn man bedenkt wie viele Wahlberechtigte es gibt, wenn man bedenkt, was 
andere, vollkommen unwichtige Petitionen für Unterschriften zusammenkriegen“ (K. 
Brandstötter). Ähnlich kritisch auch Sibylle Wagner von der Caritas: „Naja, irgendwie ist 
das schon traurig, wenn man bedenkt, dass die Caritas allein fast 10.000 Mitarbeiter hat“ (S. 
Wagner). Die restlichen InterviewpartnerInnen sahen die Überschreitung der 10.000er 
Grenze aber durchaus als Erfolg, nicht zuletzt aufgrund des schwierigen Themas: „Es 
war kein so schlechter Rücklauf, wenn man die Schwierigkeit des Themas bedenkt. (…) Weil 
die Unterscheidung zwischen Strafhaft und Schubhaft bei der Bevölkerung zu erreichen, bei 
dem Grad der Verhetzung, der vorherrscht, ist gar nicht so einfach. Wenn Wachebeamten in 
der Schubhaft oft nicht wissen, dass es sich nicht um Kriminelle handelt, ist es der 
Bevölkerung auch schwer beizubringen“ (C. Riedl). Andrea Eraslan-Weninger vom 
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Integrationshaus sieht in den gesammelten Unterschriften zudem ein großes 
Potential: „Das sind 11.000 Unterschriften und von allen haben wir die Adressen oder 
Emailadressen. Das ist ein schönes Potential für die Zukunft, die können wir alle weiter 
erreichen, wenn wir etwas Neues planen oder brauchen, darauf kann man aufbauen“ (A. 
Eraslan).  
 
Der Zulauf von UnterstützerInnen bei den gesetzten Aktionen wurde als gering 
eingestuft: Der Aktionstag der Diakonie sei zwar gut besucht worden, doch „im 
Grunde genommen waren das vor allem Leute aus den eigenen Organisationen, die halt 
Freunde mitgebracht haben. Also nur Leute, die ohnehin schon von dem Problem gewusst 
haben“ (K. Brandstötter). Die Demonstration vor dem Polizeianhaltezentrum in Wien 
erreichte nicht einmal eine zweistellige BesucherInnenzahl. Die TeilnehmerInnen 
bestanden zudem ausschließlich aus MitarbeiterInnen der Organisationen: „Die waren 
alle irgendwie mit den Organisationen verbunden, also ich glaub kaum, dass bei 
irgendwelchen Aktionen die Öffentlichkeit, oder was als Öffentlichkeit gilt, auch 
dazugekommen ist“ (S. Wagner).  
 
Abgesehen von den Unterschriften seien insgesamt auch kaum Reaktionen aus der 
Öffentlichkeit gekommen: „Von Reaktionen aus der Öffentlichkeit, außer den 
Unterschriften, weiß ich nichts (…). Insgesamt hat die Kampagne wenig Reaktion ausgelöst, 
also weder positiv noch negativ, sondern einfach nur Stille“ (K. Brandstötter). Die 
Öffentlichkeit zu erreichen und informieren sei der Kampagne daher nicht gelungen: 
„Vielleicht haben wir die schon ein bisschen vorinformierte Bevölkerung erreicht, aber bei 
Leuten, die überhaupt nichts mit dem Thema anfangen können, haben wir es völlig verfehlt, 
da ist, glaube ich, gar nichts angekommen. Also das höhere Ziel, die breite Öffentlichkeit zu 
informieren, und damit sind ja alle gemeint, das hat nicht funktioniert und sie zu mobilisieren, 
das hat schon gar nicht mehr geklappt“ (S. Wagner).  
 
Auch die Resonanz in den Medien ist nach Meinung der InterviewpartnerInnen 
gering ausgefallen. Der vom Integrationshaus gesammelte Medienspiegel zählte 
sieben Reaktionen auf den Start der Kampagne und insgesamt neun Reaktionen auf 
die Abschlusskonferenz.47 Während der Kampagne waren außer dem bereits 
                                            
47
 Die Reaktionen zu Beginn der Kampagne bestanden aus sechs Berichten in Printmedien und einem 
Beitrag im ORF-Radio „oe1“. Über die Abschlusspressekonferenz berichteten vier Tageszeitungen 
zumeist in Kurzmeldungen, zwei Onlinezeitungen und es gab jeweils eine Kurzmeldung in der 
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erwähnten Beitrag in der Religionssendung „Orientierung“ des ORF (vgl. Kapitel 
7.4.2) ausschließlich Berichte in Printmedien über den Flüchtlingsball zu 
verzeichnen, die aufgrund des Mottos des Balls auf die Kampagne verwiesen.  
 
Bei den Lobbymaßnahmen lasse sich nicht wirklich feststellen, ob diese gewirkt 
hätten oder nicht: „Na ja, es sind auf jeden Fall weniger Asylweber eingesperrt worden 
nachher. Aber da kann man nicht sagen, ob das an unserer Kampagne lag oder doch eher, 
weil es da klare höchstgerichtliche Entscheidungen dazu gegeben hat“ (C. Riedl). Es sei auf 
jeden Fall nicht so, dass gar nichts passiert sei: „Die Kampagne hat etwas gebracht. Es 
wurde der Fremdenpolizei auf die Finger geschaut, durch das ständige Berichten wurde da 
kontrolliert, was sie so machen“ (A. Eraslan). Die Zahl der Reaktionen auf die 
ausgesendeten Briefe wurde von den Organisationen nicht erfasst, wird aber auf 
relativ hoch eingeschätzt, „wobei viele davon inhaltlich nicht wirklich sehr ergiebig waren“ 
(A. Knapp), andererseits aber auch einige positive und um mehr Information bittende 
Antwortschreiben einlangten. Inhaltlich übernommen wurden die Forderungen des 
Forum Asyls von der Menschenrechtssprecherin der SPÖ, die dies auch per 
Pressekundgebung kundtat, und von der damaligen (grünen) Obfrau des 
Menschenrechtsausschusses des Parlaments. Als späte Reaktion war zudem noch 
der Entschluss des steirischen Landtags zu verzeichnen, der auf Antrag der Grünen 
die Bundesregierung dazu aufforderte, die Schubhaft für AsylwerberInnen 
abzuschaffen (vgl. www.fluchtistkeinverbrechen.at). Angesichts der drohenden neuerlichen 
Gesetzesänderungen kommt Anny Knapp von der Asylkoordination allerdings zum 
Schluss: „Also wenn man sich die neue Fremdenrechtsnovelle anschaut, und was in letzter 
Zeit so gesagt wurde zum Thema, dann hat die Kampagne anscheinend gar kein Resultat 
gebracht. Die Schubhaftbestimmungen werden jetzt schon wieder verschärft“ (A. Knapp). 
Und auch die Öffentlichkeitsarbeiterin Karin Brandstötter stellt die Wirkung der 
Kampagne insgesamt in Frage: „Ergebnis hat die Kampagne eigentlich keines gehabt. Es 
hat ein paar nette Briefe von Politikern gegeben. Aber in der Öffentlichkeit gab es keinen 
Erfolg, man hat kein Bewusstsein geschaffen“ (K. Brandstötter).  
 
                                                                                                                                        
Nachrichtensendung „ZIB 1“ im ORF-Fernsehen, einen Beitrag im Abendjournal des ORF-
Radiosenders „oe1“ und eine Teletextmeldung. 
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7.6 Erklärungsansätze der AkteurInnen 
Die Kampagne hat also nach Meinung der meisten InterviewpartnerInnen nur eine 
beschränkte Wirkung erzielt.48 Die Ursachen für den mangelnden Erfolg werden 
dabei in unterschiedlichen Bereichen verortet. 
 
Als einer der Hauptgründe wird von allen Befragten das Fehlen von Ressourcen für 
die Kampagne genannt. Nichtregierungsorganisationen hätten immer mit 
Finanzierungsproblemen zu kämpfen, im Flüchtlingsbereich jedoch besonders. Die 
finanziellen Mittel reichten nicht, um alle notwendigen Instrumente einzusetzen, an 
andere Finanzierungsmöglichkeiten wurde jedoch nicht gedacht: „Wir hätten 
wahrscheinlich versuchen sollen, finanzielle Unterstützung bei anderen Organisationen zu 
bekommen, dann kann man zum Beispiel auch Fernsehspots drehen oder Plakate, Inserate 
oder Poster machen und erreicht dadurch mehr Leute und natürlich auch viel mehr 
Aufmerksamkeit der Medien“ (A. Knapp). Für eine detaillierte Vorbereitung der 
Kampagne seien schon gar nicht genügend Mittel vorhanden gewesen: „Mit mehr 
Ressourcen könnte man außerdem eine Studie machen, und schauen, was kommt am 
besten an, das würde sehr viel bringen. Aber dafür gibt es kein Geld, das ist in NGOs einfach 
so“ (K. Brandstötter). Karin Brandstötter wirft den Organisationen dabei vor, dass für 
professionelle Öffentlichkeitsarbeit nie ausreichend Mittel zur Verfügung gestellt 
werden, weil ihre Relevanz für den (gesellschaftlichen) Erfolg der Organisationen 
nicht gesehen wird: „Es ist ihnen einfach nicht klar, was dabei herauskommen könnte, 
wenn sie etwas in Öffentlichkeitsarbeit investieren würden, dass sich das wirklich auszahlt. 
Es wird immer gesagt, dass kein Geld dafür da ist. Und da beißt sich dann die Katze wirklich 
in den Schwanz, denn wenn ich keine Öffentlichkeitsarbeit habe, gibt es keine Öffentlichkeit 
und auch keine Spenden. Und wenn ich keine Öffentlichkeit habe, dann kann ich auch kein 
Bewusstsein schaffen“ (K. Brandstötter).  
 
Die mangelnde Einbindung der Öffentlichkeitsarbeitsabteilungen und das dadurch 
entstandene Fehlen von Know-how wurde von beinahe allen InterviewpartnerInnen 
als Mitursache für den beschränkten Erfolg der Kampagne gesehen: „Wir sind ja keine 
Experten für Kampagnen und Öffentlichkeitsarbeit, und die von den größeren Organisationen 
beteiligten Zuständigen für Öffentlichkeitsarbeit haben sich hauptsächlich nur bei der 
                                            
48
 Eine Ausnahme bilden hier die Angaben von Andrea Eraslan-Weninger vom Integrationshaus, die 
der Kampagne durchaus positive Ergebnisse und Erfolg zuschreibt (vgl. hierzu Kapitel 5.2.8) 
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Vorbereitung der Pressekonferenzen eingeschaltet. Das war wahrscheinlich auch deswegen 
so, weil eine Kampagne in größerem Stil ohne Geld nicht machbar erschienen ist“ (A. 
Knapp). Neben den fehlenden Ressourcen macht Sibylle Wagner von der Caritas 
jedoch auch das Desinteresse der Öffentlichkeitsarbeitsabteilungen für die 
Nichtteilnahme an der Kampagnenplanung verantwortlich: „Ich habe manchmal das 
Gefühl, dass es von ihnen selbst kommen muss, damit überhaupt eine Kampagne gut laufen 
kann. Es muss hauptsächlich von ihnen getragen oder initiiert werden, damit es wirklich 
weiter lauft, ansonsten muss man sie tagtäglich davon überzeugen, dass das wichtig ist. Und 
weil es nicht überall auf der Generalsekretariatsebene eine Entschlussfassung dazu 
gegeben hat, sondern eher von unten, von einem Sozialbereich die Bitte um Mithilfe kam, 
war es halt nicht klar: Das ist jetzt eine Kampagne von uns, die machen wir jetzt die 
nächsten drei Monate lang“ (S. Wagner). 
 
Dass die Kampagne nicht auf allen Ebenen aller Organisationen mitgetragen worden 
sei, wird damit begründet, dass das öffentliche Auftreten für Flüchtlinge bzw. 
AusländerInnen vor allem bei den größeren Organisationen immer mit Angst vor 
Spendeneinbrüchen verbunden sei: „Flüchtlinge sind für manche NGOs, die sich am 
Spendenmarkt bewerben, immer ein schwieriges Thema und Schubhäftlinge umso mehr, 
das ist nicht etwas, mit dem man sich gerne in die Öffentlichkeit stellt“ (C. Riedl). Aufgrund 
der Sorge, SpenderInnen zu verlieren, sei der Einsatz für die Kampagne auch 
unterschiedlich groß in den Organisationen gewesen: „Also ich habe das Gefühl gehabt, 
dass nicht wirklich alle voll dahinter stehen. Dass es zwar gelungen ist, die NGOs 
hineinzuschubsen in die Kampagne, aber es einigen nicht schnell genug gehen konnte, 
wieder hinauszukommen. Also es waren nicht alle mit vollem Herzblut dabei. Und das war 
immer unangenehm“ (C. Riedl). Gemeinsam an einem Strang zu ziehen, schien 
aufgrund der unterschiedlichen Interessen daher schwierig: „Einige wollten politisch 
arbeiten, die anderen dann wieder nicht, manche haben sich dann überhaupt fast aus der 
Kampagne zurückgezogen“ (K. Brandstötter). 
 
Grund dafür dürfte nicht nur die Sorge um den Verlust von Spendengeldern sein, 
sondern auch die Tatsache, dass einige der Organisationen Förderungen des 
Bundesministeriums für Inneres erhielten: „Dienstleistungsnehmer des Staates müssen 
natürlich immer viel diplomatischer vorgehen als andere Organisationen, die unabhängig 
sind“ (A. Eraslan). In der Abstimmung der weiteren Vorgehensweise gab es daher bei 
den Sitzungen des Forum Asyls immer wieder Schwierigkeiten: „Realistischerweise 
beeinflussen Verträge (…) jede öffentliche Tätigkeit des Forums und sowieso der NGOs im 
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Einzelnen. Dass es da schwierig ist, zu Kompromissen im Forum zu kommen, liegt auf der 
Hand. Neben der sowieso schon sehr unterschiedlichen Ausrichtung der Organisationen sind 
sie zusätzlich sehr unterschiedlich stark in Förderverträge etc. eingebunden. Die, die welche 
haben, wollten und müssen vorsichtiger auftreten als andere“ (S. Wagner). Doch nicht nur 
beim öffentlichen Auftritt, sondern auch in der Mitarbeit an der Kampagne sei der 
Einfluss der staatlichen Verträge sichtbar gewesen: „Die Kampagne wurde ganz sicher 
von bestehenden Verträgen beeinflusst, denn es war wahnsinnig schwierig, die 
wöchentlichen Fallbeispiele zu organisieren. Im Endeffekt kamen die auch nur von wenigen 
Einrichtungen der Diakonie und der Caritas Eisenstadt. Die anderen hatten offensichtlich 
Angst ihre Verträge zu verlieren“ (C. Riedl). In Österreich sei diese Angst jedoch 
berechtigt, weil „das ja wirklich gefährlich für die NGO werden kann, wenn sie Kritik übt an 
dem, was das Ministerium macht, weil die dann vielleicht den Vertrag nicht verlängern. Das 
ist in Österreich wirklich eigen, dass man da dann nicht mehr öffentlich kritisieren kann, das 
kenn ich aus anderen Ländern wie zum Beispiel Deutschland eigentlich nicht“ (A. Knapp).  
 
Doch nicht nur in Verbindung mit Förderverträgen und Spendengeldern seien 
Kampagnen im Flüchtlingsbereich schwierig. Aufgrund der immer stärker werdenden 
negativen Haltung im öffentlichen, aber auch medialen Diskurs gegenüber 
AusländerInnen sei das Thema generell sehr schwer in die Öffentlichkeit zu bringen: 
„Das Flüchtlingsthema ist eines der schwierigsten Themen überhaupt, das merkt man auch 
beim Fundraising. Es gibt momentan eine allgemeine Stimmung in Österreich, die ist im 
Vergleich zu den 80-ern vollkommen anders. Da ist so eine dumpfe Angst vor Fremden, vor 
allem, was fremd ist. Und dann kommt natürlich noch diese geschürte Stimmung dazu, dass 
Asylwerber nur kommen, um sich hier wirtschaftlich zu bereichern. Das ist in den letzten 10 – 
15 Jahren viel schlimmer geworden. Also ich glaube, das war unterschwellig schon immer 
da, aber in letzter Zeit kann man das auch ganz leicht offen ausdrücken, ja man kann sich 
wohl fühlen damit. Und wenn dann jemand mit einem Flüchtlingsthema daherkommt, dann 
heißt es einfach: Lasst uns in Ruhe!“ (K. Brandstötter). Hinzu kommt, dass die Materie im 
Flüchtlingsbereich sehr komplex sei und die juristischen Details für LaiInnen nur 
schwer zu durchschauen seien, „weshalb es auch wahnsinnig schwierig ist, 
diesbezügliche Anliegen oder Forderungen verständlich in die Öffentlichkeit zu 
transportieren“ (S. Wagner).  Die seit Jahren vorherrschende mediale und politische 
Reduzierung des Flüchtlingsthemas auf kriminelle AusländerInnen und 
„Wirtschaftsflüchtlinge“ mache es beinahe unmöglich, dagegen anzukommen: „Die 
Materie ist sehr komplex und die Vereinfachung birgt viele Gefahren, das Klima ist vergiftet 
und seitens Medien und Politik verzichtet man bewusst auf Differenzierung, weil das Ziel 
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nicht die Schutzgewährung für Flüchtlinge in einer ausländerfreundlicheren Umgebung ist, 
sondern sich gegenseitig zu beweisen, wer der beste Ausländer-Raus-Parolen-Verkäufer ist. 
Das sind Schwierigkeiten, die im Moment beinahe unüberwindbar sind. Selbst eine teure und 
perfekt organisierte Kampagne täte sich dagegen sehr schwer“ (C. Riedl). In Anbetracht 
dessen, dass sich die Stimmung gegen Flüchtlinge in ganz Europa immer mehr 
verschlechtere, müsse überhaupt hinterfragt werden, ob österreichische NGOs 
dagegen allein noch etwas unternehmen könnten: „Das ist ja nicht nur in Österreich so, 
sondern überhaupt in ganz Europa. Das kann man also nicht auf ein Land beschränken, da 
ist die Öffentlichkeitsarbeit von NGOs wie uns nur ein Tropfen auf dem heißen Stein. Wir 
müssten das auf eine internationale Ebene bringen und auf jeden Fall verstärken, weil so wie 
wir das jetzt machen, bringt es wahrscheinlich gar nichts“ (K. Brandstötter). 
 
Abgesehen von den äußeren widrigen Umständen wird die Verantwortung für den 
beschränkten Erfolg der Kampagne aber auch durchaus kritisch in den eigenen 
Reihen und der Organisation der Kampagne gesehen. Vor allem die fehlende 
Vorbereitung und die mangelnde Koordination werden hier als Kritikpunkte genannt: 
„Das Problem war, dass es überhaupt keine Vorbereitung gegeben hat, sondern es ist 
einfach so aus dem Boden gestampft worden: „so und wir machen das jetzt“. Es hat auch 
keine Koordination gegeben, es war nicht untereinander abgestimmt“ (K. Brandstötter). 
Nötig wäre eine fixe verantwortliche Stelle oder AnsprechpartnerIn gewesen, „die sich 
zuständig fühlt, die nur dafür abgestellt ist, die sagen kann: Die und die Ressourcen haben 
wir und das und das machen wir jetzt“ (S. Wagner). Ohne diese Koordination habe man 
„insgesamt (…) schon gemerkt, dass besonders viel Arbeit an der Organisation hängen 
bleibt, die gerade den Vorsitz hat“ (A. Eraslan), denn es habe keine klare 
Arbeitsaufteilung gegeben, und wenn doch, dann seien die Vereinbarungen oft nicht 
eingehalten worden. So seien zum Beispiel die versprochenen Personalressourcen 
nur von den wenigsten Organisationen tatsächlich auch eingesetzt worden. Und 
auch im Bereich der Medienarbeit, wo eigentlich wöchentlich eine Organisation dafür 
zuständig gewesen wäre, sei das besonders deutlich geworden (vgl. Kapitel  7.4.2). 
Nicht zuletzt deshalb habe es so gut wie keine Medienreaktionen auf die Kampagne 
gegeben. Karin Brandstötter von der Öffentlichkeitsarbeitsabteilung der Diakonie 
macht hier abgesehen von der fehlenden Koordination auch noch die geringen 
Zeitressourcen und die unglückliche Startzeit der Kampagne für die geringe 
Medienresonanz verantwortlich: „Da müsste man nachtelefonieren, und das ist ein großer 
Zeitaufwand, und die Zeit hat einfach niemand. Und dann war das Ganze auch noch über 
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den Sommer mit dem Sommerloch. Da waren die Meinungen zweigeteilt, manche haben 
gesagt, da kriegen wir das Thema wenigstens unter, weil sonst nichts los ist. Aber es ist nun 
mal so, dass da keiner da ist, nicht nur die Medienkontakte, sondern auch die Bevölkerung, 
entweder sind sie auf Urlaub oder es gibt kein Interesse, ab Herbst geht da dann wieder viel 
mehr“ (K. Brandstötter). Die wenigen Berichte, die tatsächlich erschienen sind, waren 
ihrer Meinung nach auch nicht unbedingt zielführend: „Das war halt wieder nur die 
Presse, die eh nur die Leute lesen, die schon deiner Meinung sind oder die zumindest das 
Thema interessiert. Weil in die Krone wirst du so einen Artikel nicht hineinkriegen.“ (ebd.). 
 
Um tatsächlich mehr Resonanz sowohl in Bevölkerung als auch in den Medien zu 
erzielen, hätte die Kampagne nach Meinung aller InterviewpartnerInnen breiter 
angelegt werden müssen: „Wir hätten uns mehr um prominente UnterstützerInnen und 
eine breitere Mobilisierung durch andere Organisationen kümmern sollen. Dafür wären 
vermutlich mehr direkte Kontakte mit unterschiedlichsten Organisationen nötig gewesen, 
also ich denke da zum Beispiel an MigrantInnenorganisationen, die ja auch sehr nahe an 
dem Thema sind. Ich glaube, wenn das Ganze von einer breiteren Basis getragen wird, dann 
hat es auch mehr Erfolg“ (A. Knapp).  
 
Insgesamt wurde zudem vielfach das Fehlen einer durchdachten Strategie 
bemängelt: „Eine wirkliche Strategie hat es ja nicht gegeben. Anscheinend hat man 
erwartet, die wachen plötzlich alle auf“ (K. Brandstötter). Der Grund dafür dürfte vor allem 
in der mangelnden Einbindung der Öffentlichkeitsarbeitsabteilung liegen: „Die 
Strategieplanung war ein Fehler, die hat es nicht wirklich ausführlich gegeben, weil im 
Endeffekt auch keine Professionalisten in diesem Projekt saßen, die damit Erfahrung hatten, 
da hat das Know-how in den Organisationen gefehlt. Also nicht allgemein gefehlt, aber schon 
in den Abteilungen, die dort vertreten waren“ (S. Wagner). Aus diesem Grund seien auch 
Fehler begangen worden, die normalerweise vermeidbar wären. So seien Aktionen 
und Veranstaltungen nur sehr kurzfristig und nur über interne und informelle Wege 
angekündigt worden. Zudem seien sie insgesamt „wenig durchdacht und ausgereift 
gewesen und es hat keine Zugpferde gegeben, da müsste man irgendwas Peppigeres 
machen“ (S. Wagner). Bei der Mobilisierung seien zudem aufgrund der fehlenden 
Strategie Chancen vergeben worden: „Das mit dem Mobilisieren, da wäre noch Kapazität 
drinnen gewesen, weil da hat es viele Rückmeldungen gegeben: So und was können wir 
jetzt tun, wir können wie euch unterstützen? Und das hat dann keiner gewusst, das hätte alle 
überfordert“ (ebd.). 
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Karin Brandstötter von der Öffentlichkeitsarbeit der Diakonie sieht dabei eine 
einfache Lösung für zukünftige Kampagnen: „Man könnte die Öffentlichkeitsarbeit 
wirklich von der Öffentlichkeitsarbeit machen lassen, also auch inhaltliche Kompetenzen an 
sie weitergeben, da wird immer geglaubt, wir kennen uns nicht aus. Wir sollen dann zwar die 
Öffentlichkeitsarbeit machen, aber in die Vorbereitung und Recherchen werden wir nicht mit 
einbezogen“ (K. Brandstötter). Insgesamt zieht sie aus Sicht der Öffentlichkeitsarbeit 
jedenfalls eine sehr negative Bilanz: „Es hat wenig Vorab- Koordination gegeben, keine 
Antworten, wie viel Ressourcen es gibt, und Vereinbarungen sind auch nur zum Teil 
eingehalten geworden. Es hat kein Absprechen gegeben, keine gemeinsame Planung und 
auch keine Plattform, wie z.B. dann bei der Bleiberechtskampagne. Und es hat kein Personal 
und keine Ressourcen gegeben. Die ganze Kampagne war ein Beispiel, wie man es nicht 
machen soll. Und es war halt auch ein schwieriges Thema“ (ebd.). 
 
7.7 Validation der Thesen 
1. These: Advocacy-Kampagnen im Flüchtlingsbereich wollen eine Gegen-
öffentlichkeit zum öffentlichen Diskurs bilden und die (Menschen-)Rechte der 
AsylwerberInnen verteidigen. 
 
Diese These kann bejaht werden. Denn die Zielsetzung der Kampagne war 
eindeutig die Öffentlichkeit aufzuklären und zu mobilisieren, um der 
menschenrechtlich bedenklichen Praxis der willkürlichen Inschubhaftnahme 
von AsylwerberInnen Einhalt zu gebieten. 
 
2. These: Verträge mit staatlichen Institutionen beeinflussen das advokatorische 
Auftreten der Flüchtlingsorganisationen. 
 
Auch diese These trifft zu. Verträge mit dem Innenministerium zwingen NGOs 
dazu, diplomatischer nach Außen aufzutreten, um ihre Finanzierungsquelle 
nicht zu verlieren. Wenn in NGO-Allianzen gleichzeitig finanziell unabhängige 
und förderungsabhängige Organisationen vertreten sind, kann durch die 
daraus resultierenden Konflikte über das adäquate Ausmaß an öffentlicher 
politischer Kritik die Position der Allianz zusätzlich geschwächt werden. Neben 
der finanziellen Abhängigkeit vom Staat beeinträchtigt aber zusätzlich auch 
die Angst, aufgrund des in der Öffentlichkeit unbeliebten Themas 
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Spendengelder einzubüßen, den öffentlichen Auftritt mancher NGOs. 
 
3. These: Aufgrund geringer finanzieller Ressourcen im Flüchtlingsbereich kommen 
professionelle Methoden der Öffentlichkeitsarbeit im Planungsprozess der 
Kampagnen zu kurz. 
 
Diese These kann nur bedingt bejaht werden. Aufwendige Studien für die 
Situations- oder Problemanalyse können mit den vorhandenen Mitteln von 
Flüchtlingsorganisationen nicht finanziert werden. Doch auch mit geringen 
finanziellen Ressourcen ist ein professionelles Vorgehen möglich. Die in der 
Kampagne Flucht ist kein Verbrechen verabsäumten professionellen Schritte 
wie die Strategieplanung, die Segmentierung der Teilgruppen oder das völlige 
Fehlen einer Evaluation können eher auf die mangelnde Einbindung der 
ÖffentlichkeitsarbeiterInnen und das dadurch entstandene fehlende Know-how 
zurückgeführt werden. 
 
4. Aufgrund geringer finanzieller Ressourcen im Flüchtlingsbereich können in der 
Kampagnenarbeit nicht alle notwendigen Maßnahmen ergriffen werden, um zum 
Ziel zu führen. 
 
Diese These kann durch die Analyse der Kampagne nicht eindeutig bestätigt 
werden. Bei einem Budget von nur 12.200 Euro liegt die Schlussfolgerung 
nahe, dass die fehlenden Ressourcen für den geringen Erfolg verantwortlich 
waren. Es kann jedoch nicht ausgeschlossen werden, dass bei einer 
professionelleren Vorgehensweise in Planung und Umsetzung der Kampagne 
auch mit den vorhandenen Ressourcen ein größerer Effekt erzielt werden 
hätte können. 
 
5. Aufgrund der „herrschenden“ öffentlichen Meinung und der Macht des medialen 
und politischen Diskurses beinhalten advocacy-Kampagnen im Flüchtlingsbereich 
besonders emotionale Strategien.  
 
Auch diese These kann anhand der Analyse der Kampagne Flucht ist kein 
Verbrechen nicht beantwortet werden. In der Konzeption der Kampagne 
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wurden zwar gewisse affektive Ziele verfolgt („betroffen machen“), die 
Umsetzung erfolgte jedoch auf einer rein kognitiven Ebene. Ob die 
konsequente Durchführung einer emotionalen Strategie eine höhere Wirkung 
der Kampagne bewirkt hätte, kann daher nicht gesagt werden. Die Literatur 
lässt diesen Schluss jedoch zu.  
 
6. Advocacy-Kampagnen im Flüchtlingsbereich bedienen vor allem das Bild von 
AsylwerberInnen als Traumatisierte, Kranke und Hilfsbedürftige und beziehen 
AsylwerberInnen in die Konzeption der Kampagnen nicht ein. 
 
Diese These kann schließlich wieder eindeutig bejaht werden. Die Kampagne 
konzentrierte sich beinahe ausschließlich auf Traumatisierte und 
hilfsbedürftige Menschen und in jeder Fallgeschichte wurde auf die 
Verwundbarkeit der AsylwerberInnen hingewiesen. Flüchtlingscommunities 
wurden weder bei der Planung der Kampagne mit einbezogen, noch wurde 
ihre Unterstützung und Kooperation bei der Durchführung in Anspruch 
genommen. Die einzige Gelegenheit, an der Kampagne zu partizipieren, hatte 
ein tschetschenischer Flüchtling bei der Abschlusskonferenz – als 
traumatisierter Betroffener. 
 
7.8 Schlussfolgerungen aus der Analyse 
Die Kampagne Flucht ist kein Verbrechen kann als klassische advocacy-Kampagne 
eingestuft werden. Mit Hilfe von Outsider- und Insiderstrategien wurde versucht, 
sowohl in der Öffentlichkeit Verständnis und Unterstützung für die Anliegen der 
Kampagne zu erreichen als auch mittels direktem Lobbying Einfluss auf politische 
EntscheidungsträgerInnen zu nehmen (vgl. Kapitel 3.1.1). Bedenkt man die 
Mobilisierungskapazität anderer, sozial weitaus weniger brisanter Kampagnen49 und 
den nach wie vor fremdenfeindlichen politischen und öffentlichen Diskurs in 
Österreich, so hat die Kampagne jedoch nur ein bescheidenes Ergebnis gebracht. 
Dieser Meinung schließen sich auch die OrganisatorInnen der Kampagne selbst an 
                                            
49
 Um hier ein besonders plakatives Beispiel zu bringen: Die „Hundstrümmerl-Petition“ wurde ohne 
aufwendige Kampagne von 157.631 Personen unterschrieben und hat somit mehr als die 15-fache 
Resonanz erreicht (vgl. www.hundekot.at).  
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(vgl. Kapitel 7.5). Zum einen mag der Grund dafür im Thema der Kampagne liegen, 
das als Menschenrechtsthema einerseits einen geringfügigen Nachrichtenwert hat 
(vgl. Kapitel 4.3) und andererseits äußerst negativ im öffentlichen Diskurs besetzt ist 
(vgl. Kapitel 2.5). Zum anderen konnte aber in der Analyse auch festgestellt werden, 
dass viele Schritte der Kampagne sowohl in der Planung als auch in der Umsetzung 
nicht den kommunikationswissenschaftlichen Kriterien eines Kampagnenprozesses 
entsprachen. Die Annahme liegt jedoch nahe, dass eine Kampagne gerade dann, 
wenn ihr Thema nur schwer in den öffentlichen Diskurs einzubringen ist, umso 
professioneller gestaltet werden muss, um dennoch die notwendige Aufmerksamkeit 
erregen zu können. Dieses professionelle Vorgehen wurde jedoch bei der 
gegenständlichen Kampagne verabsäumt. 
 
Die Kampagne wurde, wie auch Karin Brandstötter von der Öffentlichkeitsarbeit der 
Diakonie angibt, buchstäblich „aus dem Nichts gestampft“ (vgl. Kapitel 7.6). Die 
Vorbereitungszeit war viel zu kurz, um sich durch eine fundierte Situationsanalyse 
ein umfassendes Bild über Notwendigkeiten und Möglichkeiten zu machen. Zudem 
wurde versäumt, andere, mit dem Thema verwandte NGOs als Kooperations-
partnerInnen zu gewinnen. Gerade wenn jedoch ein Thema gegen die herrschende 
öffentliche Meinung durchgesetzt werden soll, ist eine möglichst breite 
Unterstützungsallianz aller relevanten NGO-Player notwendig (vgl. Kapitel 4.2.1 und 
4.3). Doch nicht nur nach außen, sondern auch nach innen wurde das Vorgehen 
nicht abgestimmt: Aus Angst um Spendengelder wurde die Kampagne zumindest in 
den großen Organisationen nicht auf allen Ebenen mitgetragen – vor allem die 
wichtige obere Hierarchieebene mit ihrer Weisungsmacht innerhalb und ihrem 
Bekanntheitsgrad außerhalb der Organisation war kaum in den Kampagnenprozess 
involviert. Zudem wurden auch die „einfachen“ MitarbeiterInnen der Einrichtungen 
nur geringfügig in die Kampagne miteingebunden. Damit konnten zum einen die 
gerade bei finanziell geringen Mitteln so wichtigen Personalressourcen nicht 
ausgeschöpft werden, und ging zum anderen der dadurch mögliche 
Multiplikationseffekt verloren.  
 
Der Verzicht auf eine Segmentierung der Zielgruppe dürfte genau die von Rogers 
und Storey (1987) angekündigte Konsequenz gehabt haben: Die Botschaften der 
Kampagne erreichten nur jene, die schon zuvor informiert und sensibilisiert waren 
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(vgl. Kapitel 4.2.3). Hier bleibt die Frage zu stellen, warum als Zielgruppe 
ausgerechnet die „interessierte Bevölkerung“ (A. Knapp, vgl. Kapitel 7.3.4) gewählt 
wurde, wenn gleichzeitig die Aufklärung der „unwissenden“ Bevölkerung als Ziel 
gesetzt wurde, um in weiterer Folge deren Einstellung zu AsylwerberInnen zu 
verändern. Der Schluss liegt nahe, dass die „interessierte Bevölkerung“ sich bereits 
vor der Kampagne über die Hintergründe der Schubhaft informiert hat und die 
Mehrheitsposition des öffentlichen Diskurses zum Thema AsylwerberInnen nicht teilt; 
sie als Zielgruppe festzulegen kann daher nicht zum gewünschten Effekt führen.  
 
Um tatsächlich den Teil der Bevölkerung zu erreichen, der sich aufgrund fehlender 
Information sein Bild über AsylwerberInnen anhand des Medien- und Politikdiskurses 
gebildet hat, wird jedoch nicht nur die Segmentierung der Öffentlichkeit in 
Teilöffentlichkeiten reichen. Vielmehr werden dazu geeignete Botschaften gesendet 
werden müssen. Dazu wäre zum einen eine Untersuchung im Vorhinein ratsam, 
welche Botschaften bei der Zielgruppe aufgenommen werden und welcher 
Lösungsvorschlag Akzeptanz finden kann. Denn die aus der Sicht der 
Flüchtlingsorganisationen geeignete Lösung des Problems „AsylwerberInnen in 
Schubhaft“ muss für die Zielgruppe nicht unbedingt opportun erscheinen (vgl. Kapitel 
4.2.2). Zum anderen sind für die Gestaltung geeigneter Botschaften vorherige 
strategische Entscheidungen notwendig. Gerade daran fehlte es aber in der 
Kampagnenkonzeption des Forum Asyls: Eine explizite Strategieplanung, wie das 
gesetzte Ziel erreicht werden soll, wurde nicht gemacht (vgl. Kapitel 7.6). Die 
Konsequenzen konnten in der Umsetzung festgestellt werden: So wollte man nach 
eigenen Angaben die Zielgruppe „betroffen“ machen (vgl. Kapitel 7.3.6), die 
Botschaften wurden aber eher auf einer kognitiven, als auf einer affektiven Ebene 
gesendet. Auch der viel versprechende Ansatz, die Bevölkerung über Opinion 
Leaders zu erreichen (vgl. dazu Kapitel 4.2.5 und 4.3), wurde bei der Umsetzung 
nicht konsequent verfolgt: Die Präsentation von „prominenten Stimmen gegen 
Schubhaft“ (vgl. Kapitel 7.4.5) in einer Unterseite der Homepage kann nicht genügen, 
um als „Zugpferd“ zu dienen.  
 
Trotz des hehren Vorsatzes, die Botschaften so zu gestalten, dass sie für LaiInnen 
verständlich sind (vgl. Kapitel 7.3.7), waren sowohl die Fallbeispiele als auch die 
Hintergrundinformationen von einer juristischen Sprache und Logik geprägt (siehe 
 148 
z.B. Fallbeispiel in Kapitel 7.4.5) und können daher weder für ein LaiInnenpublikum, 
noch für die Medien als geeignet gelten. Die Fokussierung auf Traumatisierte kann 
zudem zu einer zusätzlichen Stigmatisierung von AsylwerberInnen in der 
Öffentlichkeit führen. Die Gefahr, dass AsylwerberInnen dabei als kranke und hilflose 
Menschen erlebt werden, die keinen Beitrag zur Gesellschaft leisten können, ist groß 
(vgl. Kapitel 4.3). Somit kann die Strategie, über die Betonung der Verwundbarkeit 
von AsylwerberInnen Mitleid und Unterstützung zu erreichen, den gegenteiligen 
Effekt erreichen und zu einer noch größeren Ausgrenzung von AsylwerberInnen aus 
der Gesellschaft führen. Zudem war bei der Gestaltung der Botschaften festzustellen, 
dass nicht nach einer einheitlichen Strategie vorgegangen, sondern eine Mischung 
aus Menschenrechtsbezug und Dramatisierung von Schicksalen gewählt wurde. Um 
durch den menschenrechtlichen Zugang zum Thema Aufmerksamkeit und 
Unterstützung zu lukrieren, wurde jedoch das Reframing auf anerkannte und 
emotional geteilte Werte der Zielgruppe verabsäumt. Und um über das Erzählen von 
dramatischen Fallgeschichten Betroffenheit zu erzeugen, hatten die Botschaften 
einen zu informativen Charakter (vgl. Kapitel 4.3).  
 
Es wäre daher ratsam, sich für eine Strategie zu entscheiden, diese konsequent 
umzusetzen und gleichzeitig vermehrt interpersonale Kommunikation einzusetzen. 
Denn die Konzentration auf die Massenmedien als Hauptkanal für die Botschaft birgt 
– wie sich für die gegenständliche Kampagne gezeigt hat – die Gefahr, dass wenn 
diese das Anliegen nicht aufgreifen, kein Effekt erzielt werden kann. Um die 
Bevölkerung über die Auswirkungen der fremdenpolizeilichen Gesetzeslage 
aufzuklären, ist der Transport der Botschaft über die Massenmedien unersetzlich. 
Interpersonale Kommunikation kann jedoch – wie auch die sehr erfolgreiche 
australische Kampagne Chilout  gezeigt hat  – wesentlich leichter Betroffenheit 
auslösen (vgl. Kapitel 4.2.7 und 4.3). Populäre Aktionen wie jene der Kampagne 
Chilout, Kinder als „BotschafterInnen“ in die Schubhaft zu schicken, steigern zudem 
den Nachrichtenwert der Kampagne enorm und damit auch die Möglichkeit, dass 
auch jene Medien über die Kampagne berichten, die dem Fremdendiskurs eher 
kritisch und ablehnend gegenüber stehen. Damit würde sich die Chance, tatsächlich 
un- oder falsch informierte Teilöffentlichkeiten zu erreichen, wesentlich erhöhen. 
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Dass viele der möglichen oder auch notwendigen Maßnahmen einer Kampagne für 
Flüchtlingsorganisationen aufgrund ihrer geringen finanziellen Ressourcen nicht 
leistbar sind, ist eine Tatsache. Dass der Geldmangel jedoch alleine für die 
mangelnde professionelle Vorgehensweise verantwortlich ist, lässt sich zumindest 
bei gegenständlicher Kampagne in Zweifel ziehen. Vielmehr scheint der Grund dafür 
zum einen in der mangelnden Einbindung der Öffentlichkeitsabteilungen in die 
Planung der Kampagne zu liegen. Zum anderen dürfte jedoch auch bis zu einem 
gewissen Punkt der politische Wille zur advocacy-Arbeit gefehlt haben. Denn die 
Vermutung, dass Organisationen wie die Caritas, das Rote Kreuz, Amnesty 
International und Volkshilfe gemeinsam mehr als 12.000 Euro für eine Kampagne 
aufbringen könnten, liegt nahe. Und auch die Tatsache, dass essentielle Bausteine 
einer Kampagne wie die Medienarbeit vernachlässigt und Vereinbarungen nicht 
eingehalten wurden, lässt den Schluss zu, dass nicht alle Beteiligten voll hinter der 
Kampagne standen.  
 
Ein Grund dafür könnte darin liegen, dass auch in Österreich die meisten 
Flüchtlingsorganisationen eher operationale als advokatorische Ziele verfolgen (vgl. 
Kapitel 3.1.1). Wird die politische und advokatorische Arbeit jedoch nicht zu den 
eigenen Uraufgaben gezählt, dann werden auch die Prioritäten dementsprechend 
gesetzt, und die Kampagnenarbeit geht schnell im Alltagsgeschäft der 
Organisationen unter. Hinzu kommt, dass die meisten operationalen Aufgaben von 
staatlichen Institutionen finanziert werden – wie auch im Fall fast aller an der 
Kampagne beteiligten Organisationen. Die dadurch entstehende Abhängigkeit vom 
Staat hindert viele NGOs daran, vehement in der Öffentlichkeit gegen politische 
Entscheidungen ihrer GeldgeberInnen aufzutreten. So gaben auch alle 
InterviewpartnerInnen übereinstimmend an, dass bestehende Förderverträge mit 
dem Bundesministerium für Inneres den Auftritt der Organisationen in der 
Öffentlichkeit beeinflusst haben.  
 
Eine Möglichkeit, diesem Dilemma (Kritik an politischen EntscheidungsträgerInnen 
üben zu wollen, während gleichzeitig eine finanzielle Abhängigkeit von ihnen besteht) 
zu entgehen, wäre die Aufteilung in Insider- und Outsiderstrategien in der 
advokatorischen Arbeit: Jene Organisationen, die finanziell unabhängig sind, 
übernehmen das public campaigning und das advokatorische Auftreten in der 
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Öffentlichkeit, während die Organisationen, die in Leistungsverträgen mit staatlichen 
Institutionen stehen, für das Lobbying zuständig sind. Diese Trennung hätte den 
Vorteil, dass einerseits die ProjektpartnerInnen des Staates (in diesem Fall des 
Innenministeriums) von diesem verstärkt als KooperationspartnerInnen 
wahrgenommen würden und somit ihre Legitimität als InformationsgeberInnen 
steigen würde. Andererseits könnten die unabhängigen NGOs vehementer und 
lauter und somit auch glaubwürdiger in der Öffentlichkeit auftreten, da kein Konsens 
mehr mit jenen gefunden werden muss, die dies nicht können. Auf diese Weise kann 
unter Berücksichtigung der oben ausgeführten Vorgehensweisen und Strategien 
(Einbindung anderer NGOs, Segmentierung der Zielgruppen, konsequente 
Umsetzung einer Strategie, Reframing, mehr interpersonale Kommunikation, 
populäre Aktionen und der Einsatz von MitarbeiterInnen und Opinion Leaders als 
MultiplikatorInnen) auch mit einem geringen Budget professionelles und erfolgreiches 
advocacy betrieben werden. Eines dürfte jedoch außer Zweifel stehen: Damit 
Kampagnen wirklich professionell gestaltet werden können, muss ihre Konzeption 
und Durchführung auch in professionelle Hände gelegt werden – also in jene der 
ÖffentlichkeitsarbeiterInnen. 
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8 Fazit 
Die zunehmend fremdenfeindliche Stimmung in der österreichischen Bevölkerung, 
die regelmäßigen Gesetzesverschärfungen im Fremden- und Asylwesen und die 
damit immer prekärer werdende Lage für AsylwerberInnen waren Ausgangspunkt für 
die Frage, wieso es NGOs im Flüchtlingsbereich nicht gelingt, der Negativspirale im 
öffentlichen Diskurs etwas entgegenzusetzen. Die vorliegende Arbeit sollte daher 
mittels einer einschlägigen Literaturrecherche und der empirischen Analyse der 
Kampagne Flucht ist kein Verbrechen (als eine der aktuellsten Kampagnen im 
österreichischen Flüchtlingsbereich) des Forum Asyls untersuchen, auf welche Art 
Flüchtlings-NGOs versuchen, sich in den Diskurs einzubringen und woran es – aus 
einer kommunikationswissenschaftlichen Sicht heraus – liegen kann, dass sie darin 
nur bedingt erfolgreich sind. 
 
Schon in der Literaturanalyse hat sich dabei herauskristallisiert, dass zu einer 
konsequenten advocacy-Arbeit keine Alternative besteht, wenn Flüchtlings-
organisationen ihre KlientInnen nicht in einer tendenziell fremdenfeindlichen 
Umgebung sich selbst überlassen wollen. Denn AsylwerberInnen bleibt aufgrund 
ihrer gesellschaftlichen, rechtlichen und sozialen Marginalisierung der Zugang zur 
Öffentlichkeit verwehrt, und sie können somit ihre Interessen und Bedürfnisse nicht 
selbst artikulieren und vertreten. Um die Definitions- und Informationsmacht von 
Medien und Politik im öffentlichen Diskurs zu durchbrechen, müssen 
Flüchtlingsorganisationen daher mittels strategischer Kommunikation versuchen, ein 
anderes Bild jenseits von AsylwerberInnen als „Kriminelle“ und „Scheinasylanten“ in 
der Öffentlichkeit zu lancieren, um so eine Gegenöffentlichkeit zur herrschenden 
fremdenfeindlichen Meinung aufzubauen. Gleichzeitig müssen sie jedoch mittels 
direktem oder indirektem Lobbying versuchen, auf politische Entscheidungs-
trägerInnen Einfluss zu nehmen, um so einerseits eine Änderung der Gesetzeslage, 
und andererseits eine positive Beeinflussung des medialen Diskurses zu erreichen.  
 
Die Lektüre der einschlägigen Literatur ließ jedoch bald vermuten, dass Flüchtlings-
NGOs bei der Umsetzung effektiver advocacy-Kampagnen mit erheblichen 
Schwierigkeiten zu kämpfen haben: Zum einen scheint das Flüchtlingsthema, sofern 
es nicht populistisch verwendet wird, als Menschenrechtsthema nur schwer zu 
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„verkaufen“ zu sein, vor allem wenn der öffentliche Diskurs dazu negativ besetzt ist. 
Zum anderen sind gerade Flüchtlingsorganisationen mit besonders geringen 
finanziellen Ressourcen ausgestattet, da sie aufgrund der Unpopularität ihrer 
KlientInnen kaum Spenden lukrieren können. Für ihre operationelle Arbeit stehen 
daher oft keine anderen Finanzierungsquellen zur Verfügung als staatliche 
Institutionen. Die Annahme, dass die Professionalität der Kampagnen unter den 
geringen finanziellen Mitteln leidet und der öffentliche Auftritt durch die Abhängigkeit 
vom Staat beeinträchtigt wird, lag nahe.  
 
Die Analyse der Kampagne Flucht ist kein Verbrechen konnte diese These 
bestätigen. Grundlegende professionelle Schritte in einer Kampagnenkonzeption 
wurden verabsäumt. So wurde weder eine fundierte Situationsanalyse gemacht, 
noch die Zielgruppe genau bestimmt oder eine eindeutige Strategie verfolgt. Ebenso 
wenig wurden die Botschaften der Kampagne zielgruppengerecht gestaltet oder 
geeignete Medien und Kanäle gewählt. Der öffentliche Auftritt der Kampagnen-
akteurInnen, aber auch die Zusammenarbeit innerhalb der KooperationspartnerInnen 
war zudem massiv von den bestehenden Leistungsverträgen mit dem Staat 
beeinträchtigt. Während die finanziell unabhängigen Organisationen gewillt waren, 
politisch zu arbeiten, zogen sich andere, abhängige Organisationen immer mehr aus 
dem Kampagnenprozess zurück. Die Konsequenz war, dass Vereinbarungen nicht 
eingehalten wurden, die Kampagnenumsetzung nur mit halbem Einsatz verfolgt 
wurde und die Ergebnisse im Endeffekt bescheiden blieben. 
 
Eine professionelle Planung und Umsetzung der Kampagne ist jedoch gerade im 
Flüchtlingsbereich notwendig, wo die nachhaltige Setzung eines Themas in den 
öffentlichen Diskurs äußerst schwierig, aber die Beeinflussung der öffentlichen 
Meinung im Sinne der KlientInnen so wichtig erscheint. Denn ein effektives advocacy 
campaigning ist trotz geringer finanzieller Ressourcen und der Abhängigkeit vom 
Staat möglich, wenn grundlegende kommunikationswissenschaftliche 
Handlungsanleitungen eingehalten werden: Um nicht nur die Teile der Bevölkerung 
zu erreichen, die dem Flüchtlingsthema ohnehin positiv gegenüberstehen, muss die 
Zielgruppe in relevante Teilöffentlichkeiten unterteilt werden. Die Forderungen nach 
Einhaltung menschenrechtlicher Standards sollten auf zielgruppennahe Werte wie 
Familie, Gesundheit oder Kinderschutz reframed werden. Statt der Fokussierung auf 
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Medienarbeit mit Massenmedien sollte vermehrt auf interpersonale Kommunikation 
gesetzt werden, um mehr Betroffenheit auszulösen. Ratsam sind zudem originelle 
Aktionen, wie zum Beispiel Kinder als „BotschafterInnen“ in die Schubhaft zu 
schicken, denn diese können wesentlich medienwirksamer sein als altbekannte 
Medien-Events wie Demonstrationen und involvieren außerdem gleichzeitig die 
Zielgruppe. Und schließlich sollten verstärkt Opinion Leaders angesprochen und 
eingesetzt werden – denn gerade charismatische und bekannte Persönlichkeiten 
können bei kontroversen Themen einen hohen Multiplikationseffekt erzielen. 
 
Um dem Risiko zu entgehen, aufgrund der finanziellen Abhängigkeit von staatlichen 
Institutionen an Schlagkraft in der Interessensvertretung von AsylwerberInnen zu 
verlieren, sollte zudem eine Trennung von Insider- und Outsiderstrategien innerhalb 
der Allianz angedacht werden. Dadurch könnten sich die unabhängigen NGOs 
vehement im öffentlichen Diskurs für ihre KlientInnen einsetzen und alle notwendigen 
Mittel zur Mobilisierung der Öffentlichkeit ergreifen, während sich die anderen neben 
ihren operationalen Tätigkeiten auf politische Lobbymaßnahmen konzentrieren. Denn 
nur halbherzig geführte advocacy-Kampagnen, die zudem nicht Teil einer 
langfristigen und kontinuierlichen Strategie sind, können nicht zum Erfolg führen, da 
sie von keiner Seite ernst genommen werden.  
 
Ein Rückzug aus der advocacy-Arbeit auf operationale Tätigkeiten kann jedenfalls 
nicht in Betracht gezogen werden, wenn man die Konsequenzen für die KlientInnen 
bedenkt. Denn advocacy-NGOs sind in Zeiten der politischen und sozialen 
Ausgrenzung oft die einzige Stimme, die AsylwerberInnen im öffentlichen Diskurs 
haben. Als Interessensvertreterinnen ihrer KlientInnen tragen sie die Verantwortung, 
positiv auf den öffentlichen Diskurs einzuwirken, um so den Kreislauf von 
Gesetzesverschärfungen und zunehmender Fremdenfeindlichkeit zu durchbrechen. 
Dies geschieht in letzter Konsequenz nicht nur zum Wohle der AsylwerberInnen, 
sondern auch im Interesse der demokratischen Gesellschaft: Denn advocacy-Arbeit 
bringt neue Informationen in den öffentlichen, „vermachteten“ Diskurs ein, die nicht 
von eigenen Interessen geleitet sind, bietet sich dadurch als alternative 
Informationsquelle für jene an, die eine andere als die herrschende Meinung 
vertreten und kann somit die dringend notwendige Diskussion über bestehende 
Werthaltungen und zukünftige gesellschaftliche Entwicklungen in Gang bringen.  
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Anhang 
Interviewleitfaden 
 
1. Was war Ihre Aufgabe in der Kampagne und in der Kampagnenplanung? 
2. Umfeldanalyse: 
Wie kam es genau zu dem Entschluss, eine Kampagne zu starten? 
Welche Ressourcen standen zur Verfügung? 
Wie wurden andere Organisationen eingebunden? 
Welche MitarbeiterInnen der Organisation wurden mit eingebunden? Und wie? 
3. Problemanalyse: 
Was genau war das Problem, warum die Kampagne geführt wurde? 
Welche Lösung sah man für das Problem? 
Wie ist man zu dieser Einschätzung gekommen? 
4. Wen wollte man mit der Kampagne ansprechen? 
5. Was genau wollte man mit der Kampagne erreichen? 
6. Wie wollte man das Ziel erreichen?  
7. Botschaft: 
Was war die Kernaussage, die durch die Kampagne transportiert wurde? 
Nach welchen Kriterien wurden die Botschaften verfasst? 
Wer trat in der Öffentlichkeit auf? 
8. Welche Medien wurden ausgewählt und warum? 
9. Was für Reaktionen gab es auf die Kampagne? 
Was war das Ergebnis insgesamt der Kampagne? 
10. Wie wurde die Evaluation gemacht? 
11. Wie ist ihre eigene Einschätzung der Planung und des Ablaufs der Kampagne? 
12. Welche äußeren Umstände beeinflussten die Kampagne? 
13. Was könnte man besser machen? 
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Abstract 
Ausgehend von der Fragestellung, warum es Flüchtlingsorganisationen nicht 
gelingen zu scheint, den fremdenfeindlichen Tendenzen im öffentlichen, medialen 
und politischen Diskurs über AsylwerberInnen etwas entgegenzusetzen, beschäftigt 
sich gegenständliche Arbeit mit dem Instrument advocacy campaigning im 
Flüchtlingsbereich. Anhand der Kampagne Flucht ist kein Verbrechen, die die 
Abschaffung der Schubhaft für AsylwerberInnen fordert, soll untersucht werden, wie 
advocacy-Kampagnen im Flüchtlingsbereich konzipiert werden, was ihre Planung 
beeinflusst und inwieweit kommunikationswissenschaftliche Kriterien im 
Kampagnenverlauf berücksichtigt werden. Daraus sollen Lehren gezogen werden, 
wie entsprechende Kampagnen aufgebaut werden sollten, um effektiv im Sinne der 
AsylwerberInnen in den öffentlichen Diskurs eingreifen zu können. 
Die im ersten Teil der Arbeit diskutierten theoretischen Grundlagen zeigen, 
dass zur advocacy-Arbeit keine Alternative besteht, wenn Flüchtlingsorganisationen 
die Bedürfnisse und Interessen ihrer KlientInnen in einem negativ besetzten 
öffentlichen Diskurs durchsetzen wollen. Geringe finanzielle Ressourcen und die 
Abhängigkeit von staatlichen Stellen als Fördergeberinnen behindern jedoch das 
advokatorische Auftreten vieler Flüchtlings-NGOs. 
Die empirische Analyse der Kampagne im zweiten Teil der Arbeit bestätigt 
diese These aus der Theorie. Kaum vorhandene finanzielle Mittel, aber auch die 
fehlende Einbindung professioneller ÖffentlichkeitsarbeiterInnen unterwandern ein 
professionelles Vorgehen in der Kampagnenplanung; kommunikationswissen-
schaftliche Voraussetzungen für das Gelingen einer Kampagne werden somit nicht 
erfüllt. Zusätzlich beeinträchtigen bestehende Förderverträge mit dem Staat das 
öffentliche Auftreten und die Kooperation innerhalb der relevanten NGOs. Für die 
Konzeption zukünftiger Kampagnen können aus der Analyse folgende Schlüsse 
gezogen werden: Menschenrechtliche Themen im Flüchtlingsbereich müssen auf 
zielgruppennahe Werte bezogen werden, um von der Öffentlichkeit aufgenommen zu 
werden. Zudem sollte vermehrt auf interpersonale Kommunikation, originelle 
Aktionen und den Multiplikationseffekt von Opinion Leaders gesetzt werden. Und 
schließlich müssen campaigning und Lobbying innerhalb bestehender NGO-
Allianzen aufgeteilt werden, um durch die finanzielle Abhängigkeit vom Staat nicht an 
Schlagkraft und Glaubwürdigkeit zu verlieren. 
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